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GELEITWORT 

 

 

SUSANNE LUTHER ||  
 

Die Millenniumsentwicklungsziele - im 

Fachjargon und in der englischen Abkürzung 

besser bekannt als die MDGs (Millennium 

Development Goals) - prägten die entwick-

lungspolitische Debatte der vergangenen 

Jahre tiefgreifend. Acht einfach anmutende 

Ziele als schillernde Themen für den gesam-

ten Globus. Medial aufbereitet, immer griffbe-

reit, schnell zu verstehen. Aber auch zügig 

und nachhaltig umzusetzen?  

 

Erfolge sind vorzuweisen. Gemäß dem 

MDG Report 2013 hat sich der Anteil der in 

extremer Armut lebenden Menschen hal-

biert, mehr als 2,1 Milliarden Menschen 

haben Zugang zu sauberem Trinkwasser 

erlangt und der Anteil von Slumbewohnern 

sinkt. All dies sind beeindruckende Zahlen, 

nicht weniger bemerkenswert sind jedoch 

die 1,2 Milliarden Menschen, die noch im-

mer in Armut leben; ein Achtel der Weltbe-

völkerung leidet Hunger und 2,5 Milliarden 

Menschen haben keinen Zugang zu ver-

besserten Sanitäreinrichtungen. Die regio-

nalen und globalen Auswirkungen sind 

dabei höchst unterschiedlich. 

 

Wo lagen die Fehler? War die Frist zu 

kurz, der politische Wille zu gering oder die 

Herausforderung einfach zu groß? Haben 

die acht MDGs die Millenniumserklärung zu 

stärk verkürzt? Eine einfache Antwort auf 

diese Fragen gibt es nicht, sicherlich steckt 

in allen ein Teil der Wahrheit.  

 

Die Erreichung der MDGs ist nicht nur 

eine moralische Notwendigkeit, die sich aus 

unserer christlichen Verantwortung herleitet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sie basiert auch auf einem wohl verstande-

nen Interesse und der Verpflichtung um 

unserer selbst willen, Frieden, Demokratie 

und Entwicklung weltweit zu fördern.  

 

Kriege, Hungeraufstände, bittere Armut, 

Pandemien oder auch klimabedingte Wan-

derungsprozesse haben verheerende Aus-

wirkungen auf die betroffenen Menschen in 

dem jeweiligen Land und verletzen in einer 

gemeinsamen Welt die universellen Men-

schenrechte. Sie können zudem der Nähr-

boden für regionale und globale Migration, 

Gewalt und Terrorismus sowie Abneigung 

gegenüber der westlichen Welt sein.  

 

Der Begriff der menschlichen Entwicklung 

ist komplex. Dabei geht das Verständnis der 

Politischen Stiftungen über die klassische 

Definition, Lebenserwartungs- und Bildungs-

index sowie den Lebensstandard gemessen 

am Bruttonationaleinkommen, hinaus. Wäh-

rend die MDGs noch in diesem starren Mus-

ter verharren, zielt das Konzept der „Verwirk-

lichungschancen als Freiheiten“ von Amartya 

Sen da schon genauer. Ein erweitertes Ver-

ständnis von menschlicher Entwicklung be-

nötigt die Grundsicherung menschlicher Exis-

tenz als Vorbedingung. Funktionierende 

Rahmenbedingungen sind jedoch elementa-

re Voraussetzungen für eine nachhaltige 

Entwicklung und Wohlstand.   

 

Politische Menschenrechte wie Mitspra-

che, Erwachsenenbildung oder Pressefrei-

heit, Rechtsstaatlichkeit, eine lebendige Zi-

vilgesellschaft, Gute Regierungsführung, 

Transparenz, Frieden, soziale Inklusion, 
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funktionsfähige und dem Menschen dienen-

de staatliche Institutionen sowie die Abwe-

senheit von Korruption sind hier zuvorderst 

aufzuführen. Rahmenbedingungen, die in 

den MDGs zu kurz gekommen sind, aber im 

Fokus der Politischen Stiftungen stehen.  

 

Die Hanns-Seidel-Stiftung fördert in ihren 

Projekten die „alten“ MDGs auf direkte und 

indirekte Weise. Ob Bildungspolitik in China, 

die Förderung der Gleichberechtigung von 

Frauen in Bolivien und Marokko oder auch 

der Schutz der Umwelt in Jordanien, Vietnam 

und Myanmar, unsere Auslandsmit-

arbeiterinnen und Auslandsmitarbeiter arbei-

ten oft unter schweren Bedingungen ge-

meinsam mit den Partnerinstitutionen an der 

Realisierung dieser Ziele. Hierüber berichten 

sie in der vorliegenden Publikation. Zudem 

werfen sie einen Blick auf die Zukunft und die 

Herausforderungen, die auf „ihre“ Länder 

warten und zeigen auf, wie diese sich aktiv 

an der Post-2015 Agenda beteiligen. Unser 

Büro in Brüssel analysiert die europäische 

Perspektive im MDG Prozess. Ein Interview 

mit Prof. Michael Chege, Berater für Interna-

tionale Entwicklungspolitik im Ministerium für 

Planung und nationale Entwicklung, gibt eine 

Meinung aus Kenia wieder. 

 

Die MDGs waren nicht neu und auch die 

Ziele einer Post-2015 Agenda werden nicht 

vom Himmel fallen. Bereits 1973 forderte 

der damalige Präsident der Weltbank Ro-

bert McNamara in Nairobi die Ausrottung 

der absoluten Armut bis zum Ende des 

Jahrhunderts, und der Brundtland-Bericht 

von 1987 deklarierte das Postulat einer 

nachhaltigen Entwicklung. Neu sind jedoch 

die sich ständig verändernden Rahmenbe-

dingungen, ob geopolitischer, weltwirtschaft-

licher oder ökologischer Natur. 

 

Es sind nur noch 18 Monate, bis in New 

York im September 2015 wieder Staats- und 

Regierungschefs aus aller Welt eine Post-

2015 Agenda verabschieden wollen. Das 

High-level Panel of Eminent Persons on the 

Post-2015 Development Agenda hat im Mai 

2013 seinen Bericht mit dem Titel A new 

global partnership: eradicate poverty and 

transform economies through sustainable 

development vorgestellt und damit eine erste 

Richtung vorgegeben. Insbesondere die Zie-

le 10 und 11, die die Sicherstellung von Gu-

ter Regierungsführung, effektiven Institutio-

nen sowie stabilen und friedlichen Gesell-

schaften zum Ziel haben, stellen einen quali-

tativen Sprung dar. 

 

Die aktuell noch parallel stattfindende und 

von den nationalen Regierungen initiierte 

Debatte über globale Nachhaltigkeitsziele, 

die Sustainable Development Goals, bringt 

umfassendere und global transformativ wir-

kende Zielvorstellungen mit sich. Ein ge-

meinsamer Zielkatalog am Ende der Debat-

ten ist wünschenswert. 

 

Ob am Ende des Tages der große Wurf 

gelingt, entscheidet sich nicht mit dem pro-

duzierten Blatt Papier, sondern durch die 

Anstrengungen von Regierung, Zivilgesell-

schaft und Wirtschaft in den  Industrie-, 

Schwellen- und Entwicklungsländern glei-

chermaßen, die gemeinsam vereinbarten 

Ziele zu erreichen – Ziele, die für alle gelten 

und für die alle Verantwortung tragen. 

 

The World we want ist eine globale Kon-

sultation der Vereinten Nationen und zivilge-

sellschaftlicher Akteure um die Stimmen aller 

Menschen in die Post-2015 Agenda einflie-

ßen zu lassen. Vielleicht ermutigt Sie die 

Lektüre dieser Ausgabe sich einzubringen. 

Wir würden uns sehr freuen. In diesem Sinne 

möchte ich Ihnen eine spannende Lektüre 

wünschen, 

 

 

 

 

 

 

 

 
||  DR. SUSANNE LUTHER 

Leiterin Institut für Internationale Zusammen-

arbeit der Hanns-Seidel-Stiftung 
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DIE MILLENNIUMSENTWICKLUNGSZIELE 
IN JORDANIEN - BESTANDSAUFNAHME 
UND AUSBLICK 
 

 

THOMAS GEBHARD ||  
 

Im Juli 2012 gab der Generalsekretär der 

Vereinten Nationen (VN), Ban Ki-Moon, die 

Mitglieder des 27-köpfigen Gremiums be-

kannt, dessen vornehmliche Aufgabe die 

Beratung der Vereinten Nationen bei der 

Formulierung der “Post-2015 Development 

Agenda“ war. Diesem Gremium gehörten 

u.a. die jordanische Königin Rania Al Abdul-

lah sowie der frühere deutsche Bundesprä-

sident Dr. Horst Köhler an. 

 

Bereits zehn Monate später überreichte 

das Gremium seine Empfehlungen, die in 

dem Bericht “A new global partnership - 

Eradicate poverty and transform economies 

through sustainable development“ zusam-

mengefasst sind.
1
 Der Bericht basiert auf 

den Ergebnissen von 88 nationalen Konsul-

tationen, für die auch Jordanien ausgewählt 

worden war. Bevor jedoch der Blick auf die 

Zeit nach 2015 gerichtet wird, erscheint es 

wichtig, zunächst auf das zurückzublicken, 

was im Nachgang der Millenniumserklärung 

und im Rahmen der Umsetzung der Millen-

niumsentwicklungsziele (engl. Millennium 

Development Goals - MDGs) bisher erreicht 

worden ist. 

 

Die Millenniumsentwicklungsziele 

 

Mit der Unterzeichnung der Millenniums-

erklärung im Jahre 2000 hat sich Jordanien 

nicht nur verpflichtet, einen Beitrag zur in-

ternationalen Entwicklung zu leisten. Viel-

mehr war es erklärte Absicht, mit diesem 

Beitrag auch einen Schritt hin zur weiteren 

Entwicklung des eigenen Landes zu ma-

chen. 

In der Phase der Umsetzung veröffent-

lichten die VN in den Jahren 2004 und 2010 

zwei Zwischenberichte, aus denen hervor-

geht, inwieweit sich Jordanien auf einem 

Weg befindet, die gesteckten Ziele zu errei-

chen. Die Ergebnisse der von Mitarbeitern 

der VN, der jordanischen Regierung sowie 

von Vertretern jordanischer Nicht-Regie-

rungsorganisationen gemeinsam durchge-

führten Evaluierungen wurden in den zwei 

vorgenannten Zwischenberichten zum Stand 

der Erreichung der MDGs publiziert.
2
 

 

Der zweite der vorgenannten Zwischen-

berichte bezeichnet die bisher erzielten Er-

gebnisse als zufriedenstellend, d.h., Jorda-

nien hat entweder die gesetzten Ziele be-

reits erreicht, ist auf einem guten Weg, die 

Ziele bis 2015 zu erreichen oder aber ist in 

der Lage, die gesetzten Ziele noch zu errei-

chen, wenn bestimmte Weichenstellungen 

zeitnah vorgenommen werden. 

 

Die Entwicklungsziele, die bereits er-

reicht worden sind 

 

Einzig das Entwicklungsziel 2 - die all-

gemeine Grundschulbildung für alle, kann 

bis Ende 2013 in Jordanien als erreicht be-

zeichnet werden. 
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Die Erhebungen und Statistiken des jor-

danischen Bildungsministeriums weisen 

aus, dass Jordanien auf diesem Gebiet 

Fortschritte gemacht hat. Zum Zeitpunkt 

der Verabschiedung der MDGs lag die Ein-

schulungsquote in Jordanien bei 96,2 Pro-

zent. Innerhalb der folgenden zehn Jahre 

hat sich diese Quote auf bis zu 97,6 Pro-

zent erhöht, wobei anzumerken ist, dass 

ein Wert von 100 Prozent praktisch nicht zu 

erreichen ist (u.a. weil es immer wieder 

Kinder in der vorgenannten Altersgruppe 

gibt, die entweder bereits weiterführende 

Schulen oder aber andere Schulen, die 

nicht unter das Grundschulsystem fallen, 

besuchen, und damit aus der hier betrach-

teten Zielgruppe herausfallen). Das Ver-

hältnis von Jungen zu Mädchen ist annä-

hernd gleich, wobei dies schon vor 2000 

der Fall war. 

 

Zum Entwicklungsziel 2 ist kritisch an-

zumerken, dass es leider nichts über die 

Qualität der Schulausbildung, d.h. das Bil-

dungssystem und die Bildungseinrichtungen 

aussagt. Es erscheint daher sinnvoll, das 

oben genannte Ziel neu zu formulieren, und 

mit geeigneten Indikatoren zu versehen. 

 

Die Entwicklungsziele, die bis 2015 noch 

erreicht werden können 

 

Hinsichtlich der Erreichung der Entwick-

lungsziele 5 und 6 befindet sich Jordanien 

auf einem guten Weg. Zur Überprüfung, ob 

das Entwicklungsziel 5 - die Gesundheit von 

Müttern verbessern, erreicht ist, wurden 

zwei Unterziele formuliert. Das Erreichen 

des ersten Unterziels, die Reduzierung der 

Müttersterblichkeit auf zwölf Todesfälle pro 

100.000 Lebendgeburten, scheint möglich. 

 

In den zurückliegenden 20 Jahren ist die 

Müttersterblichkeit in Jordanien signifikant 

zurückgegangen. Wurden im Jahre 1990 

noch 49 Todesfälle pro 100.000 Lebendge-

burten registriert, sank diese Zahl bis 1997 

auf 41. In den Jahren bis 2010 wurde ein 

weiteres Absinken bis auf 19 Todesfälle pro 

100.000 Lebendgeburten registriert. 

Gleiches gilt für die Anzahl der Geburten 

unter Aufsicht entsprechend ausgebildeten 

Personals. Lag diese Quote im Jahre 1990 

noch bei rund 87 Prozent, hat sich dieser 

Wert bis 2010 auf 99 Prozent erhöht, so 

dass das Erreichen der Vorgabe von 100 

Prozent bis 2015 möglich sein sollte. 

 

Weniger gut sieht es beim Erreichen des 

zweiten Unterziel aus, dem Zugang von 

65,8 Prozent aller Frauen in der Altersgrup-

pe der 15- bis 49-Jährigen zu Diensten der 

reproduktiven Gesundheit. 

 

Zwar ist auch hier die Quote der Frauen, 

die Verhütungsmittel benutzen, von 40,2 

Prozent im Jahre 1990 auf 59,3 Prozent im 

Jahre 2010 gestiegen, doch bedarf es noch 

großer Anstrengungen, diese Quote bis zum 

Jahr 2015 auf den vorgegebenen Wert zu 

erhöhen. Vor allem in den ländlichen Regio-

nen ist die Akzeptanz von Verhütungsmit-

teln noch gering. Die jordanische Regierung 

hat an der Erreichung dieses Ziels insofern 

ein großes Interesse, als dass es nur mit 

dem Erreichen desselben realistisch ist, das 

nach wie vor hohe Bevölkerungswachstum 

und den Druck auf bereits heute knappe 

Ressourcen wie Wasser und Energie, aber 

auch auf den Arbeitsmarkt zu reduzieren. 

 

Was die Deckung des Bedarfs an Bera-

tung zur Familienplanung anbelangt, so 

wurden auch hier deutliche Verbesserungen 

erreicht. Die Halbierung des ungedeckten 

Bedarfs von 22 Prozent im Jahre 1990 auf 

elf Prozent im Jahre 2010 lässt jedoch Zwei-

fel aufkommen, ob der Bedarf in den ver-

bleibenden fünf Jahren zur Gänze gedeckt 

werden kann. 

 

Gleichermaßen sind Zweifel berechtigt, 

ob die Geburtenquote unter Mädchen bzw. 

jungen Frauen im Alter von unter 18 Jahren 

bis 2015 auf den geforderten Wert von zwei 

Prozent in Bezug auf die Gesamtzahl aller 

Geburten eines Jahres gesenkt werden 

kann. Zwar ist auch dieser Wert in den Jah-

ren 1990 - 2007 deutlich gesunken (von 7,4 

Prozent auf 4,1 Prozent), doch ist für die 
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Jahre danach ein nicht weiter begründeter 

Anstieg auf wieder 4,7 Prozent festzustel-

len. Eine signifikante Reduzierung bis 2015 

erscheint daher unwahrscheinlich. 

 

Die Gründe dafür sind insbesondere in 

den ländlichen Regionen, in der Badia so-

wie in den Gouvernements Ma’an, Tafileh, 

Kerak und Mafraq zu suchen, wo die Bevöl-

kerung noch durch eine zum Teil sehr tradi-

tionelle Lebensweise gekennzeichnet ist. 

Darüber hinaus fehlt es der Regierung an 

ausreichenden Finanzmitteln, um die Ge-

sundheitsdienste und hier insbesondere die 

Beratungsstellen weiter auszubauen. Fami-

lienplanung ist in der hiesigen traditionellen 

Gesellschaft ein sehr sensibles Thema, das 

nur behutsam angegangen werden kann 

und damit auch nur langfristig Erfolg zeiti-

gen dürfte. 

 

Auch das Entwicklungsziel 6 - HIV/AIDS, 

Malaria und andere übertragbare Krankhei-

ten bekämpfen, ist im jordanischen Kontext 

durchaus kontrovers zu betrachten. Nach 

Angaben des jordanischen Gesundheitsmi-

nisteriums sind in Jordanien nur wenige 

Menschen mit dem HI-Virus infiziert bzw. 

an AIDS erkrankt, sodass man davon aus-

geht, dass die Ausbreitung und der Aus-

bruch des Virus bis zum Jahre 2015 ge-

stoppt werden können. Untersuchungen im 

Vorfeld der Erstellung des zweiten Berichts 

zum Stand der MDGs haben ergeben, dass 

in Jordanien im Jahre 2010 insgesamt 713 

Personen mit dem HI-Virus infiziert bzw. an 

AIDS erkrankt waren, was in etwa einem 

Verhältnis von 1:10.000 entspricht. Wäh-

rend es dem Gesundheitsministerium wich-

tig ist darauf hinzuweisen, dass 70 Prozent 

der Infizierten bzw. Erkrankten Ausländer 

sind, ist mit Blick auf die geringe Zahl an 

Infektionen bzw. Erkrankungen darauf hin-

zuweisen, dass sich zwar jeder Ausländer, 

der in Jordanien leben und arbeiten möchte, 

einem HIV-Test unterziehen muss, das Be-

wusstsein der jordanischen Bevölkerung für 

diese Erkrankung jedoch relativ gering ist. 

Freiwillige und/oder routinemäßige HIV-

Untersuchungen gibt es unter der jordani-

schen Bevölkerung wenig. Insofern kann 

nicht ausgeschlossen werden, dass die Zahl 

der HIV-Infektionen bzw. AIDS-Erkran-

kungen besonders unter der jordanischen 

Bevölkerung höher ist, als die von offizieller 

Seite angegebenen 220 Fälle. Aufgrund der 

unzureichenden Akzeptanz von Verhü-

tungsmitteln, und hier insbesondere von 

Kondomen, ist dies leider zu befürchten. 

 

Was andere ansteckende Krankheiten 

wie Malaria und Tuberkulose sowie nicht 

ansteckende und nicht übertragbare Krank-

heiten wie Diabetes anbelangt, so ist insbe-

sondere die letztgenannte Erkrankung in 

Jordanien relativ weit verbreitet. In den zu-

rückliegenden 20 Jahren ist darüber hinaus 

ein signifikanter Anstieg des Cholesterin-

spiegels bei einem immer größeren Teil der 

Bevölkerung festzustellen. Inzwischen sol-

len 36 Prozent der Bevölkerung einen deut-

lich zu hohen Cholesterinwert haben, was 

ernsthafte Folgeerkrankungen und damit 

auch Kosten für das Gesundheitswesen 

nach sich ziehen kann. Eine Ursache für 

diese Auffälligkeit ist auf den hohen Anteil 

von Rauchern in der jordanischen Gesell-

schaft zurückzuführen.  

Malaria war in Jordanien um das Jahr 

1970 bereits ausgerottet. Seit 2000 treten 

vereinzelt wieder Fälle von Malaria auf, von 

denen man annimmt, dass sie zusammen 

mit den Gastarbeitern aus Ägypten, Afrika 

und vor allem Asien ins Land gelangen. 

Was Neuerkrankungen mit Tuberkulose 

anbelangt, so weisen die letzten Erhebun-

gen aus dem Jahre 2010 die Erkrankung 

von 6 aus 100.000 in Jordanien lebenden 

Menschen aus. Insbesondere ansteckende 

Krankheiten wie Masern und Meningitis sind 

seit Beginn des starken Zustroms syrischer 

Flüchtlinge wieder im Anstieg begriffen, was 

auf den schlechten Impfstatus der Flüchtlin-

ge zurückzuführen ist. 
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Die Entwicklungsziele, die bis 2015 nicht 

mehr oder nur noch dann erreicht wer-

den können, wenn umgehend größere 

Anstrengungen unternommen werden 

 

Nachdem bisher lediglich drei der acht 

Entwicklungsziele als bereits erreicht bzw. 

bei weiterer Entwicklung wie bisher als bis 

2015 weitgehend erreichbar eingestuft wur-

den, gilt es im Folgenden einen Blick auf die 

fünf Entwicklungsziele zu werfen, die noch 

weiterer und vor allem umgehender An-

strengungen bedürfen, wenn sie bis Ende 

2015 noch erreicht werden sollen. Zu drei 

dieser Entwicklungsziele, den Zielen 1, 3 

und 7, leistet das Projekt der Hanns-Seidel-

Stiftung in Jordanien einen Beitrag, der als 

Unterstützung der jordanischen Bemühun-

gen zur Erreichung dieser Ziele verstanden 

wird. 

 

Das Entwicklungsziel 1 - den Anteil der 

Weltbevölkerung, der unter extremer Armut 

und Hunger leidet, halbieren, ist als eines 

der vordringlichsten MDGs zu bezeichnen. 

 

Die Angaben der jordanischen Regierung 

für den zweiten Bericht zum Stand der 

MDGs lassen den Schluss zu, dass das 

erste Unterziel, die Halbierung des Anteils 

der Menschen, die weniger als 1,25 US-

Dollar am Tag zum Leben haben, erreicht 

werden wird. Ausweislich des vorgenannten 

Berichtes lag der Anteil der Menschen, die 

1992 in Jordanien unter extremer Armut 

lebten, bei 6,6 Prozent. Da die Statistiken 

bereits für das Jahr 2008 ein Wert von 0,75 

Prozent ausweisen, kann davon ausgegan-

gen werden, dass das Unterziel 1 erreicht 

werden wird. 

 

Die Erreichung des zweiten Unterziels, 

die Herbeiführung von Vollbeschäftigung, 

stellt für Jordanien hingegen eine so große 

Herausforderung dar, dass dies auf abseh-

bare Zeit nicht zu erreichen sein dürfte. 

Nach Einschätzung des Autors stellt die 

Schaffung von Voraussetzungen, dass im 

privaten Sektor mehr Arbeitsplätze entste-

hen (können), neben der Reform des Bil-

dungswesens, die größte Herausforderung 

an die jordanische Politik dar, von der nichts 

Geringeres als die weitere Stabilität des 

Landes abhängt. 

 

Trotz einer Vielzahl ergriffener Maßnah-

men, wie der stärkeren Einbindung Jordani-

ens in den regionalen und internationalen 

Handel (z.B. durch den Abschluss von Frei-

handelsabkommen), der Auflegung von 

Programmen zur Förderung von (Auslands-) 

Investitionen in Jordanien oder auch der 

stärkeren Zusammenarbeit staatlicher Stel-

len mit dem privaten Sektor, öffnet sich die 

Schere zwischen denen, die in Jordanien 

eine auskömmliche Arbeit haben und de-

nen, die einen Arbeitsplatz suchen, bestän-

dig weiter. Die von offizieller Seite gegen-

wärtig mit 14 Prozent angegebene Arbeits-

losigkeit ist nur die Spitze des Eisbergs. Da 

sich große Teile der jordanischen Bevölke-

rung nicht (mehr) um einen Arbeitsplatz 

bemühen und aus diesem Grund auch nicht 

als Arbeit suchend gelten, fließen sie nicht 

in die Berechnung der offiziellen Arbeitslo-

senquote ein. In Ermangelung eines ausrei-

chenden Zugangs zu entsprechenden Sozi-

alsystemen ist dieser Personenkreis auf die 

Unterstützung durch die Familie angewie-

sen. Die Arbeitslosigkeit ist unter jungen 

Menschen, unter Akademikern und unter 

Frauen am höchsten, was nicht wirklich 

überraschend ist, wenn man die Situation 

vor Ort kennt. 

 

Die Ursachen der Misere sind vielfältig 

und beginnen damit, dass Jordanien ein 

Land ohne nennenswerte Bodenschätze 

(abgesehen von Pottasche und Phosphat) 

und ohne wertschöpfende Industrie ist (ab-

gesehen von einer nicht viele Arbeitsplätze 

schaffenden Pharmaindustrie und einer 

Textilindustrie, in der jedoch überwiegend 

Asiaten arbeiten). Die Sektoren, die am 

ehesten Arbeitsplätze in größerer Zahl 

schaffen könnten, sind die Landwirtschaft 

und der Dienstleistungssektor (und hier vor 

allem der Tourismusbereich, der seit dem 

Arabischen Frühling danieder liegt). Insbe-

sondere die beiden letztgenannten Sektoren 
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kämpfen jedoch mit ihren ganz eigenen 

Problemen, die damit beginnen, dass große 

Teile der Bevölkerung nicht-akademische 

Berufe und Tätigkeiten in bestimmten 

Dienstleistungsbereichen bis heute ableh-

nen (Stichwort ‘Culture of Shame‘). Ent-

sprechend ist der Anteil ausländischer Ar-

beitskräfte in den beiden vorgenannten Be-

reichen hoch. Gleiches gilt für den Bereich 

der Textilherstellung, die überwiegend in 

den im Nachgang des 1994 geschlossenen 

Friedensvertrags mit Israel geschaffenen 

Sonderwirtschaftszonen stattfindet.
3
 Von 

den in diesem Zusammenhang immer wie-

der genannten bis zu 80.000 Arbeitsplätzen, 

sollen annähernd 80 Prozent mit asiatischen 

Gastarbeitern vor allem aus Indien, Pakistan 

und Bangladesch besetzt sein (u.a. weil 

viele Jordanier die dort angebotene Arbeit 

als zu hart und zu schlecht bezahlt ableh-

nen). 

 

So wie hinsichtlich der Ausbildung eine 

eindeutige Präferenz für eine akademische 

Ausbildung besteht, ist hinsichtlich der Ar-

beitsplatzsuche der öffentliche Sektor die 

erste Wahl (u.a. weil diese Arbeitsplätze 

tendenziell besser bezahlt, von der Arbeits-

zeit geregelter und begrenzt sowie last but 

not least weniger anstrengend sind).  

 

Während in manchen Bereichen positive 

Veränderungen festzustellen sind (z.B. in 

der Tourismusbranche), gilt dies für andere 

Bereiche so gut wie nicht (z.B. in der Bau-

wirtschaft, in der Landwirtschaft und in der 

Textilherstellung). Die seit 2008 anhaltende 

internationale Finanz- und Wirtschaftskrise 

trägt ihren Teil dazu bei, dass immer größe-

re Teile der jordanischen Jugend es schwer 

haben, einen Arbeitsplatz zu finden.  

 

Eine Appeasement-Politik in Form der 

Ausweitung des heute schon 300.000 Ar-

beitskräfte umfassenden öffentlichen Diens-

tes ist nicht die Lösung, zumal dieser An-

satz nicht zu mehr Effizienz des öffentlichen 

Sektors beiträgt, sondern stattdessen die 

ohnehin schon hohen Ausgaben für den 

öffentlichen Dienst weiter erhöht.
4
 

Hinsichtlich des dritten Unterziels, den 

Anteil der Menschen halbieren, die Hunger 

leiden, wurden Verbesserungen erreicht. 

Die Erreichung der Zielvorgaben ist realis-

tisch. 

 

In die Gruppe der Ziele, die bis 2015 nur 

noch dann erreicht werden können, wenn 

die diesbezüglichen Anstrengungen erhöht 

werden, gehört auch das Ziel 3 - die Gleich-

stellung der Geschlechter fördern und die 

Rechte von Frauen stärken. 

 

Nach Angaben des jordanischen Bil-

dungsministeriums war die Ausgangslage 

im Bezug auf das Verhältnis von Mädchen 

und Jungen auf allen Bildungsebenen be-

reits im Jahre 1990 gut. Im Bereich der 

Grundschulbildung waren zu diesem Zeit-

punkt 47 Prozent der beschulten Kinder 

Mädchen. Dieser Wert hat sich bis 2010 auf 

knapp 49 Prozent verbessert, sodass der 

angestrebte Wert von 50 Prozent bis zum 

Jahr 2015 erreicht werden sollte. In der 

Sekundarschulbildung betrug der Anteil der 

Mädchen an der Gesamtzahl aller Schüler 

bereits 1990 in etwa 52,5 Prozent. Er hat 

sich seitdem sogar auf 55 Prozent im Jahr 

2010 erhöht. Im Bereich der akademischen 

Bildung an Universitäten betrug der Anteil 

der Mädchen bzw. jungen Frauen an der 

Gesamtzahl aller Studenten 1990 bereits 43 

Prozent (an staatlichen Universitäten - an 

den privaten Universitäten 19 Prozent). Die 

entsprechenden Werte haben sich bis 2010 

auf 65 Prozent an staatlichen Universitäten 

und 24 Prozent an privaten Universitäten 

verbessert (im Durchschnitt aller Universitä-

ten liegt dieser Wert bei 52 Prozent). Aus 

den Kennzahlen des akademischen Bil-

dungsbereichs kann man den Schluss zie-

hen, dass mehr Mädchen als Jungen die 

höheren Eingangsvoraussetzungen für die 

staatlichen Universitäten erfüllen. Hingegen 

besuchen mehr Jungen private Universitä-

ten, die einerseits geringere Eingangsvo-

raussetzungen haben, andererseits aber 

kostenpflichtig und damit teurer als die 

staatlichen Universitäten sind, wobei, pau-

schal gesagt, die meisten staatlichen Uni-
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versitäten einen deutlich besseren Ruf als 

viele der privaten Universitäten genießen. 

Auch unter Einbeziehung der verbleibenden 

anderen akademischen Bildungseinrichtun-

gen (z.B. Colleges) ändert sich nichts daran, 

dass in Jordanien mehr Mädchen als Jun-

gen eine akademische Ausbildung durchlau-

fen. Bedauerlich und eine Verschwendung 

von Ressourcen ist, dass nur ein sehr ge-

ringer Teil dieser jungen Frauen am Ende 

auch einen Arbeitsplatz findet bzw. eine 

Arbeit aufnimmt. 

 

Probleme gibt es hinsichtlich der berufli-

chen Bildung, die wie weiter oben bereits 

ausgeführt, in Jordanien kein hohes Anse-

hen genießt. Dieses negative Bild, ver-

mischt mit weiteren Ressentiments und 

Vorurteilen, macht sich auch in dem gerin-

gen Anteil von Mädchen bzw. jungen Frau-

en bemerkbar, die eine berufliche Ausbil-

dung durchlaufen. Im Referenzjahr 1990 

betrug der Anteil des weiblichen Ge-

schlechts an der beruflichen Bildung gerade 

einmal 26,5 Prozent. Dieser Wert hat sich 

bis 2010 zwar auf 32,5 Prozent verbessert, 

doch ist es geradezu ausgeschlossen, dass 

bis zum Jahre 2015 die Zielgröße von 50 

Prozent noch erreicht wird. 

 

Der Anteil von Mädchen und Frauen in 

entlohnten Beschäftigungsverhältnissen hat 

sich in den Jahren seit 1990 nicht wesent-

lich erhöht. Lag deren Anteil an der Ge-

samtheit aller Beschäftigten im Jahre 1991 

bei elf Prozent, so ist er bis 2009 auf gerade 

einmal 16,2 Prozent gestiegen. Eine zu Jah-

resbeginn 2014 veröffentlichte Studie des 

“Phenix Centre for Economic and Informatic 

Studies“ kommt zu dem Ergebnis, dass die-

ser Wert für das Jahr 2013 nur noch bei 

14,1 Prozent liegt. Den höchsten Beschäfti-

gungsanteil von Frauen weist der Studie zu 

Folge der Bildungssektor (43,2 Prozent) auf. 

Lehrerin ist ein für Frauen akzeptierter Be-

ruf. Auf den Plätzen folgen der Gesund-

heitssektor (14,9 Prozent) und das produ-

zierende Gewerbe (7,4 Prozent).
5
 Die Be-

schäftigungsquote von Frauen ist selbst im 

Kontext der arabischen Welt eine der nied-

rigsten. Lediglich im Jemen soll die Be-

schäftigungsquote von Frauen noch gerin-

ger sein als in Jordanien. 

 

Was die Zahl weiblicher Abgeordneter 

im jordanischen Parlament anbelangt, so 

ist diese seit 1990 kontinuierlich gestiegen. 

Dem ausschließlich vom König ernannten 

75-köpfigen Senat, dem Oberhaus, gehö-

ren derzeit acht Frauen an. Dem vom Volk 

gewählten 150-köpfigen jordanischen Re-

präsentantenhaus, dem Unterhaus, 18 

Frauen. 

 

In einer Gesamtbewertung des bisher Er-

reichten kommt die jordanische Regierung 

zu dem Schluss, dass die Entwicklung in 

Bezug auf das Entwicklungsziel 3 hinter 

dem zurückgeblieben ist, was man sich 

selbst zum Ziel gesetzt hat. Die Gründe für 

das Nichterreichen dieses Zieles sind viel-

fältig. Sie sind in einem insgesamt schwieri-

gen wirtschaftlichen Umfeld mit den daraus 

resultierenden Problemen auf dem Arbeits-

markt (ein zu geringes Angebot an Arbeits-

plätzen), aber auch im gesellschaftlichen 

Umfeld der Frauen zu suchen (die angebo-

tenen Arbeitsplätze entsprechen entweder 

nicht den Vorstellungen der Frauen oder sie 

sind nicht gesellschaftlich akzeptiert oder 

die Frauen wollen bzw. dürfen nach ihrer 

Heirat grundsätzlich nicht mehr arbeiten). 

Darüber hinaus gibt es noch eine Reihe 

weiterer Gründe, warum es für Frauen in 

Jordanien nicht leicht ist, einer geregelten 

Arbeit nachzugehen.  

 

Dazu gehören Probleme wie die Ver-

einbarkeit von Familie bzw. Kindererzie-

hung und Beruf, aber auch das Fehlen 

zuverlässiger öffentlicher Verkehrsmittel, 

was in den meisten Fällen den Besitz ei-

nes Autos zur Voraussetzung dafür macht, 

dass eine Tätigkeit aufgenommen werden 

kann. 

 

Auch das Entwicklungsziel 4 - die Kin-

dersterblichkeit verringern, gehört zu den 

Zielen, die bis 2015 nur noch schwerlich zu 

erreichen sein dürften. 



D I E  M I L L E N N I U M S E N T W I C K L U N G S Z I E L E  I N  J O R D A N I E N  –  B E S T A N D S A U F N A H M E  U N D  A U S B L I C K  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  D E R  E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  1 1    13 

Die Vorgabe für dieses Ziel lautet, die 

Sterblichkeit von Kindern unter fünf Jahren 

im Zeitraum 1990 - 2015 um zwei Drittel zu 

senken. Ausgehend von einer Sterblich-

keitsrate von 39 pro 1.000 Lebendgeburten 

im Jahre 1990, ist diese ausweislich jorda-

nischer Angaben bis zum Jahre 2007 auf 21 

gefallen, danach aber wieder signifikant 

angestiegen. Der letzte verfügbare Wert 

weist aus, dass die Sterblichkeit von Kin-

dern unter fünf Jahren im Jahre 2009 be-

reits wieder bei 28 gelegen hat und die Ziel-

größe von 13 pro 1.000 in den verbleiben-

den fünf Jahren vermutlich nicht mehr er-

reicht werden kann. Die Meinungen darü-

ber, wie sich die Kindersterblichkeit inner-

halb von nur drei Jahren wieder so stark hat 

erhöhen können, gehen auseinander. Eine 

Reihe von Experten ist der Auffassung, 

dass der starke Rückgang in den Jahren 

von 1990 - 2007 so wie dargestellt über-

haupt nicht stattgefunden hat, mithin Erfas-

sungsfehler früherer Jahre dafür verantwort-

lich sind, dass der entsprechende Wert 

nach 2007 wieder so vermeintlich stark ge-

stiegen ist. 

 

Das Entwicklungsziel 7 - den Schutz der 

Umwelt verbessern, ist ein weiteres Ziel das 

bis 2015 nicht in dem Umfang erreicht wer-

den kann, wie es die Zielvorgaben vorse-

hen. 

 

Die Tatsache, dass das gesteckte Ziel in 

Bezug auf den Schutz der Umwelt nicht zur 

Gänze erreicht werden wird, darf nicht da-

rüber hinwegtäuschen, dass Jordanien ins-

besondere auch auf diesem Gebiet in den 

zurückliegenden 20 Jahren große Anstren-

gungen unternommen hat. Es ist nicht ver-

messen zu schreiben, dass Jordanien, was 

den Schutz der Umwelt angeht, in der ara-

bischen Welt sogar so etwas wie eine Vor-

reiterrolle übernommen hat. Selbstredend 

ist nicht alles in dem Maße gelungen und 

realisiert worden, wie dies zu Anfang ge-

plant war. Bei der Bewertung des Erreichten 

muss man jedoch auch berücksichtigen, mit 

welchen Herausforderungen das Land kon-

frontiert ist und welche Ressourcen zur Ver-

fügung stehen, um diesen Herausforderun-

gen entgegenzutreten. 

 

Was das Unterziel 1 - die Grundsätze der 

nachhaltigen Entwicklung in einzelstaatliche 

Politiken und Programme integrieren und 

den Verlust von Umweltressourcen umkeh-

ren betrifft, so ist nicht nur aber auch für den 

Bereich des Umwelt- und Naturschutzes 

festzustellen, dass es Jordanien nicht an 

gesetzlichen Grundlagen mangelt, sondern 

vielmehr an der konsequenten Umsetzung 

derselben. 

 

Jordanien verfügt seit dem Jahre 2006 

über eine Einrichtung, die, als Umweltpolizei 

ins Leben gerufen, zunächst eine Abteilung 

der jordanischen Polizei war und damit dem 

Innenministerium unterstanden hat. Im De-

zember 2008 wurde diese Abteilung in “The 

Royal Department for Environment Protecti-

on“ umbenannt und dem jordanischen Um-

weltministerium unterstellt. Diese Einrich-

tung, deren Mitarbeiter umgangssprachlich 

als ‘Umwelt-Ranger‘ bezeichnet werden und 

Uniform tragen, verfügt aktuell über rund 

650 Beamte, die in allen Teilen des Landes 

an die jeweiligen Polizeistationen angeglie-

dert sind. Deren Aufgabe besteht darin, 

durch das Überwachen bestehender Um-

weltgesetze einen Beitrag zum Umwelt- und 

Naturschutz in Jordanien zu leisten und 

darüber hinaus für Betriebe und Bürger als 

Berater in Umweltfragen zur Verfügung zu 

stehen. Man kann sie, was Umweltfragen 

betrifft, als Bindeglied zwischen Staat und 

Gesellschaft bezeichnen. So freundlich und 

hilfsbereit die Umwelt-Ranger auch auftre-

ten, so wenig hat es bisweilen leider den 

Anschein, als dass sie den zahlreichen 

Verstößen gegen bestehende Gesetze 

Einhalt gebieten können. Die Gründe hier-

für sind nicht alleine bei den Rangern zu 

suchen. Sie sind vielmehr auch in einer 

Gesellschaft zu suchen, die bis heute in 

großen Teilen leider noch nicht das Ver-

ständnis für Umweltbelange entwickelt hat, 

das angesichts so großer Herausforderun-

gen wie Energieknappheit und Wasser-

mangel notwendig ist. 
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Ansätze zu einem veränderten Bewusst-

sein in Umweltfragen sind zweifelsohne 

festzustellen. Sie stehen allerdings in direk-

ter Konkurrenz zu den Herausforderungen 

des täglichen Lebens, die Umweltthemen 

schnell in den Hintergrund treten lassen. 

Dies gilt gleichermaßen für die Politik, wie 

auch für die Gesellschaft. 

 

Dennoch gibt es Fortschritte zu vermel-

den. So hat sich der Teil der jordanischen 

Landesfläche, der bewaldet ist, von knapp 

400 km² im Jahre 1990 auf etwas über 800 

km² im Jahre 2010 verdoppelt. Angesichts 

der geringen und zwischenzeitlich auch 

wieder im Rückgang begriffen gewesenen 

Waldfläche ist darauf hinzuweisen, dass so 

gut wie alles, was in Jordanien angebaut 

bzw. gepflanzt wird, künstlich bewässert 

werden muss. Und das vor dem Hinter-

grund, dass Jordanien zu den vier wasser-

ärmsten Ländern der Erde zählt und seit 

geraumer Zeit jedes Jahr ungefähr zweimal 

so viel Wasser verbraucht, wie für die Re-

generation der ausgebeuteten Wasserre-

serven notwendig ist. 

 

Die Senkung ozonschädigender Sub-

stanzen kann als erfüllt gelten, da deren 

Verkauf und Verwendung seit 2008 verbo-

ten ist. Tatsächlich sollen seit dieser Zeit 

auch keine derartigen Substanzen mehr im 

Umlauf sein. Was die Reduktion des CO2-

Austosses anbelangt (sowohl absolut als 

auch pro-Kopf), so sind darüber in Jordani-

en keine genauen Zahlen verfügbar, wes-

halb der Grad der Zielerreichung nicht über-

prüft werden kann. Was man sagen kann 

ist, dass Jordanien sowohl absolut als auch 

pro-Kopf betrachtet im internationalen Ver-

gleich wenig Emissionen ausstößt. Mit der 

Zunahme der Bevölkerung, dem Anstieg 

des Verkehrsaufkommens und dem ange-

strebten Ausbau der industriellen Produkti-

on, dürfte jedoch auch ein Anstieg der CO2-

Emissionen verbunden sein. 

 

Der pro-Kopf-Wasserverbrauch ist in 

Jordanien seit der Staatsgründung deutlich 

gesunken. Lag er 1946 noch bei rund 3.600 

m³ pro Jahr, so ist er bis 2008 auf 150 m³ 

gesunken (weltweit liegt der entsprechende 

Wert bei 1.385 m³, in Deutschland bei 1.426 

m³ und pro US-Amerikaner sogar bei 2.842 

m³).
6
 Für diesen deutlichen Rückgang sind 

mehrere Faktoren verantwortlich. Zum einen 

der starke Anstieg der Bevölkerung von 

etwas mehr als einer halben Million Men-

schen im Jahre 1946, auf rund 5,9 Millionen 

im Jahre 2008 (und rund sieben Millionen 

aktuell). Zum zweiten die nicht nachhaltige 

Nutzung vorhandener Wasserreserven, 

was in Verbindung mit seit Jahren zurück-

gehenden Niederschlägen einen kontinu-

ierlichen Rückgang des Grundwassers zur 

Folge hat. Darüber hinaus spielen die nach 

wie vor sehr hohen Wasserverluste durch 

ein veraltetes und zunehmend marodes 

Kanalnetz sowie die bis heute nur geringe 

Wiederaufbereitung von so genanntem 

Grauwasser eine nicht unwesentliche Rolle 

dabei, dass den Menschen im Laufe der 

Zeit immer weniger Wasser zur Verfügung 

gestanden hat. Last but not least kamen zu 

dem starken Bevölkerungswachstum in 

den Jahren seit der Staatsgründung noch 

verschiedene Flüchtlingswellen hinzu, die 

den Druck auf die Wasservorräte weiter 

erhöht haben. 

 

Von Wasserarmut spricht man, wenn der 

pro-Kopf-Verbrauch innerhalb eines Jahres 

unter 1.000 m³ liegt. Während nach Berech-

nungen niederländischer Wissenschaftler 

der Universität Twente weltweit rund 92 

Prozent aller Wasserressourcen in der 

Landwirtschaft verbraucht werden, beläuft 

sich dieser Wert, das Jahr 2008 betreffend, 

für Jordanien auf 63 Prozent. Die Zielvorga-

be für Jordanien lautet, diesen Anteil bis 

2015 auf 60 Prozent zu senken. Während 

die Industrie weltweit rund 4,4 Prozent aller 

Wasserressourcen verbraucht, sind dies in 

Jordanien im Jahre 2008 rund fünf Prozent 

gewesen. Dieser Wert ist in Jordanien rela-

tiv konstant und identisch mit der Zielvorga-

be für 2015. Der häusliche Wasserver-

brauch soll weltweit bei lediglich 3,6 Prozent 

aller Wasserressourcen liegen. In Jordanien 

lag er im Jahre 2008 bei 32 Prozent. Jorda-



D I E  M I L L E N N I U M S E N T W I C K L U N G S Z I E L E  I N  J O R D A N I E N  –  B E S T A N D S A U F N A H M E  U N D  A U S B L I C K  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  D E R  E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  1 1    15 

nien liegt damit jedoch immer noch unter 

dem für 2015 gesetzten Ziel von 35 Prozent. 

Darüber hinaus ist Jordanien bemüht, die 

Nutzung von Grauwasser durch Wiederauf-

bereitung zu erhöhen. So wird daran gear-

beitet, immer mehr Haushalte an das Ka-

nalnetz anzuschließen, dieses weiter aus-

zubauen (derzeit sind rund 30 Prozent aller 

Haushalte daran angeschlossen) und den 

Bau von Kläranlagen voranzutreiben. Aktu-

ell werden in Jordanien in 27 Kläranlagen 

pro Jahr rund 122 Millionen Kubikmeter 

Wasser aufbereitet.
7
 Der Großteil des auf-

bereiteten Wassers findet in der Industrie 

Verwendung. Ein geringer aber zunehmen-

der Teil in der Landwirtschaft. Letzteres 

stößt bis heute auf Vorbehalte, weil man 

befürchtet, dass das aufbereitete Wasser 

nicht ‘halal‘, d.h. erlaubt ist. Saudi-Arabien 

hat bis 2012 den Import landwirtschaftlicher 

Produkte aus Jordanien verweigert, die mit 

derartig aufbereitetem Wasser bewässert 

worden waren. 

 

Für das Unterziel 2 - den Verlust von Ar-

tenvielfalt reduzieren und dabei bis 2010 

bereits eine signifikante Reduzierung errei-

chen, wurden zwei Indikatoren festgelegt. 

Der erste Indikator hat bis Ende 2015 die 

Ausweisung von Naturschutzgebieten im 

Umfang von 1,4 Prozent der Landesfläche 

zum Ziel. Aktuell hat Jordanien neun Natur-

schutzgebiete mit einer Gesamtfläche von 

1.351 km
2
 ausgewiesen.

8
 Dies entspricht 

rund 1,5 Prozent der Landesfläche. Zwei 

weitere Gebiete mit 0,6 Prozent der Landes-

fläche warten auf ihre Ausweisung als Na-

turschutzgebiete. Der zweite Indikator, den 

Anteil der Tiere und Pflanzen, die gemessen 

an ihrem Gesamtbestand von der Ausrot-

tung bedroht sind verringern, gibt ein unein-

heitliches Bild ab. Nach letzten vorliegenden 

Erkenntnissen geht die Artenvielfalt in Jor-

danien trotz vielfacher Bemühungen weiter 

zurück. Der Prozentsatz bedrohter Tier- und 

Pflanzenarten hat in manchen Bereichen 

zugenommen, gleichwohl ergriffene Maß-

nahmen in anderen Bereichen auch zu Ver-

besserungen geführt haben. So ist in den 

zurückliegenden Jahren, pauschal betrach-

tet, der Anteil von Vögeln und Reptilien, die 

vom Aussterben bedroht sind, leicht ange-

stiegen, während der Anteil der vom Aus-

sterben bedrohten Säugetiere leicht zurück-

gegangen ist. 

 

Projekte der HSS 

Zur Verbesserung des Umwelt- und Na-

turschutzes, nicht nur in Jordanien, sondern 

in der gesamten MENA-Region (Middle East 

& North Africa), unterstützt die Hanns-Seidel-

Stiftung ihren jordanischen Partner, die 

“Royal Society for the Conservation of Nature 

- RSCN“
9
, beim Aufbau einer auf den regio-

nalen Bedarf hin ausgerichteten Akademie 

für Naturschutz, die derzeit im Gouverne-

ment Ajloun, in unmittelbarer Anlehnung an 

das Naturschutzgebiet von Ajloun, im Ent-

stehen ist. Sie soll Mitte 2014 eröffnet wer-

den. Zusammen mit der Naturschutzakade-

mie Niedersachsen, der “Alfred Toepfer Aka-

demie für Naturschutz - NNA“
10

, wurde 2013 

ein umfassendes Ausbildungsprogramm zu 

dem vorgenannten Thema, dem Schutz und 

Erhalt der Artenvielfalt (“Biodiversity Conser-

vation“), erarbeitet, anhand dessen ab der 

zweiten Jahreshälfte 2014 an der Natur-

schutzakademie in Ajloun eine Ausbildung 

für Mitarbeiter von im Umwelt- und Natur-

schutz tätigen Organisationen, staatlichen 

wie nicht-staatlichen, stattfinden soll. Diese 

Programme sollen auf Wunsch des Umwelt-

ministeriums auch die bereits genannten 

Umwelt-Ranger durchlaufen, was damit Teil 

ihrer Ausbildung wird. Ein Ausbildungspro-

gramm, welches zum Ziel hat, Arbeitsplätze 

im Bereich Umwelt- und Naturschutz zu 

schaffen, die darauf ausgerichtet sind, den 

umweltverträglichen Tourismus (“Eco-

Tourism“) in Jordanien und in der gesamten 

MENA-Region zu fördern, um so wichtige 

Einnahmen, die zumindest teilweise zurück 

in den Umwelt- und Naturschutz sowie in die 

ländliche Entwicklung fließen sollen, zu ge-

nerieren, ergänzt das Programm zum Schutz 

der Artenvielfalt. 

 

Mehr zu unserer Arbeit unter 

www.hss.de/jordanien 

www.hss.de/jordanien
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Das Erreichen des Unterziels 3 - bis 

2015 die Zahl der Menschen um die Hälfte 

senken, die keinen nachhaltigen Zugang zu 

unbedenklichem Trinkwasser und zu grund-

legenden sanitären Einrichtungen haben, ist 

hingegen wieder als fragwürdig zu bezeich-

nen, nach dem es bis 2011 so ausgesehen 

hat, als ob die Zielvorgaben erreicht werden 

könnten. 

 

Der Zustrom einer immer größer wer-

denden Zahl syrischer Flüchtlinge nach Jor-

danien stellt das Erreichen des vorgenann-

ten Unterziels jedoch in Frage. Genauso wie 

auch einige andere der zuvor genannten 

Ziele und Unterziele. Vor allem diejenigen, 

die Armut, Bildung und Gesundheit zum 

Inhalt haben. Stand 31. Dezember 2013 

waren beim Flüchtlingshilfswerk der VN für 

Jordanien 576.354 syrische Flüchtlinge re-

gistriert
11

, von denen rund 70 Prozent nicht 

in Flüchtlingslagern, sondern in Städten und 

Dörfern leben, wo diese den Druck auf die 

ohnehin knappen Ressourcen wie Bildung, 

Gesundheitsversorgung, Wasser und Ener-

gie weiter erhöhen. Die VN gehen davon 

aus, dass über die vorgenannten rund 

580.000 registrierten Flüchtlinge hinaus eine 

vermutlich ebenso große Zahl syrischer 

Flüchtlinge ohne Registrierung in Jordanien 

lebt. 

 

Als letztes steht das Entwicklungsziel 8 - 

Aufbau einer weltweiten Entwicklungspart-

nerschaft, im Fokus. 

 

Jordanien hat zu Beginn des 21. Jahr-

hunderts eine Reihe von Maßnahmen ergrif-

fen, die u.a. die stärkere Einbindung der 

jordanischen Wirtschaft in den regionalen 

und internationalen Handel zum Ziel hatten. 

Dazu gehörte die Öffnung der Grenzen für 

ausländische Produkte und die Liberalisie-

rung des Binnenmarktes. In Verbindung mit 

der Privatisierung eines großen Teils seiner 

Staatsbetriebe (z.B. der Fluglinie ‘Royal 

Jordanian‘; der beiden Gesellschaften, die 

den Abbau und die Vermarktung von Phos-

phat und Pottasche inne haben oder des 

staatlichen Telekommunikationsanbieters 

‘Jordan Telecom‘ etc.) hat dies in der ersten 

Dekade des 21. Jahrhunderts, genauer ge-

sagt bis 2008, zu einem deutlichen Anstieg 

des Wirtschaftswachstums geführt. Bedau-

erlicherweise hatten die hohen Wachstums-

zahlen der Wirtschaft nicht einen vergleich-

baren Anstieg des Angebots an Arbeitsplät-

zen zur Folge. Im Gegenteil. In den privati-

sierten Staatsbetrieben drängten die neuen 

Eigentümer, um die Wirtschaftlichkeit ihrer 

Unternehmen zu erhöhen, zunächst einmal 

auf den Abbau des Personals, das der Staat 

zuvor, vielfach ohne wirklich bestehenden 

Bedarf, eingestellt hatte. Viele der neu ent-

standenen Arbeitsplätze gingen auch an 

ausländische Arbeitskräfte, was insbeson-

dere für den Bausektor, aber auch für den 

Textilbereich und in geringerem Maße auch 

für andere Bereiche galt. Dies alles hat dazu 

geführt, dass nicht wenige die Privatisierung 

der Staatsbetriebe als den größten wirt-

schaftspolitischen Fehler seit der Gründung 

Jordaniens bezeichnen. Ein hartes und in 

dieser Pauschalität auch nicht gerechtfertig-

tes Urteil, das jedoch ein Schlaglicht auf die 

jordanische Wirtschaftspolitik wirft. Dass in 

der besagten Zeit jedoch Fehler gemacht 

worden sind, räumt die Politik heute ohne 

Umschweife ein. Die Politik ging auf Druck 

der Straße im Verlauf des Arabischen Früh-

lings sogar soweit, die Überprüfung der Pri-

vatisierung einzelner Staatsbetriebe zuzu-

sagen. 

 

Die Öffnung des jordanischen Marktes 

hatte jedoch auch noch andere, von vielen 

auch als negativ angesehene Aspekte. So 

mussten sich eine Reihe jordanischer Pro-

dukte mit einem Mal gegenüber internatio-

naler Konkurrenz behaupten, die nicht sel-

ten Kosten- und Standortvorteile hatten 

(z.B. in Bezug auf die Lohn- und Energie-

kosten). Als Positivum ist anzuführen, dass 

durch die Marktöffnung auch in Jordanien 

sich zunehmend internationale Standards 

durchgesetzt haben, was man daran er-

kennt, dass Betriebe und Unternehmen zu-

nehmend Wert auf eine Zertifizierung legen. 

Unzweifelhaft ist, dass das Wirtschafts-

wachstum der ersten Jahre des 21. Jahr-
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hunderts zu mehr Investitionen, zu höheren 

Staatseinnahmen, zu einer Verbesserung 

der Lebensverhältnisse einer Reihe von 

Menschen sowie zu einer stärkeren Integra-

tion in den Welthandel geführt hat. 

 

Die staatliche Verwaltung und die Beam-

tenbürokratie konnten mit dieser Entwick-

lung nicht mithalten. Bis heute bremst sie 

mit ihrer Bürokratie, ihrer langsamen Ar-

beitsweise sowie ihrer zunehmenden Ent-

scheidungsunlust und Besessenheit, für fast 

alles eine Vielzahl von (kostenpflichtigen) 

Genehmigungen und Dokumenten haben zu 

wollen. Es sind Fälle bekannt, wo potentielle 

Investoren nach zwei Jahren entnervt auf-

gegeben und sich zurückgezogen haben. 

Dies alles lässt Investitionen, insbesondere 

für ausländische Investoren, bisweilen zu 

einem Vabanquespiel werden, weshalb man 

immer wieder hört, dass Unternehmen vor 

Investitionen in Jordanien zurückschrecken. 

Vor dem Hintergrund des zusätzlich stattge-

fundenen Rückgangs ausländischer Investi-

tionen im Zuge der Wirtschafts- und Finanz-

krise seit 2008 (minus 14,3 Prozent alleine 

in 2009) eine Entwicklung, der die Politik 

schnellstens entgegentreten muss. Das 

Problem ist seitens der jordanischen Regie-

rung erkannt. Alleine es zu lösen dürfte kei-

ne leichte Aufgabe sein und vor allem Zeit 

im Anspruch nehmen, die das Land eigent-

lich immer weniger hat. 

 

Dass die hohen Wachstumsraten der 

Jahre 2002 - 2008 ihren Beitrag zur Verrin-

gerung der Armut in Jordanien geleistet 

haben (siehe Entwicklungsziel 1), kann man 

so wenig in Abrede stellen wie die Tatsa-

che, dass es trotz allem auch nicht wenige 

Jordanier gibt, die von diesem Wachstum 

nicht oder nur sehr begrenzt profitiert ha-

ben. 

 

Das jordanische Königshaus ist bemüht, 

die Voraussetzungen für eine gute Regie-

rungsführung zu verbessern. Die 14. Regie-

rung und der 12. Premierminister seit 1999 

(davon acht Regierungen, sechs Premier-

minister und 185 Minister alleine seit 2008) 

lassen jedoch erahnen, dass politische Kon-

tinuität, die für wirtschaftliche Investitionen 

so wichtig ist wie Sicherheit und Stabilität, 

anders aussieht. Das jordanische Parlament 

wurde in den Jahren seit 2007 dreimal ge-

wählt - und zweimal nach nur zwei Jahren 

wieder aufgelöst. Die einzige politische 

Konstante Jordaniens ist das Königshaus, 

woran auch der Arabische Frühling nichts 

geändert hat. Die Jordanier wissen, welche 

Bedeutung das Königshaus für die Stabilität 

ihres Landes hat. Insbesondere in der aktu-

ell schwierigen Zeit. 

 

In dem Maße, wie das Wirtschaftswachs-

tum seit 2008 zurückgegangen ist, nahm die 

in- und ausländische Verschuldung zu. Un-

ter anderem forderte der weit überdimen-

sionierte öffentliche Dienst seinen Tribut. 

Die Einstellungen in denselben gingen 

trotzdem weiter, weil alles andere zu Beginn 

des Jahres 2011, als der Arabische Frühling 

auch Jordanien erreichte, nur noch zu mehr 

Protesten geführt hätte. Ein nicht geringer 

Teil des Haushalts für 2014, immerhin mehr 

als 25 Prozent, kann durch eigene Einkünf-

te, die im Wesentlichen aus Steuern und 

Zöllen bestehen, nicht mehr gedeckt wer-

den. Andererseits hat man nur wenig Spiel-

raum, um auf der Ausgabenseite kurzfristig 

Einsparungen vorzunehmen. Das so beste-

hende Defizit muss entweder über finanziel-

le Hilfen des Auslands oder aber über eine 

weitere Erhöhung der Verschuldung, die 

2013 geschätzte 80 Prozent des BIP er-

reicht hat, gedeckt werden. 

 

Die im zweiten Bericht zum Stand der Er-

reichung des MDG 8 getroffenen positiven 

Aussagen sind so in Teilen derzeit nicht 

mehr zutreffend. Dort sich bereits abzeich-

nende negative Kennzahlen wie der deutli-

che Rückgang des Wirtschaftswachstums, 

der Anstieg des Handels- und Haushaltsde-

fizits, der Verschuldung sowie der Rück-

gang der ausländischen Direktinvestitionen 

haben sich entweder weiter verschlechtert, 

oder aber nur geringfügig verbessert. Die 

seit 2011 angestiegenen Finanzhilfen des 

Auslands, und hier vor allem der USA und 
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der Golfstaaten, haben die vorgenannte 

schlechte Entwicklung nicht ausgleichen 

können. Die USA gewähren Jordanien ge-

genwärtig Hilfen, deren finanzieller (jährli-

cher) Umfang zuletzt bei mehr als einer 

Milliarde US-Dollar gelegen hat. Saudi-

Arabien, Kuweit, Katar und die Vereinigten 

Arabischen Emirate haben Jordanien 2012 

mit einem Investitionspaket im Umfang von 

fünf Mrd. US-Dollar unter die Arme gegrif-

fen. Das Geld kommt über einen Zeitraum 

von fünf Jahren zur Auszahlung. Die bisher 

geflossenen Gelder sollen überwiegend 

zum Ausbau der Infrastruktur (Straßenbau, 

Bau von Krankenhäusern, Verbesserung 

der Energie- und Wasserversorgung sowie 

des Kanalnetzes etc.) verwendet werden, 

gleichwohl es an Planungskapazitäten man-

geln soll, die bereitgestellten Mittel zügig in 

Maßnahmen umzusetzen. Darüber hinaus 

hat der Internationale Währungsfond im 

Jahre 2012 einen so genannten Stand-by-

Kredit in Höhe von zwei Milliarden US-Dollar 

bewilligt, der Jordaniens finanzielle Engpäs-

se überwinden helfen soll (dieser Kredit ist 

allerdings an Reformen wie z.B. den Abbau 

von Subventionen geknüpft). Es ist derzeit 

nicht vorstellbar, dass sich das Land eines 

Tages einmal aus seinen eigenen Einnah-

mequellen finanzieren kann. Am deutlichs-

ten kann man das daran erkennen, dass 

das gesamte Steuer- und Zollaufkommen 

gerade einmal ausreicht, um die Gehälter 

und Pensionen der Angestellten des öffent-

lichen Dienstes und der Sicherheitsdienste 

zu finanzieren. 

 

Für dringende Investitionen in den Bil-

dungs- und Gesundheitsbereich stehen so 

gut wie keine eigenen Einnahmen zur Ver-

fügung. Jordanien wird von daher nicht zu 

Unrecht als klassischer Rentier- bzw. Ren-

tenstaat, seine Wirtschaftsform als Renten-

ökonomie bezeichnet. So wenig Jordanien 

anzulasten ist, dass es seit seiner Staats-

gründung immer wieder unter den politi-

schen Instabilitäten seiner Nachbarländer 

zu leiden hatte, dass es über so gut wie 

keine Bodenschätze verfügt, dass es aus 

vielerlei Gründen, bis auf wenige Ausnah-

men, nicht in der Lage ist, eine leistungs- 

und konkurrenzfähige Industrie aufzubauen, 

so sehr muss Jordanien darauf Wert legen, 

noch mehr als bisher eine auf Nachhaltigkeit 

hin ausgerichtete Politik zu betreiben. Dass 

dies in dem schwierigen Umfeld, in dem 

sich das Land befindet, leichter geschrieben 

als getan ist, ist dem Autor sehr wohl be-

wusst. 

 

Die Post-2015 Entwicklungs-Agenda aus 

der Sicht Jordaniens 

 

Zur Vorbereitung auf die Zeit nach 2015, 

wenn die MDGs auslaufen, fanden im Zeit-

raum September 2012 - Mai 2013 in Jorda-

nien die eingangs genannten Konsultatio-

nen für die Erstellung der Empfehlungen zur 

Post-2015 Entwicklungs-Agenda statt. Am 

24. Oktober 2013 stellten die VN die Ergeb-

nisse vor, die in dem Bericht “Messages for 

the Future We Want - Priorities emerging 

from the national consultations on the post-

2015 development agenda in Jordan“ zu-

sammengefasst sind.
12

 

 

Die Konsultationen fanden in einem Zeit-

raum statt, in dem immer deutlicher wurde, 

dass sich Jordanien zumindest derzeit auf 

dem Weg einer Entwicklung befindet, die 

eine Reihe bereits erreichter Entwicklungs-

ziele wieder zu gefährden droht. 

Mit Interesse und großer Ernsthaftigkeit 

haben mehr als 2.500 Jordanier an den 

Veranstaltungen im Rahmen des Konsulta-

tionsprozesses teilgenommen. Sie kamen 

aus allen Gouvernements, aus Städten wie 

aus ländlichen Gebieten, Männer wie Frau-

en, Ältere wie Jugendliche, Mitarbeiter 

staatlicher und nicht-staatlicher Einrichtun-

gen sowie Akademiker als auch Menschen, 

die nur über eine geringe schulische bzw. 

berufliche Ausbildung verfügten. Die The-

men, die im Rahmen der Veranstaltungen 

am meisten diskutiert wurden, waren Be-

schäftigung, Bildung, Gesundheit und Um-

welt. 

Parallel zu den inzwischen abgeschlos-

senen Konsultationen haben bis heute mehr 

als 39.000 Jordanier auf einer von den Ver-
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einten Nationen eingerichteten Internetseite 

www.myworld2015.org zum Ausdruck ge-

bracht, was ihrer Meinung nach die globalen 

Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 

sein sollten. Insbesondere Jugendliche und 

Frauen, denen in der arabischen Welt für 

gewöhnlich nicht sehr viel Aufmerksamkeit 

geschenkt wird, wussten die Möglichkeit der 

Abstimmung im Internet zu schätzen. Eine 

Auswertung der bisher im Internet abgege-

benen Voten zeigt, dass das Thema ‘Be-

schäftigung‘ bzw. ‘Arbeitsplätze‘ an erster 

Stelle steht. ‘Bildung‘, ‘Gesundheitsversor-

gung‘ und ‘verantwortungsvolle Regierungs-

führung‘ folgen auf den Plätzen zwei bis 

vier. Bei insgesamt 16 möglichen Nennun-

gen nimmt die Gleichberechtigung von 

Männern und Frauen derzeit den zehnten 

Platz ein (gefolgt von den Forderungen 

nach mehr politischer Freiheit und weniger 

politischer Diskriminierung und Verfolgung). 

Überraschend ist, dass die Umweltthemen 

‘Schutz der Meere, Wälder und Flüsse‘ und 

‘Maßnahmen zum Klimaschutz‘ bisher nur 

auf den Plätzen 15 und 16, mithin auf den 

letzten beiden Plätzen zu finden sind. 

 

Mit Stand 31. Dezember 2013 haben 

sich an der Abstimmung im Internet weltweit 

rund 1,3 Millionen Menschen beteiligt. Da-

runter 39.000 Jordanier und 4.400 Deut-

sche. Interessant ist auch zu sehen, wie 

stark die Zahl der bisherigen Teilnehmer an 

der Abstimmung nicht nur von Land zu Land 

und von Kontinent zu Kontinent, sondern 

vor allem auch zwischen den vier Gruppen 

des “Human Development Index - HDI“ 

schwankt.
13

 

 

Die bisher vorliegenden Ergebnisse las-

sen den stark vereinfachten Schluss zu, 

dass die Zahl der Menschen, die bisher an 

der Abstimmung teilgenommen haben, mit 

abnehmendem HDI-Wert des Landes, aus 

dem diese Menschen kommen, zunimmt. 

Dass diese Schlussfolgerung für die Gruppe 

der Länder mit den niedrigsten HDI-Werten 

nicht zutrifft, könnte u.a. daran liegen, dass 

die Menschen in diesen Ländern nicht in 

dem Maße Zugang zum Internet haben, wie 

das in den Ländern der anderen drei Grup-

pen der Fall ist. Darüber hinaus sind für eine 

belastbare Schlussfolgerung im vorgenann-

ten Sinne natürlich auch nicht die absoluten, 

sondern die relativen Teilnehmerzahlen 

heranzuziehen. 

 

Dass die Menschen, die aus Ländern mit 

einem niedrigen HDI-Wert kommen, ein 

besonderes Interesse an weiterer und mög-

lichst nachhaltiger Entwicklung haben, ist 

verständlich. Dass Industrieländer und sich 

industriell entwickelnde Länder wie die 

BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, Indien 

und China) sich bei Konferenzen, die den 

Schutz von Umwelt und Natur zum Inhalt 

haben, zögerlich und zurückhaltend verhal-

ten (z.B. beim Klimaschutz), kann nachvoll-

zogen werden. Die Kunst der Diplomatie 

besteht daher darin, die unterschiedlichen 

Interessen so auszubalancieren und auszu-

tarieren, dass am Ende mehr als der kleins-

te gemeinsame Nenner dabei herauskommt. 

 

 

Die Empfehlungen, die im Rahmen der 

Konsultationen in Jordanien zusammenge-

tragen worden sind und die in den oben 

erwähnten Bericht eingeflossen sind, lassen 

sich, ergänzt um die eigene Einschätzung, 

wie folgt zusammenfassen: 

 

1. Es besteht dringender Bedarf dahinge-

hend, die Qualität der Bildung auf allen 

Ebenen weiter zu verbessern. Der Zugang 

zu den staatlichen Universitäten muss sich 

stärker als bisher an der Qualifikation des 

Einzelnen, denn an der aktuell bestehenden 

Quote
14

 für einzelne Berufs- und Bevölke-

rungsgruppen orientieren. 

2. Mit Bezug auf den Arbeitsmarkt und die 

Möglichkeit, dort einen Arbeitsplatz zu fin-

Quelle: Abstimmungsergebnisse der Internetseite www.my 

world2015.org und eigene Berechnungen, Stand 31.12.2013. 

http://www.myworld2015.org/
http://www.myworld2015.org/


T H O M A S  G E B H A R D  

20   A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  D E R  E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  1 1  

den, müssen die Ausbildungs- und Lehrin-

halte der beruflichen Bildung bzw. der Uni-

versitäten stärker als bisher auf den Bedarf 

des Arbeitsmarktes hin ausgerichtet wer-

den. Hierzu bedarf es auch einer Verbesse-

rung der Grundbildung und der Lehrmetho-

den. 

3. Um die besonders unter jungen Men-

schen und Akademikern sehr hohe Arbeits-

losigkeit zu verringern, wird neben einem 

höheren Wirtschaftswachstum vor allem 

auch eine veränderte Haltung der Gesell-

schaft zu bestimmten Berufen und Tätigkei-

ten für unabdingbar gehalten (Stichwort 

‘Culture of Shame‘). 

4. Eine Stärkung des privaten Sektors zur 

Schaffung neuer Arbeitsplätze ist so unab-

dingbar wie die Notwendigkeit, mehr Men-

schen Chancen auf eine selbstständige 

Tätigkeit zu eröffnen. 

5. Die Bekämpfung von Armut und der 

gleichberechtigte Zugang zu sozialen Ein-

richtungen müssen weiter voran getrieben 

und verbessert werden. Ein besonderes 

Augenmerk ist auf Randgruppen wie Behin-

derte, Waisen, ältere Menschen und Allein-

stehende zu richten. 

6. Die nach wie vor bestehenden Vorurteile 

hinsichtlich der Gleichstellung und der 

Gleichberechtigung der Geschlechter müs-

sen noch stärker als bisher überwunden 

werden. 

7. Die Zugangsmöglichkeiten für Frauen in 

höhere politische Ämter und führende wirt-

schaftliche Positionen müssen weiter ver-

bessert werden (nicht alleine durch Quoten, 

sondern vor allem auch durch den Abbau 

diesbezüglich bestehender, häufig traditio-

nell begründeter Vorbehalte). 

8. Die Achtung der Menschenrechte, die 

Einhaltung von Grundrechten wie Presse-, 

Rede- und Versammlungsfreiheit, die Un-

abhängigkeit der Medien sowie eine ver-

antwortliche Regierungsführung und eine 

Parlamentsarbeit zum Wohle aller Men-

schen müssen weiter verbessert werden. 

9. Das Bewusstsein für Themen des Um-

welt- und Naturschutzes sowie für den ver-

antwortlichen Umgang mit knappen Res-

sourcen wie Wasser und Energie muss ver-

bessert werden. Nachhaltigkeit und der 

Schutz der Umwelt müssen im Mittelpunkt 

aller Überlegungen in Bezug auf die Ent-

wicklung neuer Entwicklungsstrategien und 

die Verbesserung des Wirtschaftswachs-

tums stehen. 

 

Als Fazit ist festzustellen, dass Jordanien 

in den zurückliegenden Jahren einiges von 

dem erreicht hat, was es sich selbst zum 

Ziel gesetzt hat und was in den MDGs aus-

formuliert worden ist. Neben den Herausfor-

derungen, die sich aus seiner geografischen 

Lage in einer der Krisenregionen der Welt 

ergeben und die in den zurückliegenden 

drei Jahren eher größer, denn kleiner ge-

worden sind, stellen vor allem das nach wie 

vor hohe Bevölkerungswachstum, der hohe 

Anteil junger Menschen ohne Arbeit und mit 

geringen Zukunftsperspektiven sowie die in 

unregelmäßigen Abständen immer wieder 

ins Land strömenden Flüchtlinge aus den 

angrenzenden Ländern das Land vor Prob-

leme, die es ohne die Unterstützung der 

internationalen Staatengemeinschaft nicht 

lösen kann. Darüber hinaus muss das Land 

noch weit mehr als bisher eine auf Langfris-

tig- und Nachhaltigkeit hin ausgerichtete 

Politik betreiben. In einem Land ohne nen-

nenswerte Bodenschätze und mit wenig 

Finanzkapital, kommt der Entwicklung des 

Humankapitals eine wesentliche Bedeutung 

zu. Hierzu bedarf es einer umfassenden 

Reform des bestehenden Bildungssystems, 

der Gewährleistung eines gleichberechtig-

ten und sich an Leistungskriterien festma-

chenden Zugangs zu den höheren Bil-

dungseinrichtungen sowie der Schaffung 

von verlässlichen Voraussetzungen und 

Anreizen für den Privatsektor, da nur dieser 

die dringend benötigten Arbeitsplätze schaf-

fen kann. Dazu gehört auch, bestehende 

Vorbehalte gegenüber Teilen der Gesell-

schaft, namentlich Frauen, abzubauen, das 

bestehende Klientelsystem zu verringern 

und durch ein stärker leistungsorientiertes 

System zu ersetzen. Last but not least ist es 

wichtig, den Einsatz knapper Ressourcen 

nachhaltiger und wirtschaftlicher zu gestal-

ten und den ‘Verbrauch‘ von Umwelt so 
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gering als möglich zu halten. Alles in allem 

ein Bündel an Maßnahmen, die nicht nur 

sorgsam gegeneinander abgewogen wer-

den müssen, sondern mit deren Umsetzung 

eher gestern als heute begonnen werden 

muss. 
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VIETNAM UND DIE MDGS –  
BESTANDSAUFNAHME UND AUSBLICK 
AUF DIE POST-2015 AGENDA 
 
 

 

AXEL NEUBERT ||  
 

Die derzeitige Diskussion um ein Nach-

folgeabkommen der Millennium Develop-

ment Goals (MDGs) zeigt ein neues, er-

starktes Selbstbewusstsein der Entwick-

lungs- und Transformationsländer. Bei der 

Mitgestaltung der sogenannten Post-2015 

Agenda wird dies besonders deutlich. Wäh-

rend die MDGs weitgehend von den Indust-

rieländern entwickelt wurden, fordern gera-

de die aufstrebenden Schwellenländer mehr 

Mitsprache bei der Ausgestaltung von neu-

en Zielen. Vietnam, das den Sprung von 

einem der ärmsten Länder der Welt hin zu 

einem Schwellenland vollzogen hat, steht 

beispielhaft für diese Entwicklung. Der vor-

liegende Artikel beschäftigt sich mit den 

Chancen und Herausforderungen, die sich 

für Vietnam durch die Implementierung von 

neuen Entwicklungszielen bieten. Für ein 

besseres Verständnis bzgl. der aktuellen 

Situation des Landes werden im ersten Teil 

dieses Artikels die jüngere wirtschaftliche 

Geschichte und der Erreichungsgrad der 

MDGs dargestellt. Im zweiten Teil wird auf 

die Bedeutung neuer Entwicklungs- und 

Nachhaltigkeitsziele für Vietnam eingegan-

gen. Den Abschluss bildet ein Ausblick über 

die potenziellen Auswirkungen der neuen 

Ziele auf die Entwicklung des Landes. 

 

Vietnams sozialistische Marktwirtschaft 

und die MDGs 

 

Als Reaktion auf die gravierenden wirt-

schaftlichen und sozialen Missstände des 

Landes entschied sich die Führung Viet-

nams Mitte der 1980er Jahre zu einem ent-

scheidenden Strategiewechsel. Der VI. Par-

teitag der Kommunistischen Partei Vietnams 

(KPV) leitete im Jahr 1986 einen weitrei-

chenden wirtschaftlichen Transformations-

prozess ein. Das wirtschaftliche System 

wird seitdem von einer Planwirtschaft hin zu 

einer staatlich gelenkten Marktwirtschaft 

reformiert, die offiziell als „Marktwirtschaft 

mit sozialistischer Prägung“ bezeichnet 

wird. Im Unterschied zur Transformation 

vieler anderer Länder des ehemaligen Ost-

blocks zeichnet sich der vietnamesische 

Weg bisher durch einen graduellen Prozess 

aus. Ähnlich wie in der VR China waren die 

wirtschaftlichen Neuerungen aber bisher 

nicht mit politischen Reformen und einer 

demokratischen Legitimierung verbunden.
1
 

Das Ziel der Gewährleistung politischer und 

sozialer Stabilität wirkt in diesem Kontext 

sowohl als Motivation als auch als Rechtfer-

tigungsgrund für den Machterhalt der Kom-

munistischen Partei Vietnams (KPV). Die 

bis heute andauernde Liberalisierung des 

vietnamesischen Wirtschaftssystems erfolg-

te in mehreren Phasen (siehe Box 1).
2 
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Die Đổi Mới Politik (vietnamesisch für 

Erneuerung) ermöglichte den meisten Viet-

namesen erstmalig sich selbstständig pri-

vatwirtschaftlich zu betätigen. Dabei wird 

deutlich, dass die konsequente Dezentrali-

sierung der Eigentumsverhältnisse hin zu 

einer individuellen Nutzung, das Fundament 

des vietnamesischen Wirtschaftswunders 

bildet. Umgangssprachlich wird deshalb für 

die Transformation häufig auch der treffen-

dere Begriff Cởi Trói (vietnamesisch für 

Befreiung) verwendet. Die durch die Đổi 

Mới Reformen hervorgerufenen Erfolge 

Vietnams sind beeindruckend: Die hohen 

wirtschaftlichen Wachstumsraten betrugen 

in den letzten zwei Jahrzehnten durch-

schnittlich sieben Prozent.
3
 
4
 Vietnam gehört 

damit zu den sich am schnellsten entwi-

ckelnden Ländern weltweit und hat sich, 

gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro 

Einwohner von 1.532 USD im Jahr 2011, 

von einem Low Income Country zu einem 

Lower Middle Income Country entwickelt. 

Auch der Human Development Report 2013 

des Entwicklungsprogramms der Vereinten 

Nationen (UNDP) bescheinigt Vietnam eine 

Verbesserung des Human Development 

Index (HDI)
5
 um 41 Prozent in den Jahren 

zwischen 1990 und 2012.
6
  

Durch das hohe Wirtschaftswachstum sank 

die Armutsquote von 58 Prozent im Jahr 

1993 auf unter zwölf Prozent im Jahr 2012.
7
 

Aufgrund der Kombination von wirtschaftli-

chem Wachstum und starker Armutsminde-

rung lobt die internationale Gemeinschaft 

Vietnam als ein Musterland für armutsredu-

zierendes Wachstum (Pro-Poor-Growth).
8
 

Diese erfolgreiche Entwicklung hat wesent-

lich dazu beigetragen, dass Vietnam in den 

letzten Jahren bemerkenswerte Fortschritte 

bei der Erreichung der MDGs gemacht hat.
9
 

Seit dem Jahrtausendwechsel wurden bei-

spielsweise die Sozialausgaben mehr als 

verdreifacht. Das wichtigste Entwicklungs-

ziel der Vereinten Nationen, die Armut bis 

2015 zu halbieren, konnte Vietnam dadurch 

bereits deutlich früher erfüllen. Insgesamt 

hat das Land bereits vor der gesetzten Frist, 

fünf der acht Entwicklungsziele erreicht. Bei 

zwei weiteren Millenniumszielen gilt die 

Umsetzung als wahrscheinlich.
10, 11

 Zu die-

sem Erfolg hat maßgeblich auch die Ent-
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wicklung eigener vietnamesischer Entwick-

lungsziele beigetragen (siehe Box 2). Sie 

konkretisieren die globalen Millenniumsziele 

der internationalen Staatengemeinschaft im 

vietnamesischen Kontext. Dies macht deut-

lich, dass die vietnamesische Regierung der 

Umsetzung der Entwicklungsziele eine hohe 

Priorität eingeräumt hat. 

Trotz der beeindruckenden Fortschritte 

gibt es auch Bereiche, deren Entwicklung 

weniger erfolgreich verlief. So verstärkten 

sich, trotz einer starken Armutsminderung, 

Disparitäten zwischen Bevölkerungsgrup-

pen und Regionen. In der Folge lebt die 

Hälfte der ethnischen Minoritäten weiterhin 

unterhalb der Armutsgrenze. Eine weitere 

Quelle: UN (2012): The Millennium Development Goals Report 2012. 
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Herausforderung ergibt sich durch den ho-

hen Bevölkerungsanteil junger Menschen; 

60 Prozent sind jünger als 30 Jahre.
12

 Für 

sie müssen pro Jahr eine Million neue Ar-

beitsplätze zusätzlich geschaffen werden. 

Dieses Ziel verfehlte die Regierung unter 

der zuletzt etwas schwächeren Wirtschafts-

entwicklung. Die Jugendarbeitslosigkeit ist 

damit ein neues wachsendes Problem. Ne-

ben den sozialen steigen auch die ökologi-

schen Herausforderungen. Grundsätzlich 

war bisher der Wunsch Vietnams nach ho-

hem wirtschaftlichem Wachstum stärker, als 

die Fokussierung auf Nachhaltigkeit. Dies 

wird besonders an der Nichterreichung des 

MDG 7, der Sicherung von ökologischer 

Nachhaltigkeit, erkennbar.
13

 Mit Ausnahme 

der Aufforstung wird vermutlich keines der 

Unterziele des MDG 7 erreicht werden. 

Nachholbedarf besteht in den Bereichen 

Wasser/ Abwasser und Biodiversität. Zudem 

kommt es durch das rasante Bevölkerungs-

wachstum zu infrastrukturellen Engpässen. 

Die Verkehrssituation und die damit verbun-

dene Umweltverschmutzung in den Groß-

städten verschlechtern sich weiter. Obwohl 

das Land in einer der am stärksten von den 

Auswirkungen des Klimawandels betroffe-

nen Regionen liegt, berücksichtigt die zent-

rale Entwicklungsstrategie Vietnams diesen 

Aspekt bisher nur wenig. 

 

Bedeutung der Post-2015 Agenda für 

Vietnam 

 

Das Intergovernmental Panel on Climate 

Change (IPCC) zählt Vietnam zu den fünf 

am stärksten betroffenen Ländern weltweit. 

Zwei große Deltaregionen, das Mekong- 

und das Roter Fluss Delta, sowie eine über 

3.000 km lange Küstenlinie, machen das 

Land besonders verwundbar für Naturkata-

strophen. Die Region erfährt eine steigende 

Anzahl an Stürmen und Überschwemmun-

gen, die in der jüngeren Vergangenheit 

auch an Intensität zugenommen haben.
14

 

Der finanzielle Aufwand für die Beseitigung 

der Klima- und Umweltschäden bremst das 

Land in seinen Entwicklungsbemühun-

gen.
1516

Eine Anpassung an die fortschrei-

tenden klimatischen Veränderungen liegt 

daher auch im eigenen sozioökonomischen 

Interesse des Landes. Die bisherige Wirt-

schaftspolitik beachtet die umwelt- und kli-

mapolitischen Auswirkungen bisher jedoch 

nur unzureichend. So findet beispielsweise 

fast die gesamte industrielle Entwicklung 

des Landes in den beiden Deltaregionen 

statt; Gebiete, die besonders stark vom Kli-

mawandel betroffen sein werden. 

Eine weitere große Herausforderung, der 

sich Vietnam in naher Zukunft stellen muss, 

besteht in der Vermeidung der sogenannten 

Middle-Income-Trap, die bei wenig entwi-

ckelten Ländern mit hohen Wachstumsraten 

auftreten kann. Durch Wachstum kommt es 

in der Regel zu einer Verschiebung der 

Faktorintensitäten – von einer arbeitsinten-

siven, hin zu einer kapitalintensiven Produk-

tion – und zu einer stärkeren Bedeutung des 

inländischen Marktes. In der Folge wächst 

besonders der Dienstleistungssektor im 

Inland und die Löhne von hoch qualifizierten 

Fachkräften steigen schnell an. Wenn mit 

steigenden Faktorpreisen die Produktions-

kosten zunehmen, die Qualität der Produkte 

aber, z. B. durch fehlende qualifizierte 

Fachkräfte, nicht im gleichen Maße steigt, 

leidet die internationale Wettbewerbsfähig-

keit. Die Länder der Middle-Income-Trap 

können weder mit den arbeitsintensiven 

Billigproduktionsländern noch mit den hoch-

gradig entwickelten Volkswirtschaften der 

Industrieländer konkurrieren. Die Folge ist 

ein besonders geringes Wachstum, wie es 

beispielsweise die Philippinen, Brasilien 

oder Südafrika in den 1990ern und 2000er 

Jahren erlebt haben.
17

 Die Umsetzung 

nachhaltiger Entwicklungsziele kann in die-

sem Zusammenhang einen wesentlichen 

Beitrag für ein nachhaltiges Wachstum in 

Vietnam leisten und damit helfen, die Middle 

Income Trap zu vermeiden. Denn die oft 

auch armutsbedingte Übernutzung des viet-

namesischen Ökosystems gefährdet lang-

fristig die natürlichen Ressourcen des Lan-

des. Durch ein nachhaltiges Wirtschaften, 

das nicht auf den Kosten nächster Genera-

tion erfolgt, könnten natürliche Ressourcen 

geschont werden. Mit der Verabschiedung 
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einer Green-Growth Strategie im Jahr 2013 

hat Vietnam bereits einen ersten Schritt für 

ein nachhaltigeres Wachstum unternom-

men. 

 

Projekte der HSS 

 

Ein Hauptkritikpunkt an den bisherigen 

MDGs ist eine mangelnde Mitbestimmung 

der Entwicklungsländer bei deren Ausarbei-

tung. Einer der wesentlichen Gründe hierfür 

war das unzureichende Know-how in die-

sen Ländern. In der Post-2015 Agenda 

werden die Entwicklungs- und Schwellen-

länder stärker mit einbezogen. Es besteht 

jedoch weiterhin ein Mangel an Expertise. 

Hier setzt das Projekt der Hanns Seidel 

Stiftung zur Anpassung an den Klimawan-

del an, das die Entwicklung und Umsetzung 

der Post-2015 Entwicklungsziele zur An-

passung an den Klimawandel in der Region 

verbessert. Hierbei zielt das Vorhaben da-

rauf ab, das Fachwissen über die Folgen 

des Klimawandels bei Vertretern von Wirt-

schafts- und Umweltministerien in der Re-

gion sowie Mitgliedern von Wirtschafts- und 

Umweltverbänden der CLMV-Länder zu 

verbessern. Die Vermittlung dieses Know-

hows ist zwingende Voraussetzung dafür, 

dass die SDGs in gemeinsame Politik- und 

Strategieentwürfen einfließen. Zusätzlich 

soll auch auf nationaler Ebene der Gesetz-

gebungsprozess zur Erstellung von Um-

weltgesetzen und -verordnungen im Be-

reich Klimaanpassung gefördert werden. 

Um die Erstellung von Umweltrichtlinien für 

die vom Klimawandel betroffensten Regio-

nen zu verdeutlichen, ist die Schaffung von 

Best Practices wichtig. Weil Beispiele an-

schaulich und greifbar sind, erhöhen sie 

das öffentliche und politische Bewusstsein 

für die Anpassung der gesetzlichen Rah-

menbedingungen auf nationaler und subna-

tionaler Ebene. In den besonders gefährde-

ten Küsten- und Deltaregionen dieser Län-

der unterstützt die HSS daher 

Kleinstprojekte zu diesem Thema. 

 

Mehr zu unserer Arbeit unter  

www.hss.de/vietnam 

Die Bedeutung der Post-2015 Agenda 

wird für Vietnam durch die Transformation 

von einem Entwicklungs- zu einem Schwel-

lenland verstärkt. Aufgrund der neuen wirt-

schafts- und entwicklungspolitischen Stel-

lung werden die Official Development Assis-

tance (ODA) für die Maßnahmen zur Ar-

mutsreduzierung kurzfristig reduziert wer-

den und mittelfristig auslaufen.
18

 In diesem 

Kontext diskutiert die Weltbank bereits die 

Entwicklungskredite ab dem Jahr 2015 

schrittweise auf Marktkonditionen umzustel-

len. Mittel zur Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels bieten in diesem Zusammen-

hang eine Chance, diese Lücke vorüberge-

hend zu schließen. Ganz pragmatisch be-

müht sich die Regierung deshalb um eine 

stärkere Fokussierung der nationalen Ent-

wicklungsthemen auf umweltpolitische 

Schwerpunkte. Es muss in diesem Kontext 

jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen 

werden, dass dieser Prozess lediglich von 

der Regierung eingeleitet wird (Top-down) 

und bisher nicht das Bewusstsein der brei-

ten Bevölkerung widerspiegelt (Bottom-up). 

Im Gegenteil, das Umweltbewusstsein in 

der Bevölkerung Vietnams ist, wie in vielen 

anderen Entwicklungsländern auch, nach 

wie vor nur sehr gering ausgeprägt. 

 

Fazit 

 

Die bisherige Entwicklung Vietnams, be-

sonders mit Blick auf die erfolgreichen Be-

mühungen des Landes bei der Erreichung 

der MDGs, weist darauf hin, dass globale 

Entwicklungsziele als Richtlinien und Orien-

tierung für Entwicklungsländer erfolgreich 

sein können. Vietnam hat sich die meisten 

MDGs der Vereinten Nationen aus dem 

Jahr 2000 zu eigen gemacht, indem es auf-

bauend auf diesen Zielen eine eigene natio-

nale Entwicklungsstrategie entwickelt hat. In 

der Gruppe der Entwicklungsländer nimmt 

Vietnam damit schon jetzt eine Vorreiterrolle 

ein. 

Der erfolgreiche Umgang mit den MDGs 

macht es wahrscheinlich, dass Vietnam sich 

auch aktiv an der Post-2015 Diskussion 

beteiligen und diese auch in ihrer nationalen 

www.hss.de/vietnam
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Entwicklungsstrategie implementieren wird. 

Hierbei ist es unerheblich, ob gesonderte 

Nachhaltigkeitsziele entwickelt werden, oder 

ob das Thema in eine Post-2015 Agenda 

integriert wird. Besonders in diesem Kontext 

bieten sich für die politischen Stiftungen 

Handlungsräume, in denen sie positiv auf 

die nationalen Gesetzgebungsprozesse 

einwirken und damit einen Wandel aktiv 

mitgestalten können. Ein weiteres Betäti-

gungsfeld bietet sich bei der Förderung des 

Umweltbewusstseins der Bevölkerung. Eine 

Neuorientierung im Rahmen nachhaltiger 

Entwicklungsziele ist für Vietnam auch des-

halb wichtig, da eine stabile Wirtschaftsent-

wicklung bisher noch nicht gewährleistet ist. 

Langfristig besteht bei der derzeitigen star-

ken Fokussierung auf Wachstum die Ge-

fahr, dass es zu einer ineffizienten Vertei-

lung von natürlichen Ressourcen kommt. 

 

Die Post-2015 Agenda bedeutet in die-

sem Zusammenhang auch eine Chance für 

Vietnam die bisherige Wirtschaftspolitik zu 

überdenken. Sie könnte helfen, insbesonde-

re Umwelt- und Klimaschutzaspekte, die 

bisher nur unzureichend adressiert wurden,  

stärker in die vietnamesische politische 

Agenda einfließen zu lassen. Dafür spre-

chen verschiedene Gründe: Mit wachsen-

dem Wohlstand wird auch das Umweltbe-

wusstsein der vietnamesischen Bevölkerung 

steigen. Zunehmende Umweltbelastungen 

werden deshalb zukünftig weniger akzep-

tiert werden. Weiterhin besteht die Gefahr, 

dass die durch Umwelt- und Klimaschäden 

entstehenden Kosten, trotz der positiven 

wirtschaftlichen Entwicklung des Landes, 

die Einnahmen übersteigen. Ein frühzeitiges 

Handeln im Bereich der Umwelt- und Klima-

schutzpolitik kann dem entgegenwirken. 

Gleichzeitig bietet die frühzeitige Neuorien-

tierung die Chance, Mittel der Entwicklungs-

zusammenarbeit vorerst zu halten oder zu 

ersetzen. Vietnam benötigt auf dem Weg zu 

mehr Nachhaltigkeit jedoch Unterstützung. 

Die gemeinsame Entwicklung der Post-2015 

Agenda durch Vietnam und die internationa-

le Staatengemeinschaft könnte dazu beitra-

gen. Die in diesem Prozess entstehenden 

Entwicklungsziele haben das Potenzial, sich 

zu einem Instrument auf dem Weg zu mehr 

Nachhaltigkeit in Vietnam zu entwickeln. 
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BOLIVIENS BESTREBUNGEN,  
FORTSCHRITT UND TRADITION  
ZU VEREINEN 
 

 

PHILIPP FLEISCHHAUER ||  
 

Die Zeit wird knapp. Es bleiben noch 

23 Monate, bis die im Jahr 2000 festgeleg-

ten Millennium-Entwicklungsziele (engl. 

Millennium Development Goals - MDGs) 

weltweit erreicht sein sollen. Bereits in den 

Berichten aus vergangenen Jahren deute-

te sich jedoch an, dass dies selbst mit 

größten Anstrengungen aller Beteiligten 

nicht in allen Punkten und Ländern gelin-

gen wird.
1
 Die Fortschritte sind weltweit 

sichtbar, wenn auch nicht homogen bezo-

gen auf die einzelnen Handlungsfelder 

und geographischen Regionen. Es gibt 

Erfolge, Halberfolge und leider auch 

Rückschritte, weltweit und auch in Bolivi-

en.  

 

Bolivien ist das ärmste Land Lateiname-

rikas. Aufgrund seiner großen Vorkommen 

an Bodenschätzen, natürlichen Ressourcen 

und Gas, ist das Land schon seit Zeiten der 

spanischen Kolonisierung ein Bettler auf 

dem goldenen Thron.
2
 Nichtsdestotrotz 

kann Bolivien in allen acht Millenniumszie-

len sehr wohl einige Erfolge und Teilerfolge 

verzeichnen, die sich in den Zahlen der 

Vereinten Nationen widerspiegeln. Zu be-

rücksichtigen ist, dass nicht für alle MDGs 

konkrete Daten vorliegen, in manchen 

Punkten sind die Zahlen geschätzt, in an-

deren reichen sie nicht bis zum Jahr 2013. 

Die lokale Wirklichkeit muss also genau 

betrachtet werden, um die Komplexität der 

Situation zu beschreiben. 

Acht Ziele für viele Realitäten 

 

Bolivien ist mit einer Fläche von 

1.098.581 km
2
 mehr als dreimal so groß wie 

Deutschland. Es beherbergt nicht nur 36 

unterschiedliche ethnische Völkergruppen 

mit eigenen Sprachen und Kulturen, son-

dern ist auch geographisch und klimatisch 

durch enorme Gegensätze zwischen dem 

Altiplano und dem Tiefland mit dem Amazo-

nasbecken charakterisiert. Diese Gegensät-

ze prägen die Lebensweisen und Mentalität 

der Einwohner ebenso, wie die Möglichkei-

ten, ihren Lebensunterhalt zu verdienen und 

ihren Zugang zu Bildung und Gesundheits-

vorsorge.  

 

Sowohl die bolivianische Regierung als 

auch im Land tätige lokale und internationa-

le Hilfs- und Nichtregierungsorganisationen 

und Stiftungen haben eine Vielzahl an Pro-

grammen und Projekten geschaffen, die 

sich die Armutsbekämpfung, die Aidsaufklä-

rung, den Schutz der Umwelt und die Chan-

cengleichheit der Geschlechter auf die Fah-

nen schreiben. Als Grundlage dieser Projek-

te dienen die MDGs als international aner-

kanntes Instrument. Dabei taucht jedoch ein 

Problem auf, das sich in Bolivien in aller 

Bandbreite manifestiert: Die acht MDGs 

treffen auf eine Ausgangssituation, die in 

sich durchwegs heterogen ist und Voraus-

setzungen schafft, die zum Erreichen oder 

Scheitern der MDGs maßgeblich beitragen. 
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Jede Institution, die Entwicklungsarbeit in 

Bolivien leistet, stößt über kurz oder lang an 

ihre Grenzen bei dem Versuch, Verände-

rungen mit einer Blaupause herbeizuführen. 

Die MDGs geben die Richtung vor, doch die 

Wege dorthin müssen in einem Land wie 

Bolivien so vielfältig sein, wie seine Realitä-

ten. Um die Schwierigkeiten dabei besser 

zu illustrieren, sollen das zweite und dritte 

MDG exemplarisch für die Lebenswirklich-

keit Boliviens dargestellt werden.  

 

 

MDG 2: Primärschulbildung für alle 

 

„Without education your children can 

never really meet the challenges they will 

face. So it's very important to give children 

education and explain that they should play 

a role for their country”
3
, sagte der kürzlich 

verstorbene Friedensnobelpreisträger Nel-

son Mandela im Jahr 2005. Das größte 

Problem sei die Verbindung von Armut und 

fehlender Bildung. Schulbildung ist die Basis 

für persönliche Entwicklung, verbesserte 

Lebens- und Einkommensbedingungen und 

gleichberechtigte Beteiligung von Männern 

und Frauen an allen Bereichen des Alltags – 

und sie ist die Grundlage dafür, ein selbst-

bestimmtes Leben mit bewussten Entschei-

dungen zu führen.  

 

Die Zahlen zeigen, dass in Bolivien die 

Primärschulbildung für alle, insbesondere 

für Mädchen, Fortschritte gemacht hat. Der 

Zugang zu Schulbildung ist Teil der bolivia-

nischen Verfassung
4
, die staatlichen Schu-

len sind unentgeltlich, es besteht eine acht-

jährige Schulpflicht. Im Jahr 2000 schlossen 

72,2 Prozent der Mädchen die Grundschul-

ausbildung erfolgreich ab, im Jahr 2009 

waren es bereits 84,6 Prozent. Zum Ver-

gleich stieg die Zahl der Jungen im gleichen 

Zeitraum von 76,5 Prozent auf 85,2 Pro-

zent.
5
 Im Jahr 2008 waren 90 Prozent aller 

Jungen und Mädchen zwischen 6 und 13 

Jahren in eine Grundschule eingeschrie-

ben.
6
 

Die Fortschritte sind sichtbar, doch laut 

Prognose wird bis zum Jahr 2015 der Indi-

kator der Schüler, die eine Primärschulaus-

bildung abschließen, nur auf 88,7 Prozent 

steigen. Das bedeutet aber immer noch eine 

große Lücke bis zu den 100 Prozent, die es 

zu erreichen gilt.
7
 

 

Was steht also dem Erreichen des MDG 

2 im Wege? Bei näherem Betrachten fällt 

zunächst der große Unterschied zwischen 

Stadt und Land ins Auge. Während die ur-

banen Zentren über eine Vielzahl staatlicher 

und privater Bildungseinrichtungen, Institu-

ten, Sprachschulen und Universitäten verfü-

gen, gibt es im ländlichen Bereich oft nur 

eine Schule für zahlreiche, abgelegene Ge-

meinden. Die geographischen Gegebenhei-

ten führen in der Praxis dazu, dass Kinder 

nicht selten einen Fußweg von bis zu drei 

Stunden einfach zu bewältigen haben, um 

zu ihrer Schule zu gelangen. In der Regen-

zeit oder im Winter erschweren diese Be-

dingungen das Lernen beträchtlich. Aus 

vielen verstreuten, kleinen und schwer zu-

gänglichen Dörfern kommen die Schüler in 

einer Schule zusammen, doch die einzige 

Straße dorthin führt durch ein Flussbett, das 

in der Regenzeit nicht passierbar ist und 

eine Brücke gibt es nicht.
8
 So verzögert sich 

der Schulanfang von Februar auf April, 

Schulbücher und Materialien kommen nicht 

rechtzeitig an.  

 

Die Lehrkräfte sind nach ihrer Universi-

tätsausbildung verpflichtet, ein Praxisjahr 

auf dem Land zu absolvieren. Hier wäre es 

wichtig, Anreize zu schaffen, um die Arbeit 

weit weg von zu Hause und unter einfachs-

ten Lebensbedingungen attraktiv zu gestal-

ten und die Lehrer zu motivieren. Ein weite-

rer Ansatzpunkt wäre, zu versuchen, Lehrer 

aus dem ländlichen Raum auszubilden. So 

könnten auch die sprachlichen Hindernisse 

leichter überwunden werden, denn der offi-

zielle Lehrplan sieht Unterricht auf Spanisch 

vor. Besonders in abgelegenen Gebieten 

sprechen die Kinder aber nur ihre eigenen 

Sprachen wie Quechua, Aymara, Guaraní. 

So muss der Grundschulunterricht neben 

Lesen, Schreiben und Rechnen auch die 

Unterrichtssprache Spanisch beinhalten. Da-
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durch geht Zeit verloren, und es können 

nicht alle Inhalte vermittelt werden.  

 

Eine Alternative wären Internate, die den 

Schülern und Schülerinnen die täglichen 

weiten Wege ersparen würden. Allein den 

meisten Eltern fehlen die finanziellen Mittel, 

um eine solche Einrichtung zu bezahlen.
9
 

Viele Familien verlieren zu Hause und auf 

dem Feld eine Arbeitskraft, wenn sie ihre 

Kinder auf die Schule schicken. Dazu 

kommt, dass vor allem auf dem Land das 

schulische Wissen im täglichen Leben we-

nig oder keinen praktischen Bezug hat. Im-

mer noch sind paternalistische Rollenmuster 

vorherrschend, so das Kenntnisse im Haus-

halt und in der Landwirtschaft für Frauen als 

wichtiger angesehen werden, als theoreti-

sches Wissen. Dies führt jedoch zur Verfes-

tigung der Muster und behindert insbeson-

dere die Mädchen, später ein selbstbe-

stimmtes Leben zu führen – die Aussicht auf 

eine bessere Zukunft schwindet. 

Bild 1: Kein Umfeld für einen erfrischenden Unterricht - Vie-

lerorts sind die Lernbedingungen im ländlichen Bolivien 

trostlos, Quelle: Radoslaw Czajkowski. 

 

Regierungsprogramme wie der Bono 

Juancito Pinto, der dafür sorgen soll, dass 

die Schüler ihre Schulzeit erfolgreich 

beenden; der Plan Nacional de Profesio-

nalización de Maestros Interinos, ein 

Programm zur Professionalisierung und 

Ausbildung von Lehrern oder das Progama 

de Infraestructura Educativa, Equipamiento 

y Procesos Pedagógicos a través de los 

Gobiernos Municipales, welches der Bil-

dungsqualität und der Verbesserung der 

schulischen Infrastruktur dienen soll, setzen 

bei den Schwachpunkten des bolivianischen 

Bildungssystems an. Die Qualität der Schul-

bildung hängt auch von der Verwirklichung 

der genannten Programme ab. Geographi-

sche Hindernisse, Rollenmuster und Pflich-

ten, überholte Denk- und Unterrichtsweisen 

stehen dem globalen Anspruch gegenüber, 

so dass die regionalen Erfolge weit hinter 

diesem zurückliegen. 

 

Positiv zu verzeichnen ist, dass der An-

alphabetismus in den letzten Jahren dank 

eines Programmes (Programa Nacional de 

Alfabetizacion „Yo Si Puedo“) der Regierung 

von Evo Morales Ayma zumindest in be-

stimmten Zielgruppen fast vollständig der 

Vergangenheit angehört. So konnten im 

Jahr 2009 99,4 Prozent der Bevölkerung 

zwischen 15 und 24 Jahren lesen und 

schreiben.
10

 

 

MDG 3: Gleichstellung der Geschlech-

ter/Stärkung der Rolle der Frauen 

 

Die Gleichstellung der Geschlechter und 

das Einbeziehen der Frauen in alle Prozes-

se der Entwicklung eines Landes sind keine 

neuen Aspekte, doch spielen sie in den 

MDGs eine besondere Rolle. Wird damit 

doch anerkannt, dass es keinen wirklichen 

Fortschritt geben kann, wenn die Hälfte der 

Bevölkerung davon ausgeschlossen ist.  

 

Frauen beziehen vor allem aus dem in-

formellen Arbeitsmarkt ihr Einkommen. Die 

Zahlen zeigen, dass im Jahr 2009 35,1 Pro-

zent der Frauen eine feste, bezahlte Ar-

beitsstelle hatten. Ein gewaltiger Fortschritt, 

1996 waren es nur 20,9 Prozent.
11

 Dies darf 

aber keinesfalls darüber hinwegtäuschen, 

dass die große Mehrheit der Frauen nach 

wie vor einer Arbeit nachgeht, die weder 

Arbeitsvertrag, Versicherungsschutz noch 

Rentenbeitrag beinhaltet. Überwiegend 

handelt es sich um kleine Gewerbe, um den 

Verkauf von Lebensmitteln, Speisen und 

Getränken oder Kleinprodukten an mobilen 

Ständen auf den Straßen. Gründe dafür 

sind einerseits eine mangelnde Bildung und 

daher weniger Chancen auf dem Arbeits-

markt, sowie andererseits das Lebenskon-
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zept vieler Familien, das es für Frauen 

schwierig macht, tägliche, geregelte Ar-

beitszeiten einzuhalten. Speziell die indige-

nen Bevölkerungsgruppen sind hiervon be-

troffen, doch zeigt sich auch hier ein leichter 

Wandel. Heute sind 30,6 Prozent der indi-

genen Frauen in einer Arbeit tätig, die nicht 

mit der Landwirtschaft zu tun hat.  

 

Kritisch betrachtet sind diese Entwick-

lungen aber nicht nur positiv. Frauen verlas-

sen ihre ländlichen Gemeinden und wan-

dern in die Städte aus. Aufgrund ihrer Aus-

gangssituation erwartet sie dort der infor-

melle Arbeitsmarkt, auf dem sie den ganzen 

Tag für wenig Geld arbeiten. Ihre Kinder 

bleiben alleine zu Hause, oft von den älte-

ren Geschwistern versorgt. Obwohl das 

städtische Umfeld die Bedingungen für eine 

bessere Entwicklung bieten würde, können 

viele dieser Frauen nicht davon profitieren. 

Dazu kommt Ausgrenzung – bis hin zu Ras-

sismus – der städtischen, gegenüber der 

ländlichen, zugewanderten Bevölkerung. Da 

die Landflucht die urbanen Probleme ver-

schärft und die Probleme der ländlichen 

Bevölkerung nicht löst, wäre es wichtig, in 

ruralen Gebieten bessere Einkommensmög-

lichkeiten in allen Sektoren zu schaffen und 

die landwirtschaftliche Produktion wirtschaft-

lich stärker zu fördern. Zwischenhändler 

verkaufen ihre Ware für den dreifachen 

Preis, den sie den Landwirten bezahlen. 

 

Bei der Gleichstellung der Geschlechter 

im politischen Bereich zeigt sich ein ge-

mischtes Bild zwischen Zahlen und Realität 

(mehr zu diesem Thema in AMEZ 9 „Die 

politische und gesellschaftliche Emanzipati-

on der bolivianischen Frau“). 49 Prozent der 

Asamblea Legislativa Plurinacional sind 

Frauen und auch in der Kommunalpolitik 

sind die Zahlen steigend.
12

 Waren im Jahr 

2004 nur 18,8 Prozent der Abgeordneten 

Frauen, brachten die Wahlen 2010 einen 

Frauenanteil von 42,9 Prozent hervor.
13

 In 

allen neun Departamentos Boliviens liegt 

die Frauenquote in den Regierungen über 

40 Prozent. 

 

Während die Gesetzeslage eindeutig ist, 

die bolivianische Verfassung die Frauen-

quote festlegt, und auch die Fakten der 

Wahlen einen deutlichen Anstieg des Frau-

enanteils zeigen, sind viele Frauen oftmals 

in Entscheidungsfindungsprozessen und 

Abstimmungen an ihre männlichen Kollegen 

gebunden. Die Geschlechterdifferenz zeigt 

sich in der Ausübung des Amtes darin, dass 

jede Abgeordnete einen Stellvertreter hat, 

der in den meisten Fällen männlich ist. Dazu 

kommt, dass es Frauen, vor allem im Hoch-

land, nicht gewöhnt sind, in der Öffentlich-

keit zu sprechen oder ihre Meinung zu ver-

treten. Die Fähigkeit, zu argumentieren und 

zu diskutieren ist besonders im ländlichen 

Bereich noch eine männliche. Frauen wer-

den von den männlichen Abgeordneten 

weder ernst genommen noch wird ihre Mei-

nung respektiert. Fälle von Bedrohung, 

Mobbing oder sexueller Belästigung
14

 zei-

gen, dass die Frauenquote in der Theorie 

bereits erfüllt wird; in der Praxis ist die 

Projekte der HSS 

 

Die Hanns-Seidel-Stiftung Bolivien unter-

stützt seit 2010 den Dezentralisierungs- und 

Demokratisierungsprozess in verschiedenen 

Regionalparlamenten und Munizipien im 

Land. Bei der gemeinsamen Arbeit wird ein 

besonderes Augenmerk auf die Aus- und 

Weiterbildung von Frauen gelegt. Mit den 

zwei führenden Universitäten des Landes 

kooperiert die Stiftung zudem in verschiede-

nen Projekten zur Förderung von politischen, 

sozialen und wirtschaftlichen Nachwuchsfüh-

rungskräften. Seit 2012 vergibt die Hanns-

Seidel-Stiftung in Bolivien ferner Hochschul-

stipendien an begabte junge Bolivianer und 

Bolivianerinnen (hauptsächlich aus dem indi-

genen Sektor), die sich ohne finanzielle Un-

terstützung kein Studium leisten könnten. 

Dabei verzeichnet die Stiftung sowohl mehr 

Bewerberinnen als auch letztlich mehr Sti-

pendiatinnen und trägt so aktiv zur Errei-

chung der MDGs bei. Aktuell sind knapp 70 

Prozent der Stipendiaten Frauen. 

 

Mehr zu unserer Arbeit unter  

www.hss.de/bolivien 

http://www.hss.de/bolivien
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Gleichstellung der Geschlechter und die 

Beteiligung der Frauen am politischen Le-

ben aber noch ein neues Projekt, das Zeit 

brauchen wird, um sich nicht nur theore-

tisch, sondern auch praktisch durchzuset-

zen. 

 

Ausblick 

 

Fortschritte und Teilerfolge sind sichtbar, 

doch werden diese innerhalb Boliviens, vor 

allem was den Kampf gegen die Armut und 

den Bereich Bildung betrifft, nicht auf die 

Vereinbarung der Vereinten Nationen über 

die MDGs zurückgeführt, sondern sie wer-

den der Regierung zugeschrieben.  

Programme gegen Analphabetismus, für 

die Einführung eines Kindergeldes, Zu-

schuss zu Schulmaterialien und für eine 

staatliche Rente haben dazu beigetragen, 

die Einkommenssituation positiv zu verän-

dern. Natürlich spielen bei der Umsetzung 

politischer Ziele Einflüsse von außen, aus-

ländische Investoren und in Bolivien tätige 

Nichtregierungsorganisationen eine Rolle, 

gerade weil diese Institutionen oft näher vor 

Ort und in abgelegenen Regionen tätig sind 

als die nationale Regierung selbst.  

 

Doch schafft die Regierung die Rah-

menbedingungen, in denen sich alle Akti-

onen abspielen können und müssen. Ge-

rade in den vergangenen Jahren wurde 

hier deutlich, dass die Regierung von Evo 

Morales Ayma die Beteiligung ausländi-

scher Institutionen kritisch betrachtet und 

auch vor drastischen Schritten, wie bei-

spielsweise ihrer Ausweisung, nicht zu-

rückschreckt.
15

 Vor diesem Hintergrund 

muss gefragt werden, wie stark MDG 8 in 

Bolivien greift, da die Zusammenarbeit mit 

der internationalen Gemeinschaft, auch im 

Hinblick der Dekolonisation, nicht mehr in 

dem Maße gewünscht wird, wie früher.  

 

Im wirtschaftlichen Bereich ist es für Bo-

livien enorm schwierig, in Industrieländer zu 

exportieren. Einfuhrbestimmungen, Zölle 

und Handelsbeschränkungen sind die 

Gründe dafür, wobei insbesondere die In-

dustrieländer ihre getroffenen Zusagen bis-

lang nicht eingehalten haben.  

Um Fortschritte zu erreichen, müssen 

nationale Regierungen, internationale Ko-

operationen, Nichtregierungsorganisationen, 

Wirtschaft und kirchliche Einrichtungen in 

dieselbe Richtung arbeiten. Der Wille und 

die Bereitschaft dazu müssen aber von den 

betroffenen Ländern ausgehen. Schließlich 

muss die gesellschaftliche Entwicklung mit 

der wirtschaftlichen und politischen Entwick-

lung mithalten können. Denn in der Realität 

hat sich oft gezeigt, dass kulturelle und so-

ziale Verbesserungen nicht in der gleichen 

Geschwindigkeit kommen wie die finanzielle 

Entwicklung. 

 

Hilfestellung beim Aufbau stabiler politi-

scher Strukturen, Bewusstsein für demokra-

tische Prozesse, Chancengleichheit, Rechts-

staatlichkeit und Sicherheit sind nötig, um 

die Rahmenbedingungen zu bilden, in de-

nen sich optimale Entwicklungszusammen-

arbeit entfalten kann. Bei diesem Prozess 

sollte es nur um die MDGs gehen und da-

rum, wie diese an die Wirklichkeit Boliviens 

angepasst werden können. 

Bolivien übernimmt für das Jahr 2014 die 

turnusmäßige Präsidentschaft des Staaten-

zusammenschlusses der G-77 und Chinas. 

Projekte der HSS 

 

Seit dem Jahr 2013 verstärkt die HSS mit 

ihren Aktivitäten die Sicherung der ökologi-

schen Nachhaltigkeit, dem MDG 7. Mit Son-

dermitteln des Bundesministeriums für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

unterstützt die HSS die bolivianische Organi-

sation SICIREC im Rahmen des Projektes 

„ArBolivia“, welches sich die Umweltbildung, 

Dialogförderung und Einkommensverbesse-

rung (MDG 1) zum Ziel setzt. Dabei werden 

Kleinbauern und staatliche Akteure zu den 

Themen Klimawandel, Umweltschutz, nach-

haltige ökologische Landwirtschaft, Agroforst-

systeme, Schutz von Bäumen und Wäldern 

sowie nachhaltige Produktion und Vermark-

tung von Nahrungsmitteln und Agrofrostpro-

dukten geschult.  
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Nach 24 Jahren und exakt zum 50-jährigen 

Bestehen der G-77 wird Bolivien die Inte-

ressen der Entwicklungsländer vertreten. 

Ein Erfolg, der zeigt, dass sich die Entwick-

lungsländer auch auf dem internationalen 

Parkett stärker behaupten. Bolivien wolle 

„die Interessen und Hoffnungen der sich 

entwickelnden Länder in allen Foren und 

Prozessen im Rahmen der Post-2015 

Agenda für eine nachhaltige Entwicklung 

transparent und effektiv anleiten“, so Sacha 

Llorenti, ständiger Vertreter Boliviens bei 

den Vereinten Nationen.
16

 Bolivien bekommt 

ein neues Gesicht. Nach innen gefestigter, 

hat Präsident Morales sein Land auch inter-

national positioniert. Das zweitstärkste Wirt-

schaftswachstum und ein eigener Satellit 

zur Telekommunikation sind die sichtbaren 

Zeichen, dass sich Bolivien nicht länger als 

armes und hilfsbedürftiges Land sieht. Viel-

mehr hat man die eigenen Schwächen er-

kannt und vertritt seine Stärken selbstbe-

wusst gegenüber der Welt. 

 

Diese Entwicklung darf als Anhaltspunkt 

gewertet werden, in welche Richtung es in 

der Post-2015 Agenda gehen wird. Entwick-

lungszusammenarbeit wird stärker von den 

Wünschen und Bedürfnissen derer geprägt 

sein, die sie empfangen, nicht derer, die 

geben. Schon in seiner Antrittsrede machte 

Präsident Morales einmal mehr deutlich, 

dass imperialistische Einmischung von au-

ßen nicht gewünscht sei. Innerhalb der Dis-

kussion über die Post-2015 Agenda sam-

melt Bolivien Daten und Meinungen, die zu 

einem ausgewogenen Prozess beitragen 

sollen. Gemeinsam mit den 133 anderen 

Mitgliedern soll ein Konsens gefunden wer-

den, den Bolivien dann den entwickelten 

Ländern in der Versammlung der Vereinten 

Nationen vorstellt.  

 

 

 
||  PHILIPP FLEISCHHAUER 

Projektassistent Bolivien  

Unter Mitarbeit von Laura Lederer 
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MYANMAR UND DIE POST-2015     
ENTWICKLUNGSAGENDA 
 
 
 

 

ACHIM MUNZ ||  
 

Die derzeitige Diskussion um ein Nachfol-

geabkommen der Millenniumsentwicklungs- 

ziele (engl. Millennium Development Goals – 

MDGs) zeigt ein neues, erstarktes Selbst-

bewusstsein der Entwicklungsländer. Die 

zentrale Herausforderung bei der Gestal-

tung der Post-2015 Entwicklungsziele be-

steht darin, eine umfassende und gleichzei-

tig widerspruchsfreie Agenda zu entwickeln, 

die Armut nachhaltig und systematisch be-

kämpft. Myanmar hat hinsichtlich der Errei-

chung der gesetzten Entwicklungsziele eini-

ges nachzuholen. Die Post-2015 Entwick-

lungsagenda wird daher für die weitere ent-

wicklungspolitische Schwerpunktsetzung in 

Myanmar eine entscheidende Rolle spielen. 

 

1. Die zwei internationalen Entwick-

lungsagenden 

 

Die internationale Entwicklungsagenda 

wird seit über zwei Dekaden von zwei un-

terschiedlichen Agenden geprägt, deren 

Prämissen, Philosophie und Schwerpunkt-

setzung unterschieden werden müssen. 

Zum einen handelt es sich um die 1992 

entworfene, eher holistische Rio-Agenda, 

deren Fokus auf Nachhaltigkeit und Ökolo-

gie liegt. Die Staatengemeinschaft entwi-

ckelte diese Agenda 2002 in Südafrika und 

2012 erneut in Rio de Janeiro weiter, mit 

dem Ziel der so genannten Sustainable De-

velopment Goals (SDGs) im Jahr 2014. 

Dabei stehen verschiedene Aspekte von 

Nachhaltigkeit als elementare Bestandteile 

jeder Art von Armutsbekämpfung im Fokus. 

Parallel zu den SDGs etablierte sich An-

fang des Jahrtausends die Millenniums-

agenda mit acht konkreten MDGs, die 

schwerpunktmäßig die ökonomische und 

humanitäre Armutsbekämpfung in den Ent-

wicklungsländern bis 2015 propagieren. Die 

Agenda wurde 2005 und 2010 in New York 

teilweise modifiziert. 

Momentan arbeiten zwei Arbeitsgruppen 

der Vereinten Nationen (VN) mehrgleisig 

und unabhängig voneinander an einer Fort-

setzung der MDGs nach 2015, sowie an der 

Formulierung der SDGs. Die eigentliche 

Herausforderung stellt jedoch die Realisie-

rung eines einheitlichen Zielsystems der 

internationalen Post-2015 Entwicklungs-

agenda dar, in dem Armuts- und Nachhal-

tigkeitsagenda miteinander verwoben sind. 

Diese Vorgehensweise soll Ressourcen 

bündeln und eliminiert Widersprüche, ohne 

dabei Effektivität und Messbarkeit einzubü-

ßen. 

Schon heute stimmen die beiden Agen-

den in wesentlichen Punkten überein. 

Grundsätzlich herrscht Konsens bezüglich 

der generellen Zielsetzung: der Bekämp-

fung von Armut und Ungerechtigkeit. Der 

Unterschied der beiden Agenden liegt je-
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doch in ihrem jeweiligen Verständnis von 

Armut.  

In den MDGs wird Armut vor allem als 

rein ökonomisches und humanitäres Phä-

nomen gesehen. Dagegen neigen die SDGs 

dazu, mit unterschiedlichen Aspekten von 

Nachhaltigkeit geradezu überladen und da-

mit wenig schlagkräftig zu sein. Da es sich 

bei Armut um ein multidimensionales und 

daher sehr komplexes Phänomen handelt, 

scheint eine Erweiterung der Prämissen der 

MDGs jedoch unumgänglich.
1
 

In Myanmar steht die internationale Ent-

wicklungszusammenarbeit seit der schritt-

weisen Aufhebung der Sanktionen am An-

fang. Daraus ergibt sich die Möglichkeit, aus 

vergangenen Fehlern und Erfolgen in der 

Entwicklungszusammenarbeit Konsequen-

zen zu ziehen, um die Entwicklungsagenda 

in Myanmar erfolgreich und nachhaltig zu 

gestalten. In diesem Zusammenhang evalu-

iert der vorliegende Beitrag die bisherigen 

Anstrengungen zur Erreichung der MDGs in 

Myanmar. Darauf aufbauend wird das Kon-

zept, welches den MDGs zugrunde liegt, 

diskutiert und Ansatzpunkte identifiziert, wie 

klassische Armutsbekämpfung und Nach-

haltigkeit in einer Post-2015 Entwicklungs-

agenda speziell im myanmarischen Kontext 

erfolgreich verbunden werden können.  

 

2. Die MDGs in Myanmar 

 

MDG 1: Einkommensarmut und Hunger 

bekämpfen 

 

Im Kampf gegen Armut und Hunger erzielt 

Myanmar seit 2005 Erfolge: der Anteil der von 

extremer Armut Betroffenen ging seit 2005 

von 32 Prozent auf heute circa 26 Prozent 

zurück. Allerdings sind Hunger und Armut vor 

allem in der Peripherie und den Siedlungsge-

bieten der ethnischen Minderheiten oft we-

sentlich höher als im Landesdurchschnitt. Im 

nordwestlich gelegenen Chin-Staat zum Bei-

spiel liegt die Armutsquote bei über 70 Pro-

zent, die der Unterernährten bei 40 Prozent.
2
 

Der Anteil der Erwerbstätigen stieg von 

54,3 Prozent auf 57,1 Prozent. Die Verbes-

serung der Ernährungssituation von Kindern 

gestaltet sich hingegen langsam und noch 

immer sind 23 Prozent der Kinder unter fünf 

Jahren untergewichtig.
3
 

Die Erfolge Myanmars sind zumeist auf 

die ab 2010 veranlassten Wirtschaftsrefor-

men zurückzuführen, welche die Inflation 

reduzierten und das Handelsvolumen kon-

stant steigerten. Daher gestaltet sich die 

Entwicklung in Myanmar derzeit dynami-

scher als beispielsweise im Vergleich zum 

Nachbarn Bangladesch und ASEAN-

Mitglied Kambodscha. Auf nationaler Ebene 

liegt keine umfassende und kohärente Stra-

tegie zur Armutsbekämpfung vor, wodurch 

die fragmentierten Bemühungen nur spora-

disch wirken. Gleichzeitig nimmt die Schere 

zwischen reich und arm zu, da vor allem die 

etablierten Eliten von den 2010 eingeleite-

ten Reformen und dem damit verbundenen 

Wachstum profitieren.
4
 

Um das MDG 1 in Myanmar bis 2015 zu 

erreichen, sind verstärkte und koordinierte 

Maßnahmen nötig, die integratives und de-

zentrales Wachstum, abseits der Ballungs-

zentren, anregen. Vor allem die Senkung 

der Armutsrate von ca. 25 Prozent auf die 

angestrebten 16 Prozent darf als ambitio-

niert bezeichnet werden.
5
 

 

MDG 2: Grundschulausbildung für alle 

Kinder gewährleisten 

 

Myanmar wird den angestrebten Alpha-

betisierungsgrad der 15- bis 24-Jährigen 

von 98 Prozent voraussichtlich rechtzeitig 

erreichen. Seit 2005 stieg die Alphabetisie-

rungsquote der Jugendlichen von 92 Pro-

zent auf aktuell ca. 96 Prozent, wobei diese 

Zahlen zunächst nur den quantitativen As-

pekt betrachten. So brechen circa 23 Pro-

zent der Schüler die Grundschule vor allem 

aus Kostengründen ab.
6
 

Aktuell teilen sich 13 Ministerien die Ver-

antwortlichkeit für Bildung in Myanmar. Die 

fragmentierten Zuständigkeiten belasten die 

ohnehin begrenzten finanziellen Ressour-

cen für Bildung und wirken sich auch nega-

tiv auf die Qualität der wenigen Bildungsan-

gebote aus. Schulabsolventen erfüllen sel-

ten die Anforderungen und Profile der Pri-
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vatwirtschaft. Außerdem unterrichten die 

Schulen nicht die Sprachen der Minderhei-

ten. Gebühren und notwendige Auslagen für 

Bildung sind die Hauptursache für die zahl-

reichen Schulabbrüche und Nichteinschu-

lungen.
7
 

 

MDG 3: Gleichstellung der Geschlechter 

fördern und die Rolle der Frauen stärken 

 

Im Bildungswesen sind Frauen und 

Männer gleichgestellt. Bestehende Benach-

teiligungen sind weniger geschlechterbe-

dingt, sondern vielmehr auf Faktoren wie 

ethnische Zugehörigkeit, Armut und Stand-

ort zurückzuführen.
8
 Allerdings sind Frauen 

durchaus strukturell benachteiligt, was die 

Vergabe von Führungspositionen in Politik 

und Wirtschaft angeht. Zwar beschäftigen 

Verwaltung und Ministerien in Myanmar 

circa 50 Prozent weibliche Angestellte und 

Beamtinnen, allerdings äußerst selten in 

Führungspositionen.
9
 Die Gleichstellung in 

der politischen Sphäre gestaltet sich als 

sehr problematisch. Seit der Unabhängigkeit 

1947 wurde bis 2011 keine Frau als Ministe-

rin oder stellvertretende Ministerin ernannt. 

In der 2010 gewählten Nationalversamm-

lung liegt der Anteil der weiblichen Abge-

ordneten bei lediglich 4,3 Prozent.
10

 50 Jah-

re Militärdiktatur haben ihre Spuren hinter-

lassen. Die Streitkräfte und die Mönchsor-

den stellen Kerninstitutionen in der myan-

marischen Gesellschaft dar, werden aber 

von Männern dominiert. Zudem ist die Sen-

sibilisierung bezüglich häuslicher und sexu-

eller Gewalt sehr gering. Diese Phänomene 

erfasst das MDG 3 nicht. 

 

MDG 4 & 5: Kindersterblichkeit senken 

und Gesundheit der Mütter verbessern 

 

Die Kindersterblichkeit in Myanmar ist 

rückläufig. Seit 1988 halbierte sich die 

Sterblichkeitsrate der unter 5-Jährigen von 

13 Prozent auf 6,2 Prozent. Das 2015 an-

gestrebte Ziel von 38,5 Todesfällen auf 

1000 Geburten scheint aber außer Reich-

weite. Inzwischen erhalten jedoch 83,6 Pro-

zent der Kinder die empfohlenen Impfun-

gen. Die angestrebten 90 Prozent könnte 

Myanmar nach Einschätzung der UNO bis 

2015 durchaus erreichen.
11

 

Da 88 Prozent der Geburten in Myanmar 

zu Hause stattfinden, sind Mütter nur unzu-

reichend vor, während und nach der Geburt 

betreut. Vor allem arme Bewohner der länd-

lich geprägten Regionen besitzen keinen 

ausreichenden Zugang zu medizinischen 

Einrichtungen. Risikoschwangerschaften im 

Jugendalter werden auf Grund sozialer Ta-

buisierung ebenfalls nur notdürftig betreut. 

25 Prozent der schwangeren Frauen in My-

anmar besuchen weder Arzt, Kranken-

schwester, noch Hebamme. Primitive Ab-

treibungsmethoden und Hämorrhagien sind 

die Hauptursachen für die Müttersterblich-

keit. Nur 38 Prozent der verheirateten 

Frauen benutzen Verhütungsmittel, 18 

Prozent haben Zugang zu Familienpla-

nungsdiensten.
12

 Es gibt zwar eine kontinu-

ierliche Verbesserung der Gesundheitsver-

sorgung für Mütter (zu Müttersterblichkeit 

siehe Grafik 1), jedoch kommt diese nur 

langsam voran.  

 

Grafik 1: Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Republic 

of the Union of Myanmar (2013)
13

 

 

MDG 6: HIV/AIDS, Malaria und andere 

Krankheiten bekämpfen 

 

Bei der Bekämpfung von Malaria und 

Tuberkulose kann Myanmar Erfolge vorwei-

sen. Schon 2007 wurde die Malariasterb-

lichkeit im Vergleich zu 1990 um 50 Prozent 

gesenkt.
14

 Ein Jahr später wurde Tuberku-

lose im gleichen Maße zurückgedrängt. Die 

Bekämpfung von HIV verhindert seit 2000 

eine Ausbreitung der Immunschwäche-
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krankheit. Auch wenn breite Bevölkerungs-

gruppen von HIV kaum bedroht sind, sind 

Risikogruppen, wie Prostituierte und Dro-

genabhängige sehr gefährdet. Gruppenspe-

zifische Präventionsmaßnahmen und die 

medizinische Versorgung Infizierter sind hier 

unzulänglich.
15

 

Die Gesundheitspolitik in Myanmar leidet 

unter mangelhafter Koordination und drama-

tischer Unterfinanzierung. Oft finanzieren 

nur internationale Geber oder private Spen-

der die bestehenden Angebote. Personal 

und Technologie entsprechen nicht den 

internationalen Standards und sind oft über-

holt. Armut, ethnische Zugehörigkeit und 

periphere Wohnlage verschlimmern die oh-

nehin angespannte medizinische Versor-

gung. Die breite Bevölkerung verfügt zudem 

nicht über ausreichende Kenntnisse bezüg-

lich Hygiene, Verhütung und Infektionsrisi-

ken.
16

 

 

MDG 7: Ökologische Nachhaltigkeit ge-

währleisten 

 

Die Indikatoren für die Erreichung des 

siebten MDGs umfassen Trinkwasser, Le-

bensbedingungen in Slums und Artenviel-

falt. Nach offiziellen Angaben wurden diese 

Vorgaben vorzeitig erfüllt. Die Trinkwasser-

versorgung ist dank der enormen natürli-

chen Wasservorkommen für einen Großteil 

der Bevölkerung nachhaltig gewährleistet. 

Der Zugang zu sanitären Einrichtungen 

stieg zwischen 1995 bis 2008 in den ländli-

chen Regionen von 39 Prozent auf 79 Pro-

zent. Hauptursache für diesen bemerkens-

werten Fortschritt ist eine 1998 von der Re-

gierung ins Leben gerufene Kampagne, die 

grundlegende und alltägliche Hygienemaß-

nahmen vermittelt.
17

 Obwohl strenge Armut 

in Myanmar vor allem ein ländliches Phä-

nomen ist, leben mit sinkender Tendenz 

27,5 Prozent der städtischen Bevölkerung in 

slumähnlichen Wohnvierteln.
18

 

Myanmar zeichnet sich durch einen be-

sonders hohen Grad an Biodiversität und 

Ressourcenreichtum aus. Große Waldflä-

chen und enorme Vorkommen an natürli-

chen Ressourcen stellen Chancen, sowie 

Herausforderungen dar. Myanmar hat be-

reits in den 1970er Jahren weitläufige Na-

turschutzgebiete eingerichtet, um neben der 

Tierwelt auch die großen Teakwälder zu 

erhalten. Dennoch schreitet die meist illega-

le Abholzung der Regenwälder in besorg-

niserregendem Tempo voran. Myanmar 

exportiert 75 Prozent des weltweiten Be-

darfs an Teakholz.
19

 Die Schätzungen wie 

viel Waldfläche seit 1990 verloren ging, 

schwanken zwischen elf
20

 und 18 Prozent
21

. 

Viele der offiziell eingerichteten Arten- und 

Naturschutzgebiete existieren nur auf dem 

Papier und werden oft rücksichtlos geplün-

dert. Die Zerstörung von natürlichen Le-

bensräumen, Wilderei, Rohstoffausbeutung 

und eine unzulängliche Implementierung der 

in Schutzgebieten geltenden Gesetze be-

drohen die einzigartige Biodiversität in My-

anmar essentiell.
22

 

 

MDG 8: Eine globale Entwicklungspart-

nerschaft aufbauen 

 

Seit 2011 lockerten die Europäische Uni-

on und die Vereinigten Staaten schrittweise 

die Sanktionen gegenüber Myanmar. Da-

durch nahm die Entwicklungshilfe für My-

anmar rasant zu und der lange isolierte 

Markt zieht ausländische Direktinvestitionen 

an.
23

 Mit der Unterstützung internationaler 

Experten ist ein modernes Banken- und 

Finanzsystem im Aufbau. Auch die notwen-

dige Kommunikationsinfrastruktur, wie bei-

spielsweise der Ausbau des unterentwickel-

ten Telefon- und Internetnetzes, wird in Ko-

operation mit ausländischen Investoren vo-

rangetrieben.  

Myanmar leidet jedoch unter einer chro-

nischen Exportabhängigkeit von Rohstoffen. 

Direkte Investitionen aus dem Ausland fin-

den meist nur im Rohstoffsektor statt.
24

 An-

gesichts der sehr begrenzten Kapazitäten 

Myanmars die steigenden Entwicklungsgel-

der zu verwalten, muss zunächst darauf 

geachtet werden, die Allokation der Gelder 

angemessen zu koordinieren. Hier sind 

langsame Fortschritte erkennbar. Beispiels-

weise wurde im Februar 2013 mit dem so 

genannten „Nay Pyi Taw Accord for 
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Effective Development Cooperation“ ein 

Rahmenwerk zur Koordination, Durchfüh-

rung und Evaluation verschiedener entwick-

lungspolitischer Projekte durch verschiede-

ne „Sector Working Groups“ geschaffen.
25

  

 

Projekte der HSS 

 

Die HSS berät das Tourismusministerium 

und den Tourismusverband bei der Aus-

arbeitung von Richtlinien zur Umsetzung 

einer verantwortlichen und nachhaltigen 

Tourismusentwicklung. Im Zentrum der 

Maßnahmen steht die Umsetzung der 

„Responsible Tourism Policy“ und der 

„Policy on Community Involvement in 

Tourism“. Beide Politikempfehlungen 

wurden vom Tourismusministerium in 

Kooperation mit der HSS entwickelt und 

bilden ein Rahmenwerk für eine nachhal-

tige und sozialverträgliche Tourismus-

entwicklung in Myanmar. Eine Entwick-

lung, die sowohl langfristige Arbeitsplätze 

garantiert, als auch den Schutz zur Um-

welt zum Ziel hat und so direkt auf die 

MDGs 1 und 7 wirkt. 

 

Mehr zu unser Arbeit unter 

www.hss.de/myanmar 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass 

Myanmar für die Erreichung der MDGs gro-

ßen Nachholbedarf hat. Allerdings sollte 

nicht vergessen werden, dass viele Fort-

schritte mehr oder weniger direkt auf die 

angestoßenen Reformen seit 2010 zurück-

zuführen sind. Des Weiteren muss ange-

merkt werden, dass die Datenlage im Land 

äußerst schwierig ist. Die letzte systemati-

sche Datenerhebung hat im Jahr 1983 

stattgefunden und die meisten Daten basie-

ren auf Schätzungen internationaler Organi-

sationen. Der offizielle Bericht der Regie-

rung Myanmars zum Status der MDGs im 

Land verzeichnet zwei Indikatoren der 

MDGs als vorzeitig erreicht und sieben wei-

tere als sehr wahrscheinlich bis 2015 er-

reichbar.
26

 Auch wenn Myanmar keines-

wegs alle Ziele und Unterziele der MDGs 

bis 2015 erreicht, kann eine kohärente und 

nachhaltig gestaltete Post-2015 Entwick-

lungsagenda Myanmar dabei helfen, zu-

künftige Entwicklungsschwerpunkte zu set-

zen und angestrebte Ziele zu erreichen. 

 

3. Allgemeine Kritik an den MDGs 

 

Damit eine Post-2015 Entwicklungs-

agenda erfolgreich erarbeitet und umgesetzt 

werden kann, gilt es zunächst die Millenni-

umsagenda kritisch zu betrachten. Einige 

allgemeine Kritikpunkte an der Millenniums-

agenda sind im Falle von Myanmar beson-

ders zutreffend. Beispielsweise berücksich-

tigen die MDGs keine Verteilungsfragen. 

Eine prozentual sinkende Kindersterblich-

keit, sagt nicht aus, ob die Kinder benachtei-

ligter Bevölkerungsgruppen wirklich besser 

versorgt und geschützt werden oder ob sich 

lediglich die Gesundheitsversorgung der 

privilegierten Gruppen verbessert hat und 

sich positiv auf die Statistik auswirkt. Gera-

de die etablierte Oberschicht in Myanmar 

profitiert enorm von den seit 2011 angesto-

ßenen Reformen, während sich die positi-

ven Auswirkungen für Mittel- und Unter-

schicht in Grenzen halten. Außerdem mes-

sen die MDGs nur quantitative Fortschritte. 

Ein Kind, welches eine Grundschule be-

sucht und abschließt, wird als Erfolg ver-

bucht. Die Qualität des Bildungsangebots 

bleibt dabei völlig unberücksichtigt. Gerade 

die Schulen in den von Minderheiten besie-

delten Gebieten in Myanmar leiden unter 

mangelhafter Ausstattung. Nur 21 Prozent 

der Schüler beherrschen gerade einmal 50 

Prozent des vermittelten Lernstoffs in Ma-

thematik, was sich jedoch keineswegs ne-

gativ auf die Evaluierung der MDGs aus-

www.hss.de/myanmar
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wirkt.
27

 Die Berufsqualifikation der Schüler 

wird auf diese Weise aber erheblich limitiert 

und letztendlich Armut dadurch mit verur-

sacht. Schul- und Universitätsabsolventen 

entsprechen zumeist nicht den Anforderun-

gen der Wirtschaft, was ihnen einen sozia-

len Aufstieg unmöglich macht. Arbeitgeber 

bedauern insbesondere das Fehlen von 

Selbstständigkeit und analytischem Denken. 

 

Neben fehlender Verteilungssensitivität 

und mangelnder qualitativer Evaluierung 

leidet die Aussagekraft der MDGs vor allem 

unter der reduktionistischen Auffassung von 

Armut. Während das MDG 1 lediglich öko-

nomische Möglichkeiten skizziert und die 

MDGs 2-7 humanitäre Verwirklichungs-

chancen reflektieren, bleiben andere Di-

mensionen von Armut außen vor.
28

 Die Ar-

mutsdefinition der OECD dagegen, die sich 

auf ein Konzept von Nobelpreisträger 

Amartya Sen stützt, beschreibt Armut als 

Mangel an Möglichkeiten oder Verwirkli-

chungschancen (capabilities) in mehreren 

Kategorien (siehe Grafik 2).
29

 Zu diesen 

Kategorien gehören neben ökonomischen 

und humanitären Verwirklichungschancen 

auch politische, sozio-kulturelle und 

protektive. Die Einbeziehung dieser Armuts-

kategorien fügt sich nahtlos in die Diskussi-

on um die Post-2015 Entwicklungsagenda 

ein, da genau hier der Unterschied zwi-

schen den MDGs und den in der Diskussion 

befindlichen SDGs liegt. Abbildung 2 veran-

schaulicht die verschiedenen Dimensionen 

von Armut und zeigt welche Dimensionen 

den MDGs und welche den SDGs zugeord-

net werden können. 

Im Folgenden soll zunächst der Prozess 

zur Erarbeitung der SDGs erläutert werden. 

Darauf aufbauend wird diskutiert, inwieweit 

die in Abbildung 2 genannten SDG-

Schwerpunkte im myanmarischen Kontext 

die Millenniumsagenda sinnvoll ergänzen 

und sich auf dieser Basis eine kohärente 

Post-2015 Entwicklungsagenda entwickeln  

kann. 

 

 
4. Die SDGs in Myanmar: Ansatzpunkte 

für eine Post-2015 Entwicklungsagenda 

 

Der Fahrplan zur Entwicklung der Post-

2015 Entwicklungsagenda ist ambitioniert. 

Ende 2014 soll demnach ein ausgereiftes 

und beschlussfähiges Konzept erarbeitet 

sein. Die maßgeblichen Institutionen dabei 

sind das UN Task Team und das High-level 

Panel of Eminent Persons on the Post-2015 

UN Development Agenda. Der finale Bericht 

der Open Working Group (OWG) on 

Sustainable Development Goals wird im 

Herbst 2014 erwartet (siehe Grafik 3).
30

  

Projekte der HSS 

 

Im Bereich Umweltschutz und umweltfreund-

lichem Wirtschaftswachstum unterstützt die 

HSS die bilaterale Zusammenarbeit zwischen 

Myanmar und Vietnam. Beispielsweise orga-

nisierte die HSS eine Delegationsreise des 

myanmarischen Umweltministeriums im Ok-

tober 2013 nach Vietnam, um mit vietname-

sischen Kollegen Erfahrungen auszutau-

schen und Chancen sowie Probleme zu erör-

tern. Beide Staaten werden maßgeblich von 

Flusslandschaften und Deltaregionen geprägt 

und ringen daher mit ähnlichen Umweltver-

änderungen, wie ein steigender Meeresspie-

gel und Versalzung. Die Etablierung von 

regelmäßiger umweltpolitischer Kooperation 

bietet sich deshalb besonders an, um ge-

meinsam effektive umweltpolitische Lösun-

gen zu entwickeln und die Umsetzung des 

MDG 7 voranzutreiben.  

Grakik 2: Dimensionen von Armut nach der Definition der 
OECD, Quelle: HSS Myanmar 
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Protektive Verwirklichungschancen 

 

Soziale Sicherung und ökologische Pro-

tektion schützen Menschen vor plötzlicher 

Verelendung durch externe Faktoren, wie 

Wirtschaftskrisen, Kriminalität und Naturka-

tastrophen.
31

 Während die MDGs 2-6 sozia-

len Schutz und soziale Chancen zumindest 

teilweise abdecken, muss das MDG 7 als 

unzulänglich charakterisiert werden.  

Wie bereits erwähnt, hat Myanmar die 

unter MDG 7 genannten Millenniumsvorga-

ben nach offiziellen Angaben vorzeitig er-

füllt.
32

 Allerdings schrumpft gleichzeitig die 

Waldfläche und die Emission von Treib-

hausgasen nimmt zu. Zyklon Nargis de-

monstrierte 2008 Myanmars Vulnerabilität 

gegenüber Klimawandel und Naturkatastro-

phen auf tragische Weise. Zwischen 

100.000-130.000 Menschen fielen dem Zyk-

lon zum Opfer, Millionen verloren ihr Hab 

und Gut.
33

 Der Tropensturm offenbarte My-

anmars naturgegebene Anfälligkeit gegen-

über derartigen Naturkatastrophen, die 

durch den Klimawandel an Häufigkeit und 

Intensität zunehmen dürften. Die Infrastruk-

tur und das Katastrophenmanagement sind 

solchen Ereignissen in keiner Weise ge-

wachsen. Derartige Phänomene bedrohen 

die entwicklungspolitischen Fortschritte der 

letzten Jahre essentiell, werden aber vom 

MDG 7 nicht erfasst.
34

 Das High Level Pa-

nel of Eminent Persons fordert deshalb ei-

nerseits die Integration von klaren Umwelt- 

und Klimazielen in die Post-2015 Entwick-

lungsagenda und andererseits den Ausbau 

von Katastrophenschutz in besonders ge-

fährdeten Gebieten.
35

 Ein konkreter Vor-

schlag, der gerade für den myanmarischen 

Kontext sehr interessant ist, bezieht sich auf 

die Bewahrung und Wiederaufforstung von 

Mangrovenwäldern in Küstenregionen. Dies 

könnte zukünftigen Stürmen, Überschwem-

mungen und Flutwellen bis zu zwei Drittel 

ihrer Kraft nehmen.
36

 Gleichzeitig fördern 

Mangrovenwälder Artenvielfalt und bieten 

die Möglichkeit nachhaltige Fischereimetho-

den in den Küstengebieten zu etablieren.
37

 

 

Soziokulturelle Verwirklichungschancen 

 

Soziokulturelle Verwirklichungschancen 

ermöglichen Individuen die würdige Teil-

nahme am gesellschaftlichen Leben. Sozia-

le Ausgrenzung, kulturell bedingte Diskrimi-

nierung und geographische Isolation sind 

Hauptursachen für Armut und Unterentwick-

lung in Myanmar. Vor allem in den von eth-

nischen Minderheiten besiedelten Provinzen 

herrscht überdurchschnittlich viel Armut und 

Hunger.
38

  

Myanmar bleibt trotz des anhaltenden 

Reformprozesses ein äußerst zentralistisch 

geführtes Land. Da der multiethnischen 

Soziokultur des Landes politisch nicht 

Rechnung getragen wird, kommt es in My-

anmar seit der Unabhängigkeit 1947 immer 

wieder zu zahlreichen blutigen und langwie-

Grafik 3: Der Prozess zur Erarbeitung der Post-2015, Quelle: UN Water 
32
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rigen Auseinandersetzungen zwischen den 

nationalen Streitkräften (Tatmadaw) und den 

über 30 Rebellengruppen.
39

 Der Mangel an 

föderalen Strukturen verursacht sehr begrenz-

te Möglichkeiten zur autonomen Selbstverwal-

tung der ethnischen Minderheiten. Die daraus 

resultierende Frustration, gepaart mit Diskri-

minierung und Perspektivlosigkeit ganzer 

Volksgruppen, schlägt nicht selten in Gewalt 

um. Aktuellstes Beispiel ist der Konflikt im 

Kachin Staat im äußersten Norden Myan-

mars. Hier kämpft die Kachin Independence 

Organisation (KIO) gegen die myanmarische 

Armee für mehr Selbstbestimmung. Nach 

Schätzungen mussten durch die anhaltenden 

Kämpfe im Jahr 2013 100.000 Zivilisten aus 

der Region fliehen.
40

 In den Flüchtlingslagern 

herrscht extreme Armut und Hilfsorganisatio-

nen haben nur sehr begrenzt Zugang zu den 

Betroffenen. Dies wiederum schließt Entwick-

lung in den betroffenen Regionen praktisch 

aus und die Stigmatisierung der Minderheiten 

nimmt weiter zu. 
 

 

Das High Level Panel of Eminent Per-

sons fordert die Aufnahme von guter Regie-

rungsführung und effektiven Institutionen in 

die Post-2015 Entwicklungsagenda.
41

 Für 

den myanmarischen Kontext ist in diesem 

Zusammenhang die Etablierung von födera-

len und dezentralisierten Institutionen be-

sonders vielversprechend, da diese in My-

anmar langfristig inklusive Entwicklung und 

gute Regierungsführung fördern könnten. 

Eine föderal strukturierte Allokationspolitik 

könnte sich zudem positiv auf entwicklungs- 

politische Themen, wie Gesundheit, Trans-

port und Bildung auswirken.
42

 Nicht umsonst 

bezeichnete Parlamentssprecher Thura U 

Shwe Mann Föderalismus als „the very 

issue of the country.“
43

  

 

Projekte der HSS 

 

Im Bereich Demokratieförderung, mögliche 

neue Indikatoren in einem Post-2015 Pro-

zess, stehen Themen wie Föderalismus und 

Kooperationsmechanismen zwischen subna-

tionaler und nationaler Ebene im Fokus der 

HSS-Projektarbeit. Beispielsweise organisier-

te die HSS im November 2013 eine Delegati-

onsreise zu den zweiten Wildbad Kreuther 

Föderalismustagen. Die myanmarische Dele-

gation bestand aus Abgeordneten der regio-

nalen Parlamente und des nationalen Parla-

ments, die mit Teilnehmern aus Europa und 

Asien Gestaltungsmöglichkeiten nationaler 

und subnationaler Kooperation bezüglich 

Finanzmanagement, Konfliktlösung und 

Kompetenzverteilung diskutierten. Gerade in 

einem heterogenen Flächenstaat wie Myan-

mar bieten föderale Strukturen bei der Etab-

lierung von Frieden, Rechtsstaat und Demo-

kratie eine aussichtsreiche Alternative. 

 

Politische Verwirklichungschancen 

 

Politische Verwirklichungschancen er-

möglichen gesellschaftliche Partizipation an 

politischen Prozessen. Nur durch möglichst 

uneingeschränkte freie Meinungsäußerung, 

Informationsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit und 

faire und freie Wahlen können die Bürger 

ihre Vertreter auswählen und kontrollieren. 

Myanmars Fortschritte im Demokratisie-

rungsprozess sind evident, verlaufen jedoch 

besonders im sicherheitspolitischen Bereich 

zögerlich.
44

 Die ersten landesweiten freien 

und allgemeinen Wahlen stehen 2015 erst 

noch bevor. Nach über 50 Jahren Militär-

herrschaft verfügt Myanmar über eine un-

terentwickelte Zivilgesellschaft und eine 

verkümmerte, vom Militär dominierte politi-

sche Kultur. Im Bericht des High-Level Pa-

nel of Eminent Persons wird die Steigerung  

Foto 1: Die myanmarische Delegation besuchte im Rahmen 

der 2. Wildbad Kreuther Föderalismustage den Bundesrat in 

Berlin, Quelle: HSS Myanmar. 
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von öffentlicher Teilhabe und zivilem Enga-

gement als elementarer Teil für eine Post-

2015 Entwicklungsagenda genannt.
45

 Hier 

besteht viel Nachholbedarf. 28 Prozent der 

Kinder in Myanmar werden bei der Geburt 

nicht registriert und sind somit von staats-

bürgerlichen Rechten und Pflichten ausge-

schlossen.
46

 Korruption grassiert immer 

noch in Myanmar und lähmt die politische 

und wirtschaftliche Entwicklung, da Nepo-

tismus die etablierten Machtstrukturen 

stärkt. Die internationale Gemeinschaft kann 

auf der zwischenstaatlichen Ebene externe 

Anreize setzen, um Myanmars Anstrengun-

gen und Reformen zu honorieren und zu 

forcieren. Die regionale Integration Myan-

mars in den ASEAN-Staatenbund, die be-

sonders durch den erstmaligen ASEAN-

Vorsitz Myanmars 2014 deutlich wird, ist nur 

ein Beispiel dafür. 

 

Projekte der HSS 

 

Die HSS unterstützt das myanmarische 

Außenministerium seit Mitte der 1990er 

Jahre bei der regionalen Integration in den 

ASEAN-Staatenbund vor allem mit der Aus- 

und Fortbildung von Diplomaten. Im Jahr 

2013 organisierte die HSS in Kooperation 

mit dem myanmarischen Außenministerium 

zwei öffentliche Talkshows, welche die 

erstmalige ASEAN-Präsidentschaft Myan-

mars 2014 thematisierten und für die breite 

Öffentlichkeit verständlich aufbereiteten.  

 

5. Zusammenfassung und Fazit 

 

Der Artikel legt dar, dass den MDGs und 

den SDG verschiedene Armutskonzeptio-

nen zugrunde liegen. Eine Integration rein 

ökonomisch-humanitärer Armutsbekämp-

fung nach bekanntem MDG-Muster und 

Nachhaltigkeitselementen, wie sie von den 

SDGs propagiert werden, stellt die große 

Herausforderung für eine kohärente interna-

tionale Post-2015 Entwicklungsagenda dar.  

Das Beispiel Myanmar zeigt, dass Um-

weltschutz, gute Regierungsführung und 

gesellschaftliche Partizipation nicht von 

nachhaltiger Entwicklungspolitik getrennt 

werden können. Eine Post-2015 Agenda, 

welche neben den MDG-Schwerpunkten 

auch protektive, soziokulturelle und politi-

sche Aspekte integriert, kann einen enor-

men Beitrag leisten, Armut und Unterent-

wicklung nachhaltig zu beseitigen. Da die 

Entwicklungszusammenarbeit in Myanmar 

noch vergleichsweise in den Kinderschuhen 

steckt, wird die Post-2015 Entwicklungs-

agenda zukünftig eine entscheidende Rolle 

spielen. Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph 

E. Stiglitz betont das enorme Wachstums-

potential Myanmars. Wegen seiner strate-

gisch günstigen Lage als Bindeglied zwi-

schen Indien, China und Südostasien, könn-

te Myanmars Wirtschaft innerhalb des 

nächsten Jahrzehnts geradezu explodie-

ren.
47

 Ob diese Entwicklung jedoch inklusiv 

und nachhaltig stattfindet, hängt nicht zu-

letzt auch von den Schwerpunkten der zu-

künftigen internationalen Entwicklungs-

agenda ab.  

 

 

||  ACHIM MUNZ 

Projektassistent Myanmar 

 

Unter Mitarbeit von Michael Siegner und Lorenz 

Fischer 
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DIE MILLENNIUMSENTWICKLUNGSZIELE IN 

KENIA: UMSETZUNG, HERAUSFORDERUN-

GEN UND AUSBLICK 

 
 
 

 

MARKUS BALDUS ||  
 

Kenia entwickelt sich nur langsam. Im 

Human Development Index (HDI) ist Kenia 

auf Platz 145 (von 187) zurückgefallen.   

Viele Menschen sind von großer Armut und 

Ernährungsunsicherheit betroffen, die Kin-

dersterblichkeit ist hoch und die Gesund-

heitsversorgung von Müttern schlecht. An 

der Lösung dieser Probleme setzen die im 

Jahr 2000 definierten Millenniums-

entwicklungsziele (engl. Millennium Deve-

lopment Goals - MDGs) an. Kenia wird es 

jedoch voraussichtlich nur gelingen, ein 

einziges dieser Ziele bis zum Jahr 2015 zu 

erreichen. 

 

Entstehung und aktueller Stand 

 

Bereits im Jahr 1965, zwei Jahre nach 

der Unabhängigkeit, erarbeitete Kenia einen 

Strategieplan um Armut, Krankheiten und 

mangelnde Bildung zu bekämpfen. Dieser 

erste Versuch, eine nachhaltige Entwicklung 

zu fördern, führte jedoch nicht zu einer dau-

erhaften Verbesserung der Entwicklungsde-

fizite in Kenia, da das Land noch immer im 

HDI auf einem Platz im unteren Viertel ran-

giert. Nachdem sich Kenia im Jahr 2000 mit 

188 weiteren Mitgliedsstaaten der Vereinten 

Nationen zur Umsetzung der MDGs ver-

pflichtet hatte, begann im September 2002 

der Implementierungsprozess. Zunächst 

sollten die MDGs in den nationalen Pla-

nungsrahmen eingearbeitet werden, wobei 

die kenianische Regierung jedoch erst im 

Mai 2004 ein Konzept erstellte.
1
 Zuständig 

für die Umsetzung wurde das Ministerium 

für Planung und nationale Entwicklung, das 

heute Ministerium für Devolution und Pla-

nung heißt. Zwei weitere wichtige Akteure 

im Implementierungsprozess sind das Ent-

wicklungsprogramm der Vereinten Nationen 

(UNDP) und die finnische Regierung, die 

den Prozess beratend und finanziell stark 

unterstützt und dazu beitrug, dass die 

MDGs in den kenianischen Entwicklungs-

prozess integriert wurden.
2
 

 

Über den Stand der Umsetzung der 

MDGs wird sehr unterschiedlich berichtet. 

Vor allem die Regierungsinstitutionen sowie 

beteiligte Organisationen stellen große Fort-

schritte Kenias bei der Zielerreichung fest. 

Diese lägen vor allem in den Bereichen der 

Primarschulbildung, der Gleichstellung der 

Geschlechter und der Bekämpfung von Kin-

dersterblichkeit, HIV und AIDS, Malaria und 

anderen Krankheiten.
3
  

Kritisch hingegen bewerten die Vereinten 

Nationen, andere internationale sowie nicht-

staatliche lokale Organisationen und die 
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Fachpresse die Entwicklung. Diese gehen 

davon aus, dass Kenia außer dem MDG, 

das auf allgemeine Primarschulbildung ab-

zielt, voraussichtlich die Ziele bis 2015 nicht 

erreichen wird. Einen positiven Einfluss 

könnte lediglich die am 27. August 2010 

formal per Referendum in Kraft gesetzte 

neue Verfassung haben. 

  

Betrachtet man die verfügbaren Daten, 

lässt sich der größte Fortschritt im Bereich 

der Primarschulbildung verzeichnen. Es ist 

zu erwarten, dass im Jahr 2015 nahezu 100 

Prozent aller Kinder die Grundschule besu-

chen und die Möglichkeit eines Abschlusses 

haben werden. Dies bedeutet, dass man 

hier auch im Bereich der Gleichstellung der 

Geschlechter Fortschritte gemacht hat, da 

sowohl Mädchen als auch Jungen die Pri-

marschule in gleichem Maße besuchen.  

Die Gleichstellung der Geschlechter ist 

auch in der neuen Verfassung verankert. So 

müssen etwa gewählte Gremien zu jeweils 

mindestens einem Drittel mit Frauen bezie-

hungsweise Männern besetzt sein: Durch 

nachträgliche Nominierungen erfolgte dies 

bereits nach den Wahlen 2013 auf Ebene 

der County-Versammlungen, für das natio-

nale Parlament wurde die Umsetzung je-

doch per Entscheid des Obersten Gerichts-

hofs zunächst verschoben, das diese Maß-

nahme im Rahmen der letzten Wahlen für 

nicht realisierbar hielt. 

Die übrige Bilanz der MDGs ist jedoch 

ernüchternd. Besonders schlecht schneidet 

Kenia bei der Bekämpfung von extremer 

Armut und Hunger sowie bei den Gesund-

heitszielen ab.
4
 Sehr bedenklich ist der An-

stieg der Müttersterblichkeit: Während 2003 

noch 414 von 100.000 Frauen in der 

Schwangerschaft oder bei der Entbindung 

starben, waren es 2008/09 bereits 488 von 

100.000 Frauen.
5
 In einigen, vor allem länd-

lichen Regionen beträgt diese Rate bis zu 

einem Prozent, da hier der Zugang zu 

Gesundheitseinrichtungen besonders 

schwierig ist. Für die Bekämpfung von ext-

remer Armut und Hunger war die Aus-

gangssituation im Jahr 2000 bereits sehr 

schlecht. So lag zu Beginn der Implementie-

rung die Zahl der in absoluter Armut leben-

den Menschen bei über 50 Prozent.
6
 Im 

Jahr 2011 waren es immer noch über 46 

Prozent. Dürren und andere Folgen des 

Klimawandels sind entscheidende Faktoren 

für das Fortbestehen der Ernährungsun-

sicherheit. Auch im Bereich der Bekämpfung 

von HIV/AIDS ließen sich nur geringe Fort-

schritte erzielen, ebenso wie im Bereich der 

ökologischen Nachhaltigkeit.
7
 

Somit ist davon auszugehen, dass Kenia 

tatsächlich nur ein einziges MDG innerhalb 

des gesetzten Zeitrahmens bis 2015 errei-

chen wird.  

 

Neue Hoffnung durch die Vision 2030? 

 

Am 10. Juni 2008 rief der damalige Prä-

sident Mwai Kibaki das kenianische Ent-

wicklungsprogramm Vision 2030 ins Leben. 

Ziel der Vision 2030 ist es, Kenia bis 2030 in 

ein „industrialisiertes“ Land mit mittlerem 

Einkommen zu transformieren, das allen 

Bürgern eine hohe Lebensqualität in einer 

sauberen und sicheren Umwelt bietet, so 

dass alle Kenianer vom Wohlstand profitie-

ren können.
 8

 Zahlreiche Akteure aus dem 

öffentlichen sowie privaten Sektor, Zivilge-

sellschaft, Medien und internationale Part-

ner erarbeiteten in einem partizipativen Pro-

zess einen Entwicklungsplan, der 2008 in 

Kraft trat und auf drei Säulen basiert:  

Die wirtschaftliche Säule zielt vor allem 

auf ein jährliches zehnprozentiges Wirt-

schaftswachstum ab. Durch die Identifika-

tion und wirtschaftlich nachhaltige Nutzung 

der Sektoren mit großen wirtschaftlichen 

Potentialen soll vor allem das MDG zur Be-

kämpfung von extremer Armut und Hunger 

erreicht werden. Die sozialen und politi-

schen Reformen sollen dazu beitragen, die 

wirtschaftlichen Ziele zu realisieren und die 

Nachhaltigkeit zu fördern. Dies zeigt sich im 

hohen wirtschaftlichen Wachstum: Während 

2008 die jährliche Wachstumsrate des     

Bruttoinlandsprodukt nur 1,5 Prozent betra-

gen hatte, war sie im Jahr 2012 bereits auf 

4,6 Prozent gestiegen.
9
 

Die soziale Säule hat eine gerechte und 

solidarische Gesellschaft zum Ziel, die an 
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einer fairen sozialen Entwicklung in einer 

sauberen und sicheren Umwelt teilhat. Die-

se Säule ist mit den Gesundheitszielen so-

wie dem MDG der Primarschulbildung ver-

knüpft.  

Im Rahmen der politischen Säule sollen 

Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsfüh-

rung in Kenia gewährleistet werden, was der 

Absicht der Millenniumserklärung entspricht, 

Demokratie und Menschenrechte zu för-

dern.
10

 

Somit definierte die Regierung und die 

kenianische Zivilgesellschaft die Ziele von 

Vision 2030 in Übereinstimmung mit den 

MDGs, wobei insbesondere die soziale Säu-

le diesen Rechnung trug. Nach der Entwick-

lung des Strategiepapiers wurden im gan-

zen Land Foren durchgeführt, um die Be-

völkerung für die Entwicklungsprobleme 

sowie die Vision-2030-Strategie zu sensibi-

lisieren.
11

 Positiv ist zu bewerten, dass die 

im Rahmen der Vision 2030 definierten Zie-

le die speziellen, für Kenia relevanten Be-

dingungen berücksichtigen und damit kon-

kreter sind als die allgemein und für alle 

Länder gleich geforderten MDGs. 

 

Eine beispielhafte Umsetzung durch die 

Millenniumsdörfer? 

 

Neben dem Ministerium für Planung und 

nationale Entwicklung, dem für die Umset-

zung der MDGs verantwortlichen Haupt-

akteur, engagieren sich noch weitere staat-

liche und nicht-staatliche Akteure, um zur 

Erreichung dieser Ziele beizutragen. Eine 

dieser Institutionen ist das Earth Institute 

der Columbia Universität in New York, das 

auch in Kenia in zwei Regionen Programme 

durchführt.  

Schon 1979 führten die indische Regie-

rung, die Ford Foundation und die Weltbank 

in der Region Nyanza in der Nähe des   

Victoria-Sees das sogenannte Second Inte-

grated Agricultural Development Project 

(IADP II) durch, das landwirtschaftliche Ent-

wicklung zum Ziel hatte. Jedoch stellte die 

Weltbank 1983 das Projekt ein, da sie viele 

Herausforderungen unterschätzt hatte und 

das Projekt trotz bester Absichten so gut wie 

keine Wirkung für die Bauern in der Region 

erzielte. Die Weltbank sah als Hauptgrund 

für das Scheitern, dass das Projekt von der 

Zentralregierung und nicht von der 

Distriktebene umgesetzt wurde.
12

 Die Ver-

einten Nationen gründeten in der gleichen 

Region 25 Jahre später das erste Millenni-

umsdorf.
13

 Ähnliche Dörfer gibt es im Rah-

men dieses Projekts inzwischen in zehn 

afrikanischen Ländern.
14

 Ziel der Millenni-

umsdörfer ist es, in diesen exemplarisch die 

MDGs zu erreichen, wobei der Schwerpunkt 

vor allem auf der Bekämpfung absoluter 

Armut liegt.
15

 Für jedes Dorf werden Akti-

onspläne erstellt, die genau auf die spezifi-

schen Bedürfnisse jedes einzelnen Dorfes 

zugeschnitten sind. Oftmals können die 

Probleme durch einfache Maßnahmen be-

kämpft werden: So können etwa mit Insekti-

ziden behandelte Moskitonetze Malaria ein-

dämmen.
16

  

In Kenia gibt es zwei solcher Millenni-

umsdörfer: Sauri befindet sich im County 

Siaya im Westen des Landes nahe des  

Victoria-Sees, und Dertu liegt im County 

Garissa im Nordosten Kenias, nicht weit von 

der somalischen Grenze entfernt.
17

 

Dertu ist ein Nomadendorf, das in einer 

sehr trockenen Gegend liegt. Die Menschen 

leiden unter extremer Armut und sind seit 

Jahren von Nahrungsmittelhilfen abhängig. 

Im Rahmen des Projekts der Millenniums-

dörfer konnten seit 2006 die Wasserversor-

gung verbessert sowie mobile Schulen und 

mobile Kliniken eingerichtet werden, die mit 

der nomadischen Dorfgemeinschaft umher-

ziehen. Ferner finden zehnmal mehr Gebur-

ten als früher in Begleitung von medizinisch 

geschultem Personal statt und verbesserte 

Anbaumethoden gewährleisten eine besse-

re Nahrungsmittelversorgung.
18

 Außerdem 

unterstützen die Telekommunikationsunter-

nehmen Ericsson und Zain die Gemein-

schaft, indem sie die Stromversorgung in 

dem abgelegenen Dorf gewährleisten und 

ein Mobilfunknetz aufbauten.
19

 Da in länd-

lichen Regionen Kenias kaum Festnetzan-

schlüsse existieren, bietet die inzwischen 

landesweit genutzte Mobilfunktechnologie 

den Bewohnern die Möglichkeit, in Notfällen 
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schnell Gesundheitseinrichtungen zu kon-

taktieren oder günstigen Zugang zu Infor-

mationen aller Art zu erhalten. Ferner kön-

nen auf diesem Weg Geschäftsleute mit 

Kunden oder Zulieferern in Kontakt treten 

und so Reisekosten einsparen. Somit trägt 

die Mobilfunktechnologie zum Erreichen der 

MDGs bei. Inzwischen ist man zuversicht-

lich, dass die MDGs in Dertu bald erreicht 

sein werden. „Wenn ich etwas gelernt habe, 

dann das: Es ist nicht schwer, die MDGs zu 

erreichen. [...]Es ist nur schwer, wenn wir 

nicht wirklich ernst damit machen“
20

, so 

zuversichtlich äußert sich Patrick Mutuo, 

Leiter des Projektes im Millenniumsdorf 

Dertu. 

 

Sauri ist ein Gebiet, das aus elf Dörfern 

besteht und seit Sommer 2004 Unterstüt-

zung erhält, als 85 Prozent der Bevölkerung 

von Ernährungsunsicherheit betroffen wa-

ren. Das Projekt hilft vor allem dabei, eine 

saubere Trinkwasserversorgung zu garan-

tieren, Grubenlatrinen zu bauen, Malaria 

durch das Verteilen von Moskitonetzen ein-

zudämmen und die Umwelt durch Anpflan-

zen von in projekteigenen Baumschulen 

gezüchteten Bäumen zu verbessern. Erfol-

ge stellten sich schnell ein. So verdreifachte 

sich die Maisproduktion, das bereits beste-

hende Mittagessenprogramm für die Schu-

len gewann an Qualität und die Malariaprä-

valenz sank von 55 auf 13 Prozent.
21

 

Ein Besuch des im Gebiet Sauri liegen-

den Millenniumsdorfes Luero im Oktober 

2013 zeigte jedoch auch die negativen Sei-

ten des Projekts. Im Gegensatz zu den Dör-

fern im Umland sah das Gebiet sehr ge-

pflegt aus. Charakteristisch für die Sichtwei-

se der Einwohner äußerte ein Dorfbewoh-

ner: „Ich glaube, ich spreche für alle, wenn 

ich sage, dass wir sehr glücklich sind, dass 

unser Dorf ausgewählt wurde. Aber leider 

wissen wir auch, dass in zwei Jahren die 

Unterstützung wegfällt.“ Er machte deutlich, 

dass sich viele Dinge zum Positiven verän-

dert haben. So verbesserten der Ausbau 

der Straßen und die Versorgung mit Elektri-

zität die Infrastruktur in den Dörfern. Auch 

hat man die Landwirte, die hauptsächlich 

Subsistenzlandwirtschaft betreiben, ge-

schult sowie mit Dünger und Samen ver-

sorgt, was zu einer deutlich besseren Nah-

rungsmittelversorgung führte. Ferner leistete 

die Initiative Aufklärung zu HIV/AIDS, um 

dessen Verbreitung einzudämmen. Als 

weltweit erstes und bekanntestes Millenni-

umsdorf galt Sauri oft als das Wunderdorf.
22

 

Spricht man jedoch die Dorfbewohner auf 

die Nachhaltigkeit des Projekts an, so zei-

gen sich deutliche Bedenken und Zweifel. 

Ein Landwirt berichtete, dass er zwar dank-

bar für die erhaltenen Düngemittel und Sa-

men sei, seine Ernte aber trotzdem nur in 

sehr geringen Mengen vermarkten könne, da 

der Ertrag gerade den Eigenbedarf decke. Er 

sei sich bewusst, dass die Hilfe spätestens 

2015 wegfallen werde und die Bevölkerung 

dann wieder alleine dastehe. Dann existier-

ten zwar Gesundheitszentren, man könne 

aber die Ärzte in diesen nicht mehr bezah-

len. Auch könne die Dorfbevölkerung die 

neu gebaute Straße bald nicht mehr in 

Stand halten. Ferner sei die Solarzelle, die 

auf seinem Hausdach installiert sei, nutzlos, 

da eine Batterie fehle, die auch nachts 

Elektrizität bringen könnte. Der Vater von 

neun Kindern hat Angst vor der Zukunft, da 

er fürchtet, dass die Dörfer 2015, nach Be-

endigung des Projekts, wieder auf den frü-

heren Entwicklungsstand zurückfallen wer-

den, vielleicht lediglich mit einer besseren 

Wasserversorgung. 

 

Auch die Welthungerhilfe hat im Jahr 

2006 Millenniumsdörfer gegründet, um die 

MDGs bis zum Jahr 2015 beispielhaft um-

zusetzen. Sie wenden das Prinzip der „Hilfe 

zur Selbsthilfe“ an, um so die Nachhaltigkeit 

zu gewährleisten.
23

 So gibt es auch in Kenia 

im County Kajiado ein Millenniumsdorf der 

Welthungerhilfe. In diesem konzentriert sich 

die Hilfe auf den Wassersektor: So errichte-

te das Projekt Regenfänge und Wasser-

tanks. Die Bürger können gegen eine kleine 

Gebühr an sogenannten Wasserkiosken 

Frischwasser kaufen, wobei die Einnahmen 

aus den Gebühren in die Instandhaltung 

fließen. „Auf diese Weise sollen die 

schlimmsten Auswirkungen zukünftiger Dür-
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ren verhindert werden.“
24

, sagt die Welthun-

gerhilfe. 

Grundsätzlich und vor allem aus akade-

mischer Sicht, um Erfahrungen im Kleinen 

hinsichtlich der Erreichung der MDGs zu 

sammeln, war der Ansatz, exemplarisch 

Millenniumsdörfer einzurichten, sicherlich 

gut; allerdings ist die Nachhaltigkeit frag-

würdig. Das direkte Gespräch mit Dorfbe-

wohnern hat gezeigt, dass sie selbst an der 

Nachhaltigkeit des Projekts zweifeln. Sie 

sehen das Projekt als eine zeitlich begrenz-

te Hilfe und nicht als eine langfristige Ver-

änderung ihrer Lebensumstände. Daher 

bleibt fraglich, ob die Millenniumsdörfer tat-

sächlich als Vorbild bei der Umsetzung der 

MDGs dienen können. Die Ziele werden 

zwar eher erreicht als in vergleichbaren 

Regionen, die nicht diese Unterstützung 

erfahren. Jedoch ist davon auszugehen, 

dass den Millenniumsdörfern in einigen Jah-

ren die finanziellen Mittel fehlen werden, um 

etwa die neue Infrastruktur in Stand zu hal-

ten oder begonnene Initiativen fortzusetzen, 

so dass sie dann wohl wieder auf den frühe-

ren Entwicklungsstand und auf das Niveau 

anderer Dörfer in der Umgebung zurückfal-

len werden. 

 

Herausforderungen auf dem Weg der 

Zielerreichung 

 

Bei der Umsetzung der MDGs sind viele 

Herausforderungen aufgetreten. Ein großes 

Problem ist, dass die „Harmonisierung und 

Koordination der MDG-Aktivitäten mangel-

haft ist“
25

, da die Prozesse auf Regierungs-

ebene zu wenig abgestimmt werden. Um 

diesem Problem entgegen zu wirken, hat 

die Regierung Kenias ein Komitee mit Mit-

gliedern verschiedener Ministerien gegrün-

det, um die Kommunikation und Kooperati-

on zwischen den verantwortlichen Ministeri-

en zu den MDGs zu fördern. Bislang fanden 

jedoch keine regelmäßigen Treffen des Ko-

mitees statt, da die Mitglieder noch zahlrei-

che andere Aufgaben in ihren Ministerien zu 

bewältigen haben. Ferner hat die für die 

Umsetzung der MDGs zuständige Einheit 

der Regierung mit Personalmangel zu 

kämpfen, so dass diese nur einen geringen 

Einfluss auf die Umsetzung der MDGs aus-

üben kann. 

 

Zu den nationalen Herausforderungen 

zählt, dass die MDGs noch nicht ausrei-

chend in die Sektorstrategien der einzelnen 

Ministerien integriert sind. Bei den meisten 

staatlichen Investitionen ist ein Fokus auf 

Armutsbekämpfung und die MDGs nicht 

erkennbar, die in allen Bereichen präsenter 

werden müssen. Eine weitere nationale 

Herausforderung stellt die auf allen politi-

schen Ebenen erforderliche Kontrolle der 

Umsetzung der MDGs sowie die Berichter-

stattung dar. Problematisch ist ferner die 

geringe Zusammenarbeit mit kenianischen 

Forschungsinstitutionen im Bereich der 

MDGs. Dadurch ist die Datenlage zum 

Stand der Umsetzung insbesondere in länd-

lichen Gebieten unzureichend. Die For-

schung sollte auch auf weitere Bereiche wie 

etwa die Nachhaltigkeit oder den Handel 

ausgeweitet werden. Jedoch ist die „Grund-

lage für auf die MDGs bezogene Statistiken 

in sehr vielen Gebieten sehr schlecht“.
26

 

Hierfür lassen sich verschiedene Gründe 

aufführen. Da die Indikatoren der MDGs 

sehr spezifisch sind, lassen sich die Daten, 

die zu Indikatoren anderer Statistiken ge-

sammelt wurden, nur schwer auf die The-

menbereiche der MDGs anwenden. Ferner 

sind die verfügbaren Daten und Statistiken 

oft nicht aktuell. Auf lokaler Ebene, auf der 

die Ziele ja umgesetzt werden, erfolgt wenig 

Berichterstattung. Außerdem fehlt ausrei-

chende finanzielle und technische Unter-

stützung der zuständigen Ministerien, wie 

dem Planungs- und Finanzministerium.  

Neben den nationalen Herausforderun-

gen gibt es auch lokale Herausforderungen. 

Diese liegen in besonderem Maß in der 

unzureichenden Leistungsfähigkeit der Ver-

waltungen und Versammlungen (Legislati-

ve) auf County-Ebene, um lokale Initiativen 

zu planen und zu koordinieren. Auch lassen 

sich die Aktivitäten der verschiedenen staat-

lichen und zivilgesellschaftlichen Akteure 

nur schwer koordinieren, da oft kaum Infor-

mationen über die Aktivitäten der verschie-
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denen Akteure existieren und ein regelmä-

ßiger Austausch nicht stattfindet.  

Ein weiteres Problem ist, dass wirkungs-

volle Aktivitäten fehlen, die die Erreichung 

der MDGs beschleunigen würden, da not-

wendige Investitionen der Regierung aus-

bleiben und somit nur geringe Finanzie-

rungsmöglichkeiten vorhanden sind.
27

 Die 

mangelnde Finanzierung schränkt auch die 

Möglichkeiten auf der County-Ebene ein, 

Maßnahmen zur Erreichung der MDGs um-

zusetzen.  

 

Projekte der HSS 

 

Die HSS unterstützt das kenianische 

Ministerium für Planung und nationale 

Entwicklung im Bereich des Klimaschut-

zes und trägt damit aktiv zu einer Post-

2015 Entwicklung bei. Hierzu werden füh-

rende Beamte des Vision-2030-Sekre-

tariats sowie weiterer Ministerien zu Rele-

vanz und Folgen des Klimawandels sen-

sibilisiert und in der Integration von Maß-

nahmen zur Anpassung an den Klima-

wandel innerhalb großer Entwicklungspro-

jekte, die unter dem nationalen Vision-

2030-Entwicklungsplan stehen, weiterge-

bildet. Ein Mentoring-Programm stellt si-

cher, dass die Verantwortlichen so lange 

Unterstützung bekommen, bis Klima-

schutzmaßnahmen einen selbstverständ-

lichen Teil aller neuen Entwicklungspro-

jekte darstellen. In den nächsten Jahren 

werden entsprechende Maßnahmen auch 

pilotmäßig in einigen ausgewählten 

Counties mit relevanten Entwicklungspro-

jekten auf County-Ebene umgesetzt.  

 

Mehr zu unserer Arbeit unter 

www.hss.de/kenia 

 

Viele afrikanische Staaten sehen die Fi-

nanzierung als ein großes Problem an. Im-

mer wieder wird beklagt, dass die Industrie-

staaten nicht die geplanten 0,7 Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts bereitstellen, wie die-

se im Rahmen der Unterzeichnung der 

MDGs erneut versprochen haben.
28

 Fraglich 

ist jedoch, wie nachhaltig und wirksam diese 

höhere externe Finanzierung langfristig ist 

und ob tatsächlich ausreichender politischer 

Wille in den Empfängerländern vorhanden 

ist. Auch der ehemalige Entwicklungsminis-

ter Dirk Niebel sagte, dass es nicht schwer 

sei, viel Geld auszugeben, aber: „Die richti-

ge Wirkung zu erzielen, darin besteht die 

Kunst“.
29

 

Der Klimawandel und dessen schwer-

wiegende Folgen erschweren zusätzlich 

gerade für afrikanische Länder die Aufgabe, 

die MDGs bis 2015 zu erreichen.
30

 Diese 

Folgen zeigen sich besonders deutlich in 

ausbleibenden Niederschlägen und extre-

men Hitzewellen. Gegenwärtig gibt es vier-

mal mehr Dürrephasen als vor 25 Jahren.
31

 

Gerade Landwirte und Hirten sind von die-

sen Auswirkungen des Klimawandels be-

sonders betroffen, was die Erreichung der 

MDGs zusätzlich erschwert.
32

  

Ferner zeigte sich, dass das Interesse 

der Mehrheit der Kenianer für die MDGs 

sehr gering und kaum Wissen über diese 

und deren Umsetzung vorhanden ist. Dies 

hat sich auch bei dem Besuch des Millenni-

umdorfes im Gebiet Sauri gezeigt, da in der 

nahe gelegenen Stadt Kisumu selbst poli-

tisch und sozial engagierte Personen nichts 

von der Existenz des Milleniumdorfs wuss-

ten. Auch Professor Michael Chege, Berater 

im Ministerium für Planung und nationale 

Entwicklung - Vision 2030, bestätigte, dass 

das Interesse der Kenianer an den MDGs 

sehr gering ist und von der Vielzahl nationa-

ler und lokaler politischer Themen überla-

gert sei. Auch die Medien berichten kaum 

zu den MDGs im Gegensatz zu den zahlrei-

chen politischen Themen. Hierzu führte der 

Autor auch ein ausführliches Interview mit 

Prof. Chege, welches im Anschluss abge-

druckt ist. 

 

Auch die Regierung sah das Thema der 

MDGs nicht als vorrangig und attraktiv ge-

nug, um Wählerstimmen zu sichern; denn 

die vergangenen Jahre waren vor allem 

vom Wahlkampf mit dem Ziel des politi-

schen Machterhalts, den Anklagen gegen 

den Präsidenten und seinen Stellvertreter 

www.hss.de/kenia
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vor dem Internationalen Strafgerichtshof 

sowie von der angespannten Sicherheitsla-

ge bestimmt. Dies spiegelte sich auch in der 

Berichterstattung in den Medien wider. Fer-

ner wurde der MDG-Prozess immer als An-

gelegenheit der UN sowie anderer Geber 

und nicht als eigene Agenda empfunden. 

Ohne den politischen Willen auf Seiten der 

Regierenden ist jedoch nicht mit dem Enga-

gement der Bürger zu rechnen.   

 

Ein Ausblick auf die nachhaltigen Ent-

wicklungsziele 

 

Im Jahr 2015 enden die MDGs, die Kenia 

aus genannten Gründen bis auf das Ziel 

allgemeiner Primarschulbildung nicht errei-

chen wird. Im Rahmen der Post-2015-

Agenda versucht man nun, die Schwächen 

im Prozess der Umsetzung der MDGs zu 

erkennen, aus diesen zu lernen und bei der 

Formulierung der nachhaltigen Entwick-

lungsziele zu berücksichtigen. Ein entschei-

dender Mangel war etwa die geringe Parti-

zipation der Bürger in der Formulierung des 

Entwicklungsprozesses. Ferner habe es 

einen starken Fokus auf die sozialen Aspek-

te von Entwicklung gegeben, wie sie in den 

Gesundheits- und Bildungszielen sowie in 

der Armutsreduzierung formuliert waren. 

Hingegen wurden wichtige Aspekte wie Gu-

te Regierungsführung, Sicherheit, Konflikt 

und Klimawandel nicht berücksichtigt. Ein 

weiteres Problem war die mangelnde Nach-

haltigkeit bei der Umsetzung der MDGs. 

Schwierig in der Kontrolle der Umsetzung 

war auch die schlechte Informations- und 

Datenlage. Ferner waren die global formu-

lierten MDGs zu wenig auf die jeweilige 

Situation in den Ländern angepasst. Die 

rigiden Zielformulierungen und Indikatoren 

erschwerten ebenfalls die Zielerreichung, da 

Anpassungen nicht möglich waren. In Kenia 

wirkte auch der Regierungswechsel mit sei-

nen neuen Schwerpunkten eher hemmend.  

 

Um die Entwicklung auch nach 2015 wei-

ter vorantreiben zu können, sollten die Bür-

ger zu den neuen nachhaltigen Entwick-

lungszielen stärker sensibilisiert und bereits 

an dem Prozess der Formulierung beteiligt 

werden, da die MDGs für die meisten Keni-

aner aufgrund fehlender Aufklärung unbe-

kannt waren oder lediglich als von den Ver-

einten Nationen vorgeschrieben gesehen 

wurden, ohne dass die Bürger sich als Teil 

des Prozesses empfanden. Die Bürger se-

hen die erzielten Fortschritte als Teil des 

kenianischen Strategie- und Entwicklungs-

plans Vision 2030, in welchem sie sich stär-

ker beteiligen konnten, und nicht als Teil 

des Prozesses der Umsetzung der MDGs. 

Voraussetzung für eine zukünftige effektive 

Partizipation der Bürger ist die Schaffung 

eines Verständnisses für den neuen Pro-

zess der Formulierung der nachhaltigen 

Entwicklungsziele. Hierbei sollten auch be-

nachteiligte Gruppen wie Behinderte, Frau-

en, Jugendliche und Kinder berücksichtigt 

werden. Die Beteiligung der Bürger sollte in 

den Counties bei der Erstellung der jeweili-

gen Entwicklungspläne erfolgen, wie dies 

auch von der kenianischen Verfassung vor-

gesehen ist. 

 

Es ist damit zu rechnen, dass die nach-

haltigen Entwicklungsziele weniger spezi-

fisch und technisch formuliert und mehr die 

besonderen Entwicklungserfordernisse der 

einzelnen Länder berücksichtigen werden. 

Gesundheitsthemen, aber auch neue As-

pekte wie Geschlechterrepräsentanz in Poli-

tik, Regierung und Beruf sowie Beschäfti-

gung, insbesondere Jugendbeschäftigung, 

könnten Basis der neuen nachhaltigen Ent-

wicklungsziele für Kenia werden. Auch As-

pekte wie Menschenrechte, Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit, Freiheit in der Aus-

übung von Bürgerrechten und gute Regie-

rungsführung sollten und könnten stärkere 

Berücksichtigung finden, da diese Themen 

bei der Formulierung der MDGs vernachläs-

sigt wurden, jedoch eine große Bedeutung 

für die Entwicklung eines Landes haben und 

in der kenianischen Verfassung explizit ge-

fordert werden. Bislang fehlt ein Konzept, in 

dem Verfassungsmäßigkeit, Rechtsstaat-

lichkeit oder auch Pressefreiheit verankert 

sind. Dieser Bereich sollte in den nachhalti-

gen Entwicklungszielen enthalten sein.
33

 



M A R K U S  B A L D U S  

54   A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  D E R  E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  1 1  

Ein weiteres Defizit, das die Post-2015-

Agenda lösen sollte, ist die Koordination der 

verschiedenen Akteure, die an der Umset-

zung der Ziele beteiligt sind. Neben den 

derzeit drei wichtigsten Umsetzungsinstituti-

onen, der kenianischen Regierung, der fin-

nischen Regierung und UNDP, gibt es auch 

zahlreiche Nichtregierungsorganisationen, 

die sich an der Implementierung beteiligen. 

Schwierig ist, dass sich viele Organisatio-

nen nur auf einzelne Bereiche konzentrieren 

und andere außer Acht lassen. Um alle Be-

reiche abzudecken, ist daher eine gute Ko-

ordination erforderlich. Die neue Regierung 

ist nun auf dem richtigen Weg und organi-

siert regelmäßig Foren und Dialoge mit allen 

relevanten Akteuren, um die Koordination 

zu erleichtern.
34

  

 

Ferner sollte die Partnerschaft zwischen 

der Regierung, internationalen und zivilge-

sellschaftlichen Akteuren verbessert wer-

den. Entwicklung ist ein Prozess, der die 

Zusammenarbeit von verschiedenen Institu-

tionen erfordert. Die Regierung als koordi-

nierende Institution sollte bei der Implemen-

tierung der Entwicklungsziele die verschie-

denen Organisationen unterstützen. In der 

globalen Welt existieren zunehmend Her-

ausforderungen, wie etwa der internationale 

Terrorismus, dessen Bekämpfung gute, 

stabile und vertrauensvolle Partnerschaften 

erfordert.
35

 

Schließlich muss in Zukunft auch eine 

realistische Finanzplanung erfolgen, um die 

Deckung der Kosten sicherzustellen. In die-

sen Prozess muss auch das Finanzminis-

terium eingebunden werden, damit im Rah-

men der nachhaltigen Entwicklungsziele 

eine gute und verlässliche Budgetierung 

gewährleistet ist.
36

 

Die Erfahrung aus der Umsetzung des 

MDG-Prozesses in Kenia zeigt, dass es 

entscheidend ist, dass die Initiative – so wie 

bei der Vision-2030-Entwicklungsstrategie – 

aus dem Land selber kommen muss.     

Ownership und politischer Wille sind unab-

dingbar für den Erfolg und wichtiger als die 

externe Unterstützung, um die Nachhaltig-

keit des Prozesses sicherzustellen.  

||  MARKUS BALDUS 

Auslandsmitarbeiter Ostafrika, Sitz Kenia 

Unter Mitarbeit von Vanessa van den Hövel 
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„DIE POST-2015 AGENDA IST EHER    
EINE PHILOSOPHIE ALS EINE          
KONKRETE ZIELDEFINITION.“ 
 
 

 

MARKUS BALDUS ||  
 

[Baldus] Sehr geehrter Herr Professor 

Chege, vielen Dank, dass Sie sich die 

Zeit genommen haben. Die Millenniums-

entwicklungsziele (engl. Millennium De-

velopment Goals - MDGs) haben die in-

ternationale entwicklungspolitische De-

batte der letzten Dekade umfassend ge-

prägt. In welchem Bereich hat Ihrer Mei-

nung nach in Kenia im Hinblick auf die 

MDGs der größte Fortschritt bzw. die 

wichtigste qualitative Veränderung statt-

gefunden? 

 
[Chege]: Das ist für mich ganz eindeutig im 

Bereich der Bildung, da wir inzwischen fast 

eine flächendeckende Primarschulbildung 

haben. Heutzutage geht fast jedes Kind zur 

Grundschule. Wenn alle Kinder eingeschult 

werden, bedeutet das, dass man auch eine 

Geschlechtergleichstellung erreicht, da 51 

Prozent aller zur Schule gehenden Kinder 

Mädchen und 49 Prozent Jungen sind. Der-

zeit wechseln 70 Prozent der Kinder von der 

Primar- zur Sekundarschule, während dies 

2002, kurz nachdem die Vereinten Nationen 

die MDGs verkündeten, nur 38 Prozent wa-

ren. Auch dies ist ein großer Erfolg. Die 

Alphabetisierungsrate ist mit 80 Prozent 

ebenfalls hoch. 

 
[Baldus] Basieren die Ziele der keniani-

schen Entwicklungsstrategie Vision 2030 

auf den MDGs, und hat der erste mittel-

fristige Plan der Vision 2030, der von 

2008 bis 2012 lief, zum Erreichen der 

MDGs beigetragen? Falls ja, wie und in 

welcher Weise?  

 

[Chege] Ja, auf jeden Fall. Als die Regie-

rung 2008 das Entwicklungsprogramm Visi-

on 2030 verabschiedet hat, wurde die Kon-

formität mit den MDGs berücksichtigt. Wenn 

man sich die Ziele in der sozialen Säule 

anschaut, stimmen sie sehr mit den MDGs 

überein. Im Bereich der Bildung etwa wur-

den komplette Einschulung und Geschlech-

tergleichstellung mit in die Ziele aufgenom-

men, ebenso wie die qualitative Verbesse-

rung des Schulunterrichts und der Einbezug 

auch der Landesteile, die bisher keinen Zu-

gang zum Bildungssystem hatten. Der an-

dere Sektor ist natürlich Gesundheit. Hier 

möchte man die Müttersterblichkeitsrate 

reduzieren und die Impfraten bei Kindern 

erhöhen. Dies sind Ziele innerhalb der sozi-

alen Säule der Vision 2030, aber ebenso 

Teil der MDGs. Auch Minderung von Armut 

und Unterernährung sind Teil der Vision 

2030 sowie der MDGs, ebenso wie besserer 

Zugang zu Wasserversorgung und Abwas-

serentsorgung, Slumsanierung sowie eine 

Verbesserung der Wohnsituation. Unter die 

politische Säule fällt die Frage der Ge-

schlechtergleichstellung in politischen und 
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gewählten Ämtern, die die neue Verfassung 

fordert, wobei wir auf nationaler Ebene noch 

viel Arbeit vor uns haben. Ich denke jedoch, 

dass wir uns noch nicht ausreichend mit der 

Frage beschäftigt haben, wie das auf politi-

scher Ebene umgesetzt werden kann. Bis-

her ist die Gleichstellung der Geschlechter 

in politischen und öffentlichen Ämtern in 

Kenia noch kaum vorhanden, obwohl dies 

Teil der MDGs ist. 

 

[Baldus] Was sind die größten Herausfor-

derungen für Kenia hinsichtlich des Er-

reichens der MDGs und was sind die 

Hauptgründe dafür? 

 

[Chege] Ich halte auf jeden Fall die soeben 

angesprochene Gleichstellung der Ge-

schlechter in öffentlichen und gewählten 

Ämtern für die größte Herausforderung, 

einerseits aufgrund der Kultur und anderer-

seits aufgrund der Tatsache, dass wir zwei 

schwer vereinbare Dinge zusammenzubrin-

gen versuchen: Man möchte freie Wahlen 

haben und gleichzeitig sagt man, dass die 

Geschlechter gleich vertreten sein müssen. 

In den letzten Wahlen waren auf County-

Ebene Sitze für Frauen reserviert. Aber wie 

sollen 50 Prozent erreicht werden? Der 

Oberste Gerichtshof entschied, dass dies 

zwar nicht sofort umgesetzt werden muss, 

aber mit der Zeit müssen Wege gefunden 

werden, dies zu gewährleisten. Der Wahl-

prozess überlässt Geschlechtergleichstel-

lung sowie Vertretung von Behinderten und 

anderen Minderheiten den Parteien, die die 

entsprechenden Parteilisten erstellen müs-

sen, auch wenn dies wohl nicht so wie in 

den USA oder Norwegen gelingen wird. Die 

zweite Schwierigkeit ist es meiner Meinung 

nach, die MDGs im Bereich Gesundheit zu 

erreichen. 

 

[Baldus] Und was sind die Gründe, dass 

die MDGs in den Sektoren Gesundheit 

und Wasser wohl nicht erreicht werden? 

 

[Chege] Im Sektor Gesundheit ist es sehr 

schwierig. Wenn man sich städtische Gebie-

te anschaut, sind die Zahlen sehr ermuti-

gend. Wenn man sich aber ländliche Gebie-

te ansieht, ist das sehr entmutigend. Bei 

nomadisch lebenden Gemeinschaften wie 

den Maasai sind die Indikatoren zu Ge-

sundheit sehr schlecht. Im Durchschnitt 

können wir die Gesundheitsziele leider wohl 

nicht erreichen, auch wenn dies in den 

Stadtgebieten kein Problem ist. Am 

entmutigendsten ist der Indikator für Mütter-

sterblichkeit, d.h. zu viele Frauen sterben 

weiterhin während der Geburt. Die Regie-

rung gewährt kostenlose Versorgung für 

Frauen, die in Krankenhäusern gebären. 

Trotzdem scheint die Sterblichkeitsrate nicht 

zu fallen, sondern möglicherweise sogar zu 

steigen. Man muss genauer untersuchen, 

wann die Mütter sterben: War dies während 

der Geburt oder danach? Das andere Prob-

lem ist die hohe Säuglingssterblichkeit, die 

mit der Müttersterblichkeit zusammenhängt: 

Wenn man die Mutter nicht ausreichend 

versorgen kann, kann man sich auch nicht 

genügend um das Kind kümmern. Die Müt-

ter sind ja diejenigen, die sicherstellen, dass 

die Kinder überleben und geimpft werden. 

Die Impfraten wachsen sogar als ein Ergeb-

nis der Kampagne zu den MDGs. Aber wir 

brauchen genauere Zahlen, da sich auf na-

tionaler Ebene besonders Mütter- und Kin-

dersterblichkeit nicht ausreichend stark ver-

bessern. 

 

[Baldus] Und was denken Sie, könnte an-

ders gemacht werden, um die Zahlen zu 

erreichen? 

 

[Chege]: Ich denke, vor allem im Gesund-

heitssektor müssen wir neue Wege finden, 

die Gemeinden zu erreichen, die man bisher 

nicht erreichen konnte, da sie zu weit von 

den städtischen Gebieten, Straßen und 

Kommunikationsnetzen entfernt liegen. 

Neue und intelligente Technologien und 

Vorgehensweisen müssen zur Anwendung 

kommen, die diese Menschen erreichen und 

sie mit Gesundheitsdienstleistungen und 

Bildung versorgen können.  

Die Menschen können auch nur Regie-

rungskrankenhäuser erreichen, wenn sie in 

deren Nähe wohnen. Hier muss das staatli-
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che Gesundheitsmanagement Lösungen für 

die Menschen finden, die an schwer er-

reichbaren Orten, etwa an der äthiopischen 

Grenze oder im Maasai-Land an der Grenze 

zu Tansania, leben. Im Rahmen des zwei-

ten mittelfristigen Plans der Vision 2030 

haben die Institutionen des Gesundheits-

dienstes, die jetzt auf der County-Ebene 

angesiedelt sind, den Auftrag, eine Möglich-

keit zu finden, diese Gemeinden zu errei-

chen. Auch Slumgebiete wie Kibera oder 

Mathare müssen berücksichtigt werden, da 

sie dieselben Probleme haben, nämlich, 

dass die Kinder nicht geimpft sind und die 

Müttersterblichkeitsrate hoch ist. 

 

[Baldus] Was könnte also getan werden, 

um sie zu erreichen? 

 

[Chege] Neue Systeme müssen geschaffen 

werden. Mein Lieblingsbeispiel ist Kuba, wo 

es einfache Ärzte gibt, die von Haus zu 

Haus gehen, um herauszufinden, ob eine 

Frau ein Kind erwartet und schon in einer 

Klinik war. Dann kann ihr Puls gemessen 

und sie weiter überwacht werden. Hierfür 

braucht man keinen voll ausgebildeten Arzt; 

ein Gesundheitshelfer wäre ausreichend. 

Aber in den meisten Ländern dieser Region 

denkt man nicht in diesem Sinne, sondern 

erwartet immer einen voll ausgebildeten 

Arzt und eine Krankenschwester sowie eine 

voll eingerichtete Klinik mit moderner Tech-

nologie. 

 

[Baldus] Was natürlich zu teuer ist. 

 

[Chege] Ja, und dieses System ist billig. 

Und Kuba hat eine Lebenserwartung, die 

sogar höher als in vielen entwickelten Län-

dern ist. Aber in einer Demokratie kann man 

ihnen sagen: „Komm nicht in mein Haus!“ In 

einem totalitären System wie Kuba gibt es 

diese Möglichkeit nicht. 

 

[Baldus] In welcher Weise wurde in Kenia 

der Prozess der Erreichung der MDGs 

politisch und finanziell von der Regie-

rung unterstützt? Ich habe festgestellt, 

dass man kaum etwas über die MDGs in 

den Zeitungen liest oder im öffentlichen 

Diskurs hört, da sich die Menschen mehr 

für die vielen hochpolitischen Themen zu 

interessieren scheinen. 

 

[Chege] Politisch unterstützt die Regierung 

den Prozess, aber die Finanzierung ist ein 

Problem, da der Bildungssektor gegenwärtig 

bereits jetzt schon 25 Prozent des Budgets 

beansprucht. Dies ist der teuerste Einzel-

posten in den öffentlichen Ausgaben. Die 

Regierung hat auch die Ausgaben für Ge-

sundheit, Wasserversorgung und Abwas-

serentsorgung erhöht. Innerhalb der Regie-

rung wird das Thema der MDGs diskutiert, 

aber nicht außerhalb. 

Warum hört man nichts in den Medien? Wir 

haben uns eigentlich stark bemüht, die 

Presse zu bekommen und haben sogar 

Seminare und Workshops zu dem Thema 

für sie angeboten. Aber Zeitungen wollen 

nur über das schreiben, was sich gut ver-

kaufen lässt. Wenn man den Lesern nur 

Zahlen mitteilt, ist das einfach nicht so 

spannend. Finnland hat die MDGs zu sei-

nem einzigen Programm in der Entwick-

lungszusammenarbeit mit Kenia gemacht, 

sogar mit afrikanischen Staaten allgemein, 

aber man hört nicht viel davon. Es ist sehr 

schwer, Menschen mit Artikeln in der Pres-

se anzusprechen, die ihnen mitteilen, dass 

die Zahlen um diesen oder jenen Wert ge-

sunken sind. Wenn es um ein Gebäude 

ging, das die Chinesen gebaut haben, wür-

de eine Geschichte daraus gemacht, aber 

die MDGs sind kein attraktives Thema. Aber 

wenn man sich anschaut, was Entwick-

lungsinstitutionen wie die Weltbank in Be-

zug auf die kenianische Regierung schrei-

ben, ist der Bezug zu den MDGs nach wie 

vor vorhanden. 

 

[Baldus] Was denken Sie mit Blick auf die 

Zukunft, wie die Post-2015 Agenda, also 

die nachhaltigen Entwicklungsziele nach 

dem Jahr 2015, aussehen wird? Was 

sollte dazu gehören? 

 

[Chege] Dies ist nun meine persönliche 

Meinung. Die Post-2015 Agenda wurde 
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bisher nur sehr vage dargelegt: im Sinne 

einer wirtschaftlichen und sozialen Trans-

formation. Der Bericht, der dem Generalse-

kretär im Juli 2013 vorgestellt wurde, spricht 

über einen Transformationsansatz und In-

tegration aller sowie über eine hohe Le-

bensqualität für bislang ausgegrenzte Men-

schen, Gesundheitserziehung und Ge-

schlechtergleichstellung für ausgegrenzte 

Gruppen. 

Ich denke nicht, dass die nachhaltigen Ent-

wicklungsziele die Schärfe der MDGs mit 

solch klaren Indikatoren haben werden. Die 

Post-2015 Agenda ist eher eine Philosophie 

als eine konkrete Zieldefinition. Die Zielfor-

mulierungen werden vermutlich den jeweili-

gen Ländern selbst überlassen, da die Län-

der nach den Erfahrungen der letzten 15 

Jahre ihre eigenen unterschiedlichen Priori-

täten haben. Für afrikanische Länder ist 

Gesundheit die höchste Priorität und da-

nach kommt das Problem der Geschlech-

tergleichstellung in politischen und öffentli-

chen Ämtern, und dann natürlich Armut und 

Arbeitslosigkeit, besonders die damit ein-

hergehende Jugendarbeitslosigkeit. Jedes 

Land muss nun eine Prioritätenliste bezo-

gen auf den eigenen Fall aufstellen. 

 

[Baldus] Es wird also nicht mehr diese 

klaren Indikatoren oder Ziele geben, da 

die meisten Länder es nicht geschafft 

haben, die MDGs zu erreichen? 

 

[Chege] Wir sollten keine allgemeingültigen 

Ziele haben. Es gab viel Kritik von einigen 

Wissenschaftlern an den MDGs, da die Zah-

len nicht glaubwürdig waren. Wenn man ein 

Land nach seinen Zahlen fragt, wird die 

Regierung vermutlich nur diejenigen her-

ausgeben, die gut aussehen. Einige Leute 

fragen auch, ob die Ziele die richtigen sind 

oder ob nicht andere sogar wichtiger wären. 

 

[Baldus] Was denken Sie also, wie die 

nachhaltigen Entwicklungsziele ausse-

hen? Glauben Sie, dass andere Ziele hin-

zukommen werden, die eher erreicht 

werden können und für Kenia wichtiger 

sind? 

[Chege] Es wird neue Ziele geben, die nicht 

auf den MDGs basieren. Ich denke, dass es 

für Kenia und andere afrikanische Staaten – 

egal, ob wir das mögen oder nicht – einen 

Wechsel von an sozialer und menschlicher 

Entwicklung orientierten Entwicklungszielen 

hin zu einem Schwerpunkt auf wirtschaftli-

che Entwicklung und Infrastruktur geben 

wird, z.B. in Bezug auf den Zugang des 

ländlichen Raums zu Elektrizität, Straßen 

und Wasserversorgung. Ferner wird es si-

cher einen Schwerpunkt auf Jugend und 

Jugendbeschäftigung geben, da Afrika ein 

sehr junger Kontinent mit 60 Prozent jungen 

Leuten ist. Obwohl die Wirtschaft expan-

diert, wächst die Zahl der Arbeitsplätze noch 

nicht. Das ist sowohl ein politisches als auch 

ein soziales Problem. Es ist problematisch, 

dass zu viele junge Menschen arbeitslos 

sind. All die Probleme, die von den MDGs 

nicht berücksichtigt wurden, werden Teil der 

nachhaltigen Entwicklungsziele werden. 

Wenn man die afrikanischen Staaten fragt, 

was ihre Prioritäten sind, sehe ich, dass sie 

sich sehr in diese Richtung bewegen. Wenn 

wir uns um Beschäftigung und wirtschaftli-

che Entwicklung kümmern, beschäftigen wir 

uns auch mit sozialen Fragen. 

 

[Baldus] Wie kann man Nachhaltigkeit 

beim Erreichen der MDGs oder auch der 

Post-2015-Nachhaltigkeitsziele erwirken? 

Was wird passieren, nachdem die Finan-

zierung, der andauernde externe Input, 

aufhört? 

 

[Chege] Ich sah mir kürzlich zufällig eine 

sehr alte Zeitschrift an: 1953, als die briti-

sche Kolonialmacht noch im Land war, 

schauten wir uns die Versprechen bezüglich 

Entwicklungshilfe an und stellten fest, dass 

diese nicht eingehalten wurden. In den 60er 

Jahren das gleiche Bild: Viele Versprechen, 

wenig konkrete Umsetzung. Und jetzt in der 

Zeit der MDGs halten die OECD-Länder - 

entwickelte, industrialisierte Demokratien - 

ihr schon vor langer Zeit gegebenes Ver-

sprechen, 0,7 Prozent ihres Bruttoinlands-

produkts für Entwicklungshilfe zu geben, 

erneut nicht ein. Auch wenn die Verspre-
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chen eingehalten worden wären, denke ich 

nicht, dass die MDGs nur durch Entwick-

lungshilfe nachhaltig werden können. Im 

Millennium-Entwicklungsdorf Sauri kann 

man deutlich einen sehr drastischen Wandel 

gegenüber der Zeit davor sehen: Es gibt 

mehr Nahrungsmittel, den Kindern geht es 

besser, die Ernährung ist besser, und da die 

Kinder besser ernährt sind, sind sie gesün-

der und besser in der Schule. Aber sogar 

Jeffrey Sachs sagt, dass das Geld für Pro-

jekte wie das in Sauri, das eine Menge Gel-

der von der Colombia University und karita-

tiven Organisationen erhielt, nicht für ganz 

Afrika zur Verfügung steht. Und wenn man 

sich die derzeitige Krise in Europa oder 

Amerika anschaut, sieht man, dass sie dort 

ihre eigenen Probleme haben. Wer weiß, ob 

sie das Geld haben werden, das sie für 

Entwicklungshilfe versprochen haben. Da-

her ist es wahrscheinlich, dass die Entwick-

lungshilfe nicht wachsen, sondern vielmehr 

abnehmen wird. Daher ist die in Sauri ver-

folgte Strategie zur Erreichung der MDGs 

nicht nachhaltig, weil nicht dauerhaft finan-

zierbar. 

Wenn Sie mich nach einer konkreten Lö-

sung fragen, ist meine Antwort, dass man 

den Menschen eine Gelegenheit geben 

sollte, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, 

zu arbeiten, um ein mittleres Einkommen zu 

erzielen und dieses Einkommen dann für 

Bildung, Verbesserung der Gesundheit, 

Wasserversorgung, Wohnen und so weiter 

zu verwenden. Ich habe niemals besonders 

daran geglaubt, dass der Staat oder die 

öffentliche Hand einem sagen sollte, was 

man tun soll. Warum sprechen wir nicht von 

Chancengleichheit für alle, dass jeder zur 

Schule gehen kann, dass jeder gesund und 

geimpft ist und Zugang zu angemessener 

Gesundheitsversorgung hat und dass alle 

die Chance auf Erwerbstätigkeit haben und 

planen können, wie viele Kinder sie haben 

wollen? Warum haben wir ein Bevölke-

rungswachstum von fast drei Prozent in 

Afrika, an machen Orten sogar vier Pro-

zent? Sicherlich, wenn man so viele Kinder 

hat, sollte man auch die Verantwortung 

übernehmen, sich um sie zu kümmern. Das 

Bevölkerungswachstum in der Region um 

den Mount Kenya ist zur Zeit ein Prozent, 

aber an anderen Orten in Kenia ist es noch 

immer zwei Prozent. Wenn der Bildungs-

grad der Frauen hoch ist, ist das Bevölke-

rungswachstum niedriger. Durch die Ver-

besserung der Bildung wird man auch ande-

re MDGs erreichen, an die man nicht ge-

dacht hat. 

 

[Baldus] Dann ist der Prozess der Post-

2015-Entwicklungsziele nachhaltiger als 

die MDGs, weil er noch mehr auf den 

Einzelnen und die Wirtschaft setzen soll-

te? 

 

[Chege] Ja, ich denke, er wird nachhaltig 

sein, da – wenn man irgendetwas gelernt 

hat – man wissen sollte, dass es eigentlich 

Prof. Michael Chege 

 

Der Fokus von Prof. Chege liegt auf der 

politischen Entwicklungsökonomie in Afri-

ka. Er promovierte an der UC Berkeley und 

ist zurzeit als Berater für Internationale 

Entwicklungspolitik innerhalb des Ministe-

riums für Planung und nationale Entwick-

lung tätig. Er lehrte an der Universität Flo-

rida, der Universität Nairobi und dem 

Hochschulinstitut für internationale Studien 

und Entwicklung in Genf. Außerdem war er 

für die Ford-Stiftung in New York tätig. 
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das Beste ist, den Einzelnen zu befähigen, 

Verantwortung für Entwicklung zu überneh-

men. Ich habe daher sehr viel Verständnis 

für diejenigen, die sagen, dass wir mehr 

Arbeitsplätze für junge Leute schaffen soll-

ten. Aber das ist nicht möglich, wenn man 

keine wachsende Wirtschaft hat. Wenn man 

niemals die Wirtschaft entwickelt, nicht nur 

in Kenia oder Afrika, sondern weltweit, wird 

es sehr schwer. Wenn etwa die europäi-

schen Volkswirtschaften leiden, werden 

keine Touristen hierher kommen und wir 

werden ein Problem in den kenianischen 

Touristenregionen bekommen, da dann 

Leute entlassen werden müssen, die dann 

wieder ohne Einkommensmöglichkeit sind. 

 

[Baldus] Danke für das Gespräch, Profes-

sor Chege. 

 
 
Die Aussagen von Prof. Chege spiegeln 

nicht zwangsläufig die Meinung der Hanns-

Seidel-Stiftung wider. 

 

Das Interview führte Herr Baldus am 

23.10.2013 mit Prof. Chege. 

 

 
||  MARKUS BALDUS 

Auslandsmitarbeiter Ostafrika, Sitz Kenia 
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DIE EU ALS ENTWICKLUNGSPOLITISCHER  

AKTEUR UND DIE (POST-)  

MILLENNIUMSENTWICKLUNGSZIELE 

 
 
 

 

KATHARINA PATZELT ||  
 

Die Millenniumentwicklungsziele (engl. 

Millennium Development Goals - MDGs) der 

Vereinten Nationen haben nach weiter Mei-

nung der Fachwelt seit ihrer Erklärung im 

Jahre 2002 einen erheblichen Beitrag zur 

Koordinierung und Optimierung der interna-

tionalen Entwicklungszusammenarbeit ge-

leistet. Sie sind sicherlich weder perfekt, 

insbesondere was ihre Messung betrifft, 

noch vollständig, da sie wichtige Aspekte 

der Armut wie Ungleichheit, Marginalisie-

rung gesellschaftlicher Gruppen und politi-

sche Rechte nicht berücksichtigen. Doch 

haben sie zu einer umfassenden Debatte 

über entwicklungspolitische Ansätze und 

Methoden geführt und die Geber-Staaten zu 

verstärkten Bemühungen animiert. 

 

Die Europäische Union spielt als weltweit 

größter Akteur der Entwicklungszusammen-

arbeit von Beginn an eine bedeutende Rolle 

im MDG-Rahmen, indem sie international 

kontinuierlich eine Diskussion über die 

Wirksamkeit von Entwicklungszusammen-

arbeit anregt, um größere Kohärenz aller 

Politikressorts zu Gunsten einer weltweiten 

nachhaltigen Entwicklung wirbt und einen 

Ansatz zu den sogenannten Globalen Öf-

fentlichen Gütern entwirft, der den globalen 

Herausforderungen der Entwicklung wie in 

Bezug auf Klimapolitik und Ernährungssi-

cherung Rechnung trägt. 

 

So liegt es auf der Hand, dass die EU 

aufgrund ihrer Mobilisierungs- und Koordi-

nierungsfunktion ebenfalls eine prominente 

Rolle in der Ausarbeitung einer Strategie 

für die Zeit nach 2015, dem formalen vor-

läufigen Endpunkt der MDGs, einnehmen 

sollte. Zu dieser Schlussfolgerung kommt 

auch der Europaabgeordnete Filip Kacz-

marek in seinem Bericht für den Entwick-

lungsausschuss im Mai 2013 über die 

MDGs und die Festlegung der Rahmen-

vorgaben für die Zeit nach 2015: „Ange-

sichts der Vorbereitungen zum nächsten 

UN-Sondergipfel ist es unerlässlich, dass 

die EU einen abgestimmten und kohären-

ten Standpunkt zu den Entwicklungs-

Rahmenvorgaben für die Zeit nach 2015 

einnimmt; andernfalls besteht ein großes 

Risiko, dass der Prozess ins Stocken gerät. 

[…] Der Berichterstatter unterstützt verant-

wortungsvolle und umfassende Rahmen-

vorgaben für die Zeit nach 2015, die auf 

den Grundsätzen der Menschenrechte, 

Gleichheit, Nichtdiskriminierung, Nachhal-

tigkeit, guten Regierungsführung und Ko-

härenz in der Entwicklungspolitik aufgebaut 

sein sollten […].“
1
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Der vorliegende Artikel betrachtet, wel-

chen Stellenwert die MDGs in der Strategie 

der internationalen Zusammenarbeit der EU 

einnehmen und wie sie implementiert wer-

den, bevor er bewertet, inwieweit sich die 

EU bislang in die Post-MDG Debatte ein-

bringt. Ein abschließender Ausblick zeigt 

auf, welche Aufgabe den politischen Stiftun-

gen in der Entwicklungsstrategie nach 2015 

zukommen könnte. 

 

1. EU und MDGs 

 

Generell ist es aufgrund des Zusammen-

spiels verschiedenster Projektaktivitäten 

und Faktoren in den Ländern schwierig, die 

exakte Wirkung des Beitrags eines einzel-

nen Gebers zum Erfolg der MDGs zu be-

stimmen. Dies stellt bereits ein Bericht im 

Auftrag der EU fest, der das Erreichte zur 

Halbzeit der Zielzeitspanne analysiert.
2
 Sehr 

wohl können aber thematische Schwerpunk-

te und Projekte aufgezeigt werden, die den 

Zielsetzungen der MDGs entsprechen und 

sich damit positiv auf ihre Erreichung aus-

wirken, so auch innerhalb der Entwicklungs-

zusammenarbeit der EU. 

 

Auch wenn die Europäische Union nicht 

explizit in der Arbeitsgruppe der Vereinten 

Nationen zur Ausarbeitung der MDGs im 

Jahre 2001 vertreten war, stellte sie sich als 

weltweit größter Geber der Entwicklungszu-

sammenarbeit rasch hinter den Prozess. In 

den Ratsschlussfolgerungen vom 19. Juli 

2004 zeigten sich die Regierungschefs der 

Mitgliedsstaaten besorgt über den zögerli-

chen Fortschritt und bekräftigten ihre Ver-

pflichtung zu den MDGs.
3
 Auch der erste 

Bericht der Europäischen Kommission zu 

den MDGs, der 2004 für den Zeitraum ab 

2000 erschien, verdeutlicht, dass die Ausar-

beitung der MDGs zunächst ein paralleler 

Prozess der UN war, der weitgehend ohne 

EU-Beteiligung ablief. Denn es heißt hier, 

dass der neue entwicklungspolitische Rah-

men der EU von November 2000 aufgrund 

des Zeitpunkts seiner Vorbereitung und 

Veröffentlichung die Ziele noch nicht erwäh-

ne. Doch seien die Zielsetzungen der EU in 

vollem Umfang kompatibel mit der Millenni-

umserklärung.
4
 Thematisch setzt die EU 

durch die Betonung von Menschenrechten 

und Guter Regierungsführung einen deutli-

cheren Akzent auf politische Strukturen in 

den Partnerländern, als es die MDGs später 

tun werden. Die Kommission gibt in ihrem 

Bericht an, die EU-Entwicklungszu-

sammenarbeit habe sich nach 2000 zuneh-

mend auf die MDGs fokussiert und hierfür 

Schlüsselindikatoren übernommen. Qualita-

tiv ist das EU-Engagement für die globalen 

Ziele im Laufe der Jahre sicherlich ange-

stiegen, insbesondere da die Bedeutung 

einer globalen Partnerschaft für Entwicklung 

immer ersichtlicher wurde. 

 

Heute weist die EU die MDGs als maß-

gebenden Rahmen ihres entwicklungspoliti-

schen Engagements aus. So schreibt die 

Europäische Kommission, Generaldirektion 

Entwicklung und Zusammenarbeit – 

EuropeAid, die für die Umsetzung der ent-

wicklungspolitischen Kooperation der EU 

zuständig ist, in ihrem Internetauftritt expli-

zit, das hauptsächliche und übergreifende 

Ziel der EU-Entwicklungspolitik sei die Be-

seitigung der Armut im Kontext nachhaltiger 

Entwicklung, einschließlich der Erreichung 

der MDGs.
5
 Wenn die Ziele nun tatsächlich 

in den Mittelpunkt gerückt sind, muss sich 

dies auch in einer thematischen Schwer-

punktsetzung wiederfinden. Gemäß einer 

Studie für den Entwicklungsausschuss des 

Parlamentes entfiel in 2011 mit 38 Prozent 

der höchste Anteil der europäischen staatli-

chen Entwicklungshilfe (ODA von Official 

Development Assistance) pro Sektor auf 

den Bereich sozialer Infrastrukturen wie 

Bildung, Gesundheit, Wasser und Zivilge-

sellschaft.
6
 Indem die EU verstärkt Mittel zur 

Förderung von Schulbildung und Gesund-

heitssystemen sowie der soziopolitischen 

Teilhabe der Zivilgesellschaft in Entwick-

lungsländern aufwendet, trägt sie dem Fo-

kus der MDGs auf menschliche Entwicklung 

Rechnung und geht sogar über ihn hinaus. 

Denn es ist gerade ein Kritikpunkt an den 

bisherigen Entwicklungszielen, dass eine 

politische Dimension wie Gute Regierungs-
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führung und demokratische Strukturen, zu 

denen auch eine starke Zivilgesellschaft 

gehört, nahezu völlig fehlt, sieht man von 

der Gleichberechtigung der Frauen ab. Die 

EU leistet also projektbezogen ihren Beitrag 

auf dem Weg zur Zielerreichung. Doch als 

noch weitaus gewichtigerer Verdienst der 

EU am Millenniumsrahmen ist ihre Prägung 

der entwicklungspolitischen Debatte durch 

entsprechende Strategien zu werten. 

 

1.1. Agenda for Change: Neuorientierung 

der europäischen Entwicklungszusam-

menarbeit 

 

Mit ihrer 2011 erschienenen Kommuni-

kation „Increasing the impact of EU Deve-

lopment Policy: an Agenda for Change“ 

strebt die Europäische Kommission unter 

Kommissar Andris Piebalgs eine Neuorien-

tierung der europäischen Entwicklungszu-

sammenarbeit hin zu einer strategischeren 

und effizienteren Umsetzung des Ziels der 

Armutsreduzierung an. In ihr wird von Be-

ginn an ein enger Zusammenhang zu den 

MDGs hergestellt: Die EU befinde sich an 

einer wichtigen Kreuzung, angesichts neu-

er globaler Herausforderungen, der näher 

rückenden 2015-Marke und der Vorberei-

tungen ihres eigenen mehrjährigen Finanz-

rahmens für die Jahre 2014-2020. Sie 

müsse die richtige Mischung aus Politiken, 

Mitteln und Ressourcen wählen, um wirk-

sam im Kampf gegen Armut und für Nach-

haltigkeit vorzugehen. Der Kommissar 

schlage eine Agenda für den Wandel vor, 

um Europas Solidarität mit den Entwick-

lungsländern in diesem Kampf zu stärken.
7
 

Um für die eingesetzten Mittel eine größt-

mögliche Wirkung zu erzielen, baut die EU 

dabei auf sogenannte „differenzierte Ent-

wicklungspartnerschaften“. Besondere Be-

deutung soll der Nachbarschaftsregion der 

EU und Subsahara-Afrika, prinzipiell aber 

den ärmsten Ländern, einschließlich fragi-

ler Staaten, zukommen. Den aufstreben-

den Ländern Indien, China, Brasilien und 

Südafrika, die nachhaltiges Wirtschafts-

wachstum erfahren und über ausreichende 

Ressourcen verfügen, wird eine Partner-

schaft mit anderem Stellenwert in Aussicht 

gestellt.  

 

Die Entwicklungszusammenarbeit der 

EU konzentriert sich künftig auf zwei 

Schwerpunktbereiche: Demokratie, Men-

schenrechte und andere Kernelemente der 

Guten Regierungsführung einerseits sowie 

umfassendes und nachhaltiges Wachstum 

für die menschliche Entwicklung anderer-

seits. Aus diesen Bereichen ergeben sich 

drei Spezialgebiete der Hilfe: zum einen 

Soziale Sicherheit, Gesundheit, Bildung und 

Arbeitsplätze, zum zweiten wirtschaftliche 

Rahmenbedingungen, regionale Integration 

und Weltmarkt sowie zum dritten nachhalti-

ge Landwirtschaft und Energie. Desweiteren 

strebt die EU an, zur Steigerung der Effizi-

enz in der Entwicklungszusammenarbeit 

ihre Strategien und Programme mit den 

einzelnen Mitgliedsstaaten besser zu koor-

dinieren sowie eine sinnvolle Arbeitsteilung 

zwischen den Gebern zu erwirken. Da inter-

ne Politiken der EU, insbesondere im Be-

reich Handel, Umwelt und Klima, große 

Auswirkungen auf die Entwicklungsländer 

haben, soll die Kohärenz zwischen internen 

und externen Politiken künftig stärker ge-

währleistet werden. Zusätzlich will die EU 

neue Wege der finanziellen Unterstützung 

gehen, indem sie beispielsweise Zuschüsse 

und Darlehen miteinander verknüpft und 

den Privatsektor verstärkt einbindet.
8
 

 

Mir ihrer Kommunikation spricht sich die 

Europäische Kommission somit für größere 

Effizienz in der Entwicklungszusammenar-

beit aus, die nicht zuletzt durch konsequen-

tere Kohärenz der verschiedenen Politikbe-

reiche innerhalb eines Staates sowie auch 

zwischen Mitgliedsstaaten und EU erreicht 

werden soll. In diesem Sinne kann das En-

gagement der EU insbesondere MDG 8, 

dem Aufbau einer globalen Partnerschaft für 

Entwicklung, zugeschrieben werden. Aller-

dings lässt die EU ihrer strategischen Rolle 

noch nicht im ausreichenden Maße konkrete 

Taten folgen. Dieser Meinung ist auch 

Mikaela Gavas in ihrer Studie zur Rolle der 

EU im Bereich der Globalen Güter: 
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“The EU wishes to play a leading role in 

implementing effective multilateral coopera-

tion and in defining rules for a legitimate and 

efficient global governance system. [...] 

Even though it is quite obvious that the EU 

Member States would generally benefit from 

a European response to many global 

problems, national self-interest and a lack of 

political will often prevail. If the EU really 

intends to fulfil its often noble ambitions, it 

has to narrow the gap between rhetoric and 

action and develop a coherent strategic 

approach to reaching these aims.”
9
 

 

1.2. Spezifische MDG-Initiativen der EU 

 

Welche konkreten Taten hat die EU nun 

aber unternommen, um Entwicklungspolitik 

im Sinne der MDGs zu prägen? Die EU 

implementiert hier eine Reihe spezifischer 

Projekte. So wurde anlässlich des UN-

Gipfels in New York 2010 eine Milliarde 

Euro für eine sogenannte MDG-Initiative 

bereit gestellt, die Projekte im Bereich der 

bislang am wenigsten erfolgreichen Ziele 

unterstützt. Themen sind die Reduzierung 

von Hunger und Kindersterblichkeit, eine 

gesicherte Gesundheitsversorgung für Müt-

ter und verbesserter Zugang zu Wasser und 

sanitären Anlagen in 36 afrikanischen, kari-

bischen und pazifischen Ländern. Projekt-

beispiele in diesem Bereich sind das „1 

Tasse Milch pro Tag“-Projekt in Ruanda, 

das Kinder in Vor- und Grundschulen mit 

Milch versorgt (MDG 4 Senkung der Kinder-

sterblichkeit), eine Initiative zur Bereitstel-

lung von sauberem Wasser mittels der Re-

genwasseraufbereitung für die ärmsten 

Haushalte auf Samoa (MDG 7 Ökologische 

Nachhaltigkeit: 7C Zugang zu sauberem 

Wasser) oder ein Programm zur Steigerung 

der landwirtschaftlichen Produktion und des 

Zugangs zu Nahrung in Mosambik (MDG 1 

Bekämpfung von extremer Armut und Hun-

ger).
10

 

Zusätzlich zur MDG-Initiative folgt die EU 

seit April 2010 einem 12-Punkte-Aktionsplan 

als umfassendem Ansatz zur Erreichung der 

Entwicklungsziele. Hier werden die Mit-

gliedsstaaten aufgefordert, mittels nationaler 

Aktionspläne den einzelnen Zielen nachzu-

kommen und zu einer besseren Koordinie-

rung und Arbeitsteilung mit der EU beizutra-

gen. Dabei soll stets ein Bemühen um 

größtmögliche Effizienz der Hilfe im Fokus 

stehen. Speziell die ärmsten Länder sind 

Empfänger von Entwicklungsmaßnahmen, 

wobei sich großes Augenmerk auf die am 

weitesten zurückliegenden Ziele durch Pro-

jekte im Bereich Geschlechtergleichheit, 

Gesundheit, Bildung und Ernährungssiche-

rung richtet. Im wirtschaftlichen Sektor un-

terstützt die EU  regionale Integrationsbe-

streben sowie Handel für Wachstum und 

Arbeitsplätze. Auch in den Entwicklungslän-

dern soll das Engagement für den MDG-

Rahmen durch die Förderung von Entwick-

lungspartnerschaften wie beispielsweise der 

gemeinsamen Afrika-EU-Strategie verstärkt 

werden. Der Aktionsplan zielt ebenfalls da-

rauf ab, den Entwicklungsländern in der 

Architektur der internationalen Ordnungspo-

litik eine gewichtigere Position zu verschaf-

fen.
11

 

 

Als längerfristige Form der Unterstützung 

hat die EU in 2008 den Ansatz eines soge-

nannten MDG-Vertrages initiiert, der den 

Entwicklungsländern im Rahmen des zehn-

ten Europäischen Entwicklungsfonds in 

Form von Budgethilfe besser vorhersehbare 

Mittel zur Verfügung stellt. Dabei werden als 

Budgethilfe Finanzmittel direkt in den Haus-

halt des Empfängerlandes eingestellt, unter 

Angabe einer genauen Konditionalität der 

Verwendung. Die Zielsetzung der Hilfe ori-

entiert sich an den MDGs, insbesondere 

den Bereichen Bildung und Gesundheit. 

Derartige MDG-Verträge wurden nach An-

gabe der Kommission mit Burkina Faso, 

Ghana, Mali, Mosambik, Ruanda, Tansania, 

Uganda und Sambia abgeschlossen.
12

 

 

2. EU und Post-2015 

 

Die Europäische Kommission gibt selbst 

an, eine führende Rolle im globalen Kampf 

gegen Armut und in der Bemühung um 

nachhaltige Entwicklung einnehmen zu 

wollen. Sie verpflichtet sich zu verstärktem 
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Engagement für die Erreichung der MDGs 

bis 2015, aber anerkennt auch, dass einige 

Länder und Ziele noch weit vom Erfolg 

entfernt sind. Aufgabe für die entwick-

lungspolitische Strategie nach 2015 muss 

es auch sein, aus den Erfahrungen und 

Fehlern der MDGs zu lernen. Gleichzeitig 

soll der entwicklungspolitische Rahmen mit 

den Nachhaltigkeitszielen (engl. Sustai-

nable Development Goals - SDGs), die aus 

dem Prozess um die Rio+20-Konferenz der 

UN zur nachhaltigen Entwicklung im Juni 

2012 entstanden sind, vereint werden. Für 

die Zusammenführung der beiden Linien 

hat die UN eigens ein Panel eminenter 

Personen gebildet, dem mit Entwicklungs-

kommissar Andris Piebalgs auch eine 

kompetente Stimme der EU angehört. Eu-

ropäische Vertreter sind weiterhin u.a. der 

britische Premierminister David Cameron 

und der ehemalige deutsche Bundespräsi-

dent Horst Köhler. Von politischer Seite ist 

die EU prominent vertreten.
13

 

 

Um die Meinung der verschiedensten 

entwicklungspolitischen Akteure aus Zivil-

gesellschaft, staatlichen Einrichtungen, Pri-

vatsektor und Wissenschaft zur Post-2015 

Strategie einzuholen, führte die Kommission 

im Sommer 2012 eine öffentliche online-

Konsultation durch, bei der sich Interessier-

te zu den Themen Erreichtes und Grenzen 

der MDGs sowie der Machbarkeit, des Um-

fanges und der Form eines künftigen Rah-

mens äußern konnten. 119 Einzelpersonen 

und Organisationen haben sich laut des 

abschließenden Berichts beteiligt. Viele 

Rückmeldungen hätten für die Phase nach 

2015 einen inklusiven und partizipativen 

Rahmen angemahnt, der es den Entwick-

lungsländern ermögliche, sich den Prozess 

wirklich zu Eigen zu machen.
14

 Die EU hat 

sich verpflichtet, diese Kommentare und 

Wünsche in ihre Position einfließen zu las-

sen. 

 

Im Rahmen des sogenannten Policy Fo-

rums on Development tritt die Kommission 

in einen regelmäßigen Austausch mit zivil-

gesellschaftlichen Akteuren der Entwick-

lungszusammenarbeit. Hier beteiligt sich 

auch das Europäische Netzwerk der politi-

schen Stiftungen ENoP
15

 und bringt insbe-

sondere die Themen in die Debatte ein, die 

aus Sicht des weltweiten Engagements von 

politischen Stiftungen bislang zu kurz im 

MDG-Prozess kamen, wie die Förderung 

von demokratischen Strukturen, Zivilgesell-

schaft und politischen Rechten. 

 

2.1. Ein angemessenes Leben für alle 

 

In verschiedenen Mitteilungen und Publi-

kationen verdeutlicht die Europäische 

Kommission in 2013 ihre Position für eine 

einheitliche Post-2015 Agenda. Im Februar 

legt sie in der Mitteilung „A decent life for all: 

Ending poverty and giving the world a 

sustainable future“ ihre Prioritäten auf dem 

Weg zu einem „angemessenen Leben“ für 

alle Menschen bis 2030 dar.
16

 Es werde 

nicht möglich sein, Armut weltweit abzu-

schaffen und ein angemessenes Leben für 

alle zu garantieren, ohne sich gleichzeitig 

um globale ökologische Nachhaltigkeit zu 

kümmern, und umgekehrt. Denn die negati-

ven Auswirkungen des Klimawandels wie 

Naturkatastrophen oder Dürre betreffen 

insbesondere die ärmsten Bevölkerungsteile 

der Erde. Der neue politische Rahmen muss 

dabei als Anstoß für transparentes Regie-

rungshandeln, gesellschaftlichen Zusam-

menhalt und die Stärkung der Frauen in 

allen Ländern dienen. Als Hauptbestandteile 

soll er die grundlegenden Lebensstandards 

aller Menschen absichern, inklusives und 

nachhaltiges Wirtschaftswachstum sowie 

den verantwortlichen Umgang mit Naturres-

sourcen fördern und sich einsetzen für 

Gleichheit, Gerechtigkeit, Sicherheit und 

Frieden. 

 

Wichtig sei es, im Bereich Bildung und 

Gesundheit die Problematik nationaler Un-

gleichheiten anzugehen und sich mehr auf 

Qualität denn allein Quantität zu konzentrie-

ren. Die Ziele müssten anregen zur Schaf-

fung angemessener Arbeitsplätze für alle, 

insbesondere für die Jugend, Frauen und 

Menschen mit Behinderungen. Die Wirt-
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schaftssysteme aller Länder in den ver-

schiedensten Entwicklungsstadien müssten 

zu offenen, marktfreundlichen transformiert 

werden, die ihre produktiven Fähigkeiten 

steigern, die Entwicklung des Privatsektors 

fördern und den Übergang zu einer grünen 

Wirtschaft vorantreiben, von deren Leistung 

alle Gesellschaftsschichten profitieren. Auf 

dem Gebiet Naturressourcen seien wichtige 

Aspekte u.a. der Schutz der Biodiversität, 

die Verbesserung der Bodenqualität sowie 

die Ernährungssicherung. Die strategische 

Agenda nach 2015 solle sich auch verstärkt 

an den Menschenrechten orientieren; die 

Bedeutung von Demokratie, Gleichheit der 

Geschlechter und Korruptionsbekämpfung 

wird betont. Denn speziell fragile Staaten 

bieten ihren Einwohnern wenig Sicherheit, 

Gerechtigkeit und Perspektive auf ein an-

gemessenes Leben. Aber auch außerhalb 

fragiler Staaten untergraben kriminelle 

Netzwerke und übernationaler Terrorismus 

jegliches Entwicklungspotential. Hier müss-

ten die künftigen Ziele auf den bereits lau-

fenden Maßnahmen zur Friedens- und 

Staatenbildung aufbauen. Aus Sicht des 

entwicklungspolitischen Engagements der 

politischen Stiftungen ist es zu begrüßen, 

wenn die EU dem politischen Rahmen für 

die Entwicklung eines Landes stärkere Be-

deutung beimisst und sich entsprechend 

verstärkt für die Förderung demokratischer 

Strukturen einsetzt. Nur so können Entwick-

lungsfortschritte allen Teilen der Bevölke-

rung zu Gute kommen, anstatt soziale Un-

terschiede zu verstärken und Spannungen 

zu schaffen. 

 

Was die Art des neuen Zielrahmens be-

trifft, so plädiert die EU für eine begrenzte 

Anzahl von Zielen, die für alle Länder uni-

versell gelte, aber in ihrer Umsetzung auf 

die jeweiligen nationalen Kontexte ange-

passt sei. Auch seien die speziellen Bedürf-

nisse fragiler Staaten zu berücksichtigen. 

Dabei liege die Verantwortung für die Zieler-

reichung zunächst bei jedem Land, es seien 

alle Ressourcen zu mobilisieren: inländi-

sche, internationale, private und öffentliche. 

Sowohl zivilgesellschaftliche Akteure als 

auch der Privatsektor sollten an der Ent-

wicklung und Implementierung des Rah-

mens eng beteiligt sein. Als zeitlicher 

Rahmen sollten eine Vision mit Blick auf 

2050 sowie konkrete Ziele bis 2030 dienen. 

Im Sinne eines effektiven Monitorings müs-

se der Grad der Zielerreichung messbar 

sein. Für Kohärenz mit anderen bestehen-

den internationalen Zielsetzungen sei zu 

sorgen. 

 

2.2. Jenseits 2015 

 

Im Juli beschäftigt sich eine weiterer Be-

richt der Europäischen Kommission mit der 

Frage des „Wie“, der Finanzierung von Ent-

wicklung nach 2015: „Beyond 2015: towards 

a comprehensive and integrated approach 

to financing poverty eradication and sus-

tainable development“.
17

 Das Papier schlägt 

nach eigenen Angaben keine neuen Aktivi-

täten oder Verpflichtungen der EU vor, die-

se könnten zu einem späteren Zeitpunkt im 

Kontext einer globalen Einigung folgen. Hier 

geht es darum, der sich ändernden globalen 

Finanzlandschaft Rechnung zu tragen und 

aufzuzeigen, welche Ressourcen über wel-

che Prozesse mobilisiert werden können. 

Die Kommission bezieht sich auf eine Be-

standsaufnahme von Daten aus dem Jahre 

2010, die verdeutlicht, dass internationale 

öffentliche Mittel im Schnitt nur zwei Prozent 

der in Entwicklungsländern verfügbaren 

Finanzmittel ausmachen.  

 

Damit seien die inländischen öffentlichen 

Finanzen die wichtigste und direkteste Quel-

le für die Umsetzung von politischen Zielen. 

Sie stärkten zudem eine gesunde Bezie-

hung zwischen Regierung und Bürgern und 

die heimische Rechenschaftspflicht. Wichtig 

sei somit die verstärkte Mobilisierung und 

bedächtige Verwendung der heimischen 

Finanzressourcen. Erreicht werden könne 

dies beispielsweise durch die Reform der 

Steuersysteme in den Ländern und die Im-

plementierung von Politiken zur Freisetzung 

privater Mittel, zur Bekämpfung der Korrup-

tion und zur Stärkung der Resilienz im Be-

reich Verschuldung. 
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Für die 36 ärmsten Länder bleibt die 

staatliche Entwicklungshilfe jedoch eine 

Haupteinnahmequelle. So seien auch eine 

Reform der ODA und ein besseres 

Monitoring der Finanzierung der verschie-

denen Ziele mit überarbeiteten Indikatoren 

nötig. Außerdem entsprechend der Kriteri-

en, die 2011 auf dem Busan-Gipfel zur Effi-

zienz der Entwicklungszusammenarbeit be-

schlossen wurden, sei verstärkt darauf zu 

achten, die richtigen Dinge auf die richtige 

Art und Weise zu finanzieren. Da dem Pri-

vatsektor eine Schlüsselrolle im Wachstum 

zukomme, müsse er in größerem Maße als 

bisher in eine globale Entwicklungsagenda 

integriert werden. Allerdings verfolge er pri-

vate Interessen und setze sich nicht unbe-

dingt für staatliche Politikziele ein. Folglich 

sei in Entwicklungsländern ein begünstigen-

des Klima für Handel auf internationaler, 

regionaler und nationaler Ebene zu schaf-

fen, neue Technologien sollten im Nutzen 

der globalen Ziele stehen. 

 

2.3. Europäischer Bericht für Entwick-

lung 2013 

 

Auch der Europäische Bericht für Ent-

wicklung für das Jahr 2013 mit dem Titel 

„Post-2015: Global action for an inclusive 

and sustainable future“, fokussiert sich spe-

ziell auf die entwicklungspolitische Agenda 

für die Zeit nach 2015 im Lichte globaler 

Herausforderungen.
18

 Er identifiziert poten-

tielle Schlüsselfaktoren für eine inklusive 

und nachhaltige globale Partnerschaft für 

Entwicklung. Diese sind aus Sicht der EU 

insbesondere die folgenden drei: Geldströ-

me zur Finanzierung der Entwicklung, Wa-

renströme, die den Handel zwischen Part-

nerländern bestimmen, und Migrationsströ-

me. Zusätzlich sollen vier Länderstudien 

(Nepal, Côte d’Ivoire, Ruanda und Peru) 

Argumente für die Struktur des künftigen 

Rahmens liefern. 

 

Einerseits solle auch die Agenda nach 

2015 weiterhin auf der Millenniumserklärung 

aufbauen und die Armutsreduzierung im 

Kern behalten, dafür sei aber eine Auswei-

tung des Ansatzes von Entwicklung nötig, 

der sich auf die Schaffung von Arbeitsplät-

zen, die Beseitigung von Ungleichheit und 

nachhaltige Lösungsansätze konzentriere. 

Der künftige Rahmen müsse zudem die Ei-

genverantwortung der Länder stärken, indem 

er die Verknüpfung der internationalen Ziele 

mit nationalen Politiken und Bedürfnissen 

gewähre. Auch dieser Bericht betont wiede-

rum die Wichtigkeit der Politikkohärenz für 

Entwicklung. Die reicheren Länder wie die 

EU-Mitgliedsstaaten müssten ihre gemein-

schaftlichen Maßnahmen in für die globale 

Entwicklung bedeutenden Bereichen aus-

dehnen, beispielsweise Handel, Migration, 

internationale Finanzregulierung und Klima-

wandel. Sowohl Umfang als auch Effizienz 

ihrer Unterstützung sei zu steigern. Schließ-

lich argumentiert die EU, dass neben den 

Zielen ebenso die Instrumente neu über-

dacht werden müssten. Denn gerade MDG 

8, das eine globale Partnerschaft für Entwick-

lung anstrebt, sei bislang wenig erfolgver-

sprechend. Dazu müsse die neue Entwick-

lungsagenda über reine Hilfe hinausgehen 

(„Beyond Aid“) und jenseits der ODA andere 

Mittel und internationale Vereinbarungen 

einschließen, insbesondere in den Bereichen 

Handel und Investment, internationale Finan-

zen und Migration. 

 

Wie der Bericht im Schlusskapitel resü-

miert, ist sich die EU bewusst, dass sie sich 

bislang zu sehr auf die staatliche Entwick-

lungshilfe fokussiert hat. Sie sieht ihre eige-

ne Rolle im Vorantreiben vielseitiger ent-

wicklungsfreundlicher Politiken und globaler 

Ansätze: 

„To play a more progressive role in the 

post-2015 era the EU can certainly build on 

its ODA performance and apply lessons 

learned in aid effectiveness […]. Above all it 

should further strengthen the development-

friendliness of its own policies  […] in a way 

that also promotes the EU’s own long-term 

values and interests. Moreover, the EU could 

make an important contribution in promoting 

the establishment or consolidation of interna-

tional regimes in support of GPGs, most im-

mediately in the area of climate.”
19
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Dieser Eigenkritik der EU kann man sich 

sicherlich anschließen, wenn man die EU im 

Rahmen der Post-MDG Debatte vor allem 

als strategischen Akteur sieht, der in einer 

Vielzahl von Berichten und Mitteilungen 

politische Ansatzpunkte liefert, wie die glo-

bale Agenda hin zu einer weltweiten nach-

haltigen Entwicklung aussehen sollte. Doch 

neben dem strategischen „Was“ fehlt zu 

häufig die Angabe eines konkreten „Wie“. 

Und zudem mangelt es der EU für die Um-

setzung der Strategien an politischen Druck-

mitteln, um alle Mitgliedsstaaten auf den be-

schlossenen Rahmen zu verpflichten. 

 

Wie geht es nun also konkret weiter? Im 

Rat der Außenminister vom 12. Dezember 

2013 beschlossen die EU-Mitgliedsstaaten 

ihr gleichbleibendes gemeinsames Enga-

gement für einen umfassenden Rahmen 

und einen einzigen Ansatz globaler Ziele für 

die Agenda nach 2015. Grundsätzlich sei 

jedes Land zunächst selbst für seine Ent-

wicklung verantwortlich, dabei seien die 

international vereinbarten Zielsetzungen 

einzuhalten. Im Sinne einer besseren Poli-

tikkohärenz müssten sich die Intentionen 

der verschiedenen Politikbereiche gegensei-

tig positiv beeinflussen. Auch Finanzres-

sourcen sollten für größtmögliche Effizienz 

aus dem privaten, öffentlichen, inländischen 

und internationalen Bereich kombiniert wer-

den. So sei die EU bereit, zu einem „inte-

grierten finanziellen Strategierahmen“ beizu-

tragen, der Rio+20 und die Finanzierung für 

Entwicklung in Nachfolge der MDGs ver-

eint.
20

 Damit hat der Rat als Stimme der 

Mitgliedsstaaten prinzipiell die Vorschläge 

der Kommission gebilligt. Der tatsächliche 

Erfolg wird sich aber an der konkreten Um-

setzung messen lassen müssen. 

 

3. Politische Stiftungen und eine globale 

Entwicklungsagenda nach 2015 

 

Menschliche Entwicklung und die Förde-

rung menschlicher Fertigkeiten durch Fort-

bildung und Training sind genuine Arbeits-

felder der deutschen Politischen Stiftungen, 

die sich über die Grenzen Deutschlands 

hinaus in Entwicklungsländern engagieren. 

Im Zentrum des strategischen Ansatzes 

stand und steht immer der Mensch. Bezüg-

lich einer neuen globalen Entwicklungs-

agenda kann es Aufgabe der Stiftungen 

sein, ihre guten politischen Kontakte zu nut-

zen, um politischen Willen für die Umset-

zung der Agenda in Deutschland und auch 

in den Entwicklungsländern zu fördern. 

Gleichzeitig schlagen sie durch ihren Status 

als Nichtregierungsorganisation eine Brücke 

zur Zivilgesellschaft in den Ländern. Durch 

ihre Nähe zu beiden Seiten ist es ihnen 

möglich, einen Dialog zwischen ihr und den 

staatlichen Stellen fördern, um so der Be-

völkerung Gehör zu verschaffen, gesell-

schaftliche Missstände aufzuzeigen und 

auch Minderheiten eine Stimme zu geben. 

Gerade die mangelnde Inklusion aller 

Schichten ist ja ein häufig genannter Kritik-

punkt am aktuellen MDG-Rahmen und ihrer 

Messung. Auch in den Mitgliedsstaaten der 

EU fehlt bisweilen das politische Engage-

ment für die faktische Implementierung der 

Strategien auf Papier. Dies wird insbeson-

dere deutlich beim 0,7 Prozent-Ziel der rei-

chen Länder, das fordert, einen so großen 

Prozentsatz ihres Bruttonationaleinkom-

mens als offizielle Entwicklungshilfe aufzu-

wenden. Bis auf die wenigen Ausnahmen 

Norwegen, Schweden, Luxemburg, Däne-

mark und die Niederlande hält keiner der 

europäischen Staaten diese Zusage. Die 

EU schaffte es im Jahre 2011 insgesamt 

gerade mal auf 0,42 Prozent.
21

 

 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Poli-

tikkohärenz, zu oft werden die wirtschaftli-

chen Interessen der Mitgliedsstaaten dem 

Gebot der globalen Nachhaltigkeit vorange-

stellt, wie europäische Politiken im Bereich 

Handel und Landwirtschaft immer wieder 

zeigen. Durch ihre Nähe zu den Parteien 

sind die Stiftungen in einer guten Position, 

um politische Entscheidungsträger auch 

durch die Einbindung ihrer Erfahrung aus 

der Projektrealität für die Themen zu sensi-

bilisieren. Auf europäischer Ebene haben 

sich politische Stiftungen aus den Mitglieds-

staaten seit 2006 zu einem Netzwerk zu-
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sammengeschlossen, um mit gemeinsamer 

Stimme einen kontinuierlichen Dialog mit 

den EU-Institutionen zu entwicklungspoliti-

schen Inhalten zu führen. Anlässlich einer 

öffentlichen Veranstaltung zur Vorstellung 

des EU-Berichts zur Politikkohärenz im 

Herbst warb eine Vertreterin der Europäi-

schen Kommission explizit um die Unter-

stützung der Stiftungen in der Stärkung des 

politischen Willens auf Mitgliedsstaatsebene 

im Bereich der Kohärenz. 

 

Ein letzter Ansatzpunkt für das Engage-

ment der Stiftungen ist eine umfassende 

Sensibilisierung der Bevölkerung zu den 

Themen der globalen Herausforderungen 

wie Welternährung, Klimawandel und Migra-

tion. Die politische Bildung von jungen Men-

schen und Erwachsenen ist ein traditionel-

les Engagement der deutschen Politischen 

Stiftungen. Nur wer die Brisanz der Thema-

tik, die Zusammenhänge und auch die Aus-

wirkungen auf die entwickelten Länder be-

greift, wird bereit sein, sich persönlich zu 

engagieren und entsprechende Politiken zu 

unterstützen. 

 

Die EU stellt jedes Jahr unter einen the-

matischen Fokus. 2013 war das Jahr der 

Bürger. Es gilt bereits als beschlossen, dass 

2015 Europäisches Jahr für Entwicklung 

sein wird. Es bleibt zu hoffen, dass Bemü-

hungen seitens der EU wie diese weiter 

dazu beitragen, das Interesse der Öffent-

lichkeit und damit auch der politischen Ent-

scheidungsträger verstärkt auf diese The-

men der globalen Herausforderung zu len-

ken. 
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MARIELLA FRANZ ||  
 

Der folgende Artikel betrachtet die Mög-

lichkeiten Brasiliens, eine führende Rolle bei 

der Annahme einer neuen Entwicklungs-

agenda Post-2015 zu spielen. Es wird auf 

die Einzigartigkeit des brasilianischen Ent-

wicklungsmodells Bezug genommen und 

untersucht, ob es auf internationaler Ebene 

als Referenz dienen kann. Darüber hinaus 

wirft der Artikel einen Blick auf die Diskussi-

onen, die in Brasilien über die neuen Ziele 

einer nachhaltigen Entwicklung stattfinden.  

 

Schritte in die „Zukunft“ 

 

“Die Sehnsucht nach einem Leben in 

Würde, Frieden, Wohlstand, Gerechtigkeit 

und Nachhaltigkeit sowie einem Ende der 

Armut hat auf der Welt eine beispiellose 

Dringlichkeit erreicht.“
1
 Mit diesem symbol-

trächtigen Satz beginnt der Bericht des Ge-

neralsekretärs der Vereinten Nationen (VN) 

Ban Ki-moon, in dem sich die Grundlagen 

der Entwicklungsagenda für die Zeit nach 

2015 wiederfinden. Wie von Ban Ki-moon 

angedeutet, kann die internationale Ge-

meinschaft die ständig wachsenden Heraus-

forderungen nicht mehr ignorieren und muss 

kollektiv Verantwortung übernehmen, um 

die so wichtigen Grundsätze der Men-

schenwürde, Gleichheit und Gerechtigkeit 

zu wahren.  

 

Diese Aufgabe ist jedoch alles andere als 

einfach.  

Es ist schon etwas länger her, dass so-

wohl die Staaten als auch verschiedene 

internationale Organisationen und Vertreter 

der Zivilgesellschaft zusammenkamen, um 

die Welt zu einem besseren Ort zu machen. 

Das Ergebnis dieses Treffens war die Mil-

lenniumserklärung, die die Generalver-

sammlung der VN im Jahr 2000 verab-

schiedete. In dieser legten die Staats- und 

Regierungschefs spezifische Ziele fest, die 

den Unterzeichnern auferlegen, bis 2015 die 

Globalisierung in eine positive Kraft zu wan-

deln und ihre Vorteile gerechter unter der 

Menschheit zu verteilen. 

Die davon abgeleiteten vorgeschlagenen 

acht Millenniumsentwicklungsziele (engl. 

Millennium Development Goals - MDGs) 

schafften es zweifelsohne, die Bemühungen 

http://de.wikipedia.org/wiki/Ban_Ki-moon
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der internationalen Gemeinschaft um eine 

gerechtere Entwicklung zu steigern. Obwohl 

es beträchtliche Fortschritte hinsichtlich der 

Erreichung dieser Ziele gab, sind die Leis-

tungen und Erwartungen je nach Region 

und Land jedoch durchaus unterschiedlich. 

Umweltverschmutzung und Klimawandel 

schränken die Fortschritte der Globalisie-

rung und Modernisierung ein. Es geht um 

ökologische Nachhaltigkeit. Hinzu kommen 

anhaltende Wirtschaftskrisen, ressourcenin-

tensive Konsummuster, gewalttätige Konflik-

te, mangelnde soziale Gerechtigkeit und die 

Notwendigkeit einer stärkeren, politischen 

Beteiligung der Zivilgesellschaft: Nachhalti-

ge Entwicklung muss daher an oberster 

Stelle stehen. 

Nationale und internationale Beobachter 

und Kommentatoren haben bereits viel ge-

schrieben über das brasilianische Entwick-

lungsmodell und die Fortschritte, die das 

Land hinsichtlich der Armuts- und Hunger-

bekämpfung, der Bildung, Gesundheit und 

der sozialen Integration seit Antritt von Re-

gierungschef Luiz Inácio Lula da Silva (Prä-

sident Brasiliens von 2003 bis 2011) mach-

te. Kann also Brasilien als Vorbild für ande-

re Länder dienen? 

Brasilien hat die MDGs teilweise erreicht. 

Trotzdem ist nicht alles Gold, was glänzt. 

Das Land ist immer noch auf halbem Weg 

hinsichtlich der wirtschaftlichen und städti-

schen Infrastrukturen, der Kontrolle über 

den Drogenhandel, der Bekämpfung der 

Gewalt und der Stärkung der politischen 

Institutionen.  

Trotz der weiter bestehenden Defizite 

haben das außergewöhnliche Wirtschafts-

wachstum und die sozialen Fortschritte das 

Ansehen des Landes erhöht. Folglich tritt 

Brasiliens Regierung zunehmend als „strong 

Player“ auf und spielt bei den wichtigen 

weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Ent-

scheidungen auch tatsächlich eine immer 

größer werdende Rolle. Eine Rolle, welche 

die internationale Zivilgesellschaft, aber auch 

andere Staaten zunehmend einfordern.
2
 

Diese gute Position, zusammen mit einer 

bunten, vielfältigen Gesellschaft und einem 

schier unendlichen ökologischen Potenzial, 

ruft die Frage hervor, ob Brasilien eine füh-

rende Position bei den Verhandlungen und 

der Erarbeitung der VN-Agenda für die Ent-

wicklung nach 2015 übernehmen kann und 

wird. 

 

Brasilien, Lula und die Millenniumsent-

wicklungsziele 

 

Die in den neunziger Jahren angewandte 

Wirtschaftspolitik und der Aufstieg des Neo-

liberalismus
3
 brachten zwar die gewünschte 

finanzielle Stabilität für Brasilien, zog jedoch 

auch Konsequenzen auf sozialer und politi-

scher Ebene nach sich. Die Verschlechte-

rung der Arbeitsverhältnisse, die Arbeitslo-

sigkeit, die Zunahme der Schwarzarbeit, der 

Abbau der öffentlichen Dienstleistungen, die 

Armut, Ausgrenzung, Gewalt, der Drogen-

handel und die Defizite der Rechtsstaatlich-

keit und des nicht existenten Sozialstaates 

führten zu einer Krise innerhalb der Demo-

kratie.
4
 In diesen schwierigen Zeiten war es 

die Arbeiterpartei (Partido dos Trabalha-

dores), gegründet und angeführt von Luiz 

Inácio Lula da Silva, die ihre politischen 

Positionen mäßigte und die Unzufriedenheit 

der Leute für sich nutzen konnte. Sie setzte 

sich bei den Wahlen 2002 durch: Lula wur-

de Präsident.  

Ohne sich große Konflikte mit den Unter-

nehmern, Banquiers und Landbesitzern zu 

leisten, steckte der Präsident all seine 

Energie in eine Dynamisierung der Wirt-

schaftsleistung: eine Phase des Wachstums 

und der Entwicklung begann, einhergehend 

mit sozialer Inklusion. Mit einer jährlichen 

durchschnittlichen Wachstumsrate von 4,5 

Prozent zwischen 2004 und 2010 gelang es 

Brasilien, sich innerhalb weniger Jahre als 

aufstrebende Macht zu positionieren: 14 

Millionen neue Arbeitsplätze; ein Mindest-

lohn, der um 53,6 Prozent stieg; eine neue, 

wachstumsfördernde Finanzpolitik; eine Mit-

telschicht, die mehr als die Hälfte der Bevöl-

kerung einschließt; einer reduzierten Un-

gleichheit bei der Verteilung von Einkom-

men und Vermögen, und einem Einkommen 

der ärmsten zehn Prozent der Bevölkerung, 

welches relativ gesehen schneller stieg als 
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die Wirtschaft und die Einkommen der 

reichsten zehn Prozent (acht Prozent pro 

Jahr gegenüber 1,5 Prozent), geben ein 

positives Zeugnis dieser Politik ab. Ver-

schiedene öffentliche Programme erzeugten 

einen positiven Effekt zwischen den Ein-

kommen und dem Anstieg der Beschäfti-

gung; sie brachten eine Verbesserung des 

Lebensstandards der gesamten Bevölke-

rung mit sich.  

 

Was bedeutet dieser Wandel vom Ent-

wicklungs- zum Schwellenland mit Blick auf 

die MDGs? War die Entwicklung wirklich so 

gut und nachhaltig, wie sie zu sein scheint?  

 

Zunächst sei darauf hingewiesen, dass 

Brasilien vorzeitig die Bekämpfung der ext-

remen Armut (definiert durch weniger als 

1,25 USD Tageseinkommen) und des Hun-

gers erreicht hat:
5
 Dieses Ziel stand auf der 

nationalen Tagesordnung und in ausge-

wählten Politik- und Sozialprogrammen, wie 

Bolsa Familia und Fome Zero, an erster 

Stelle.
6
 Rund 30 Millionen Menschen konn-

ten der extremen Armut entkommen, und 

die Zahl der Armen ging von 17,2 Prozent 

(1990) auf 6,1 Prozent (2009) zurück. Im 

Norden und Nordosten Brasiliens liegt die 

extreme Armut jedoch noch immer über 

dem Durchschnitt. Die Zahl der an Hunger 

leidenden Menschen reduzierte sich von 15 

Prozent (1990) auf 6,9 Prozent (2011).  

Auch beim zweiten Ziel, der Gewährleis-

tung einer allgemeinen Grundschulbildung, 

kann Brasilien Erfolge vorweisen: 95,6 Pro-

zent der Kinder erhalten eine Grundschul-

bildung. Nichtsdestotrotz bleiben in diesem 

Bereich noch viele Herausforderungen be-

züglich der Bildungsqualität und der niedri-

gen Verbleibquote bestehen. Die geringe 

Bildungsqualität verdeutlicht auch die neu-

este PISA-Studie aus dem Jahr 2012 der 

Organisation für wirtschaftliche Zusammen-

arbeit und Entwicklung. Brasilien belegt 

darin Platz 58 von 65 bewerteten Nationen, 

fünf Plätze schlechter als im Jahr 2009 und 

erreicht in allen Disziplinen nur ein unter-

durchschnittliches Ergebnis. Die größten 

Herausforderungen für eine Qualitätsver-

besserung der Bildung liegen im sozio-

ökonomischen und kulturellen Kontext, in 

dem brasilianische Kinder und Jugendliche 

aufwachsen. Armut, Ungleichheit, soziale 

Desintegration und fehlende Infrastruktur in 

vielen Schulen tragen zu einer hohen 

Wiederholungsrate
7
 und Anzahl an Schul-

abbrüchen bei. Die mangelnde Qualität der 

Lehrkörper sowie fehlende Attraktivität des 

Berufsbildes haben ebenso negative Wir-

kung auf das brasilianische Bildungssystem.
8
  

Bei der Gleichstellung der Geschlechter 

(Ziel 3) und der Stärkung der Frauen hat 

Brasilien noch einen langen Weg vor sich. 

Trotz der ermutigenden Zahlen bezüglich 

der Parität zwischen Jungen und Mädchen, 

die die Schule besuchen, bestehen natürlich 

Ungleichheiten zwischen Männern und 

Frauen in der brasilianischen Gesellschaft.  

 

Auf der anderen Seite konnte ein Rück-

gang der Kindersterblichkeit erreicht werden 

(Ziel 4), von 51,6 Todesfällen pro tausend 

Geburten (1990) auf 12,9 (2010). Allerdings 

sind die regionalen Unterschiede innerhalb 

des Landes sowie die Unterschiede nach 

ethnischer Herkunft frappierend. Der Errei-

chung des fünften Zieles, hinsichtlich der 

Müttersterblichkeitsrate, konnte sich das 

Land annähern, wenngleich es noch immer 

weit davon entfernt ist, die Zahl, wie verein-

bart, bis 2015 um drei Viertel zu reduzieren. 

Die Erfahrung Brasiliens im Kampf gegen 

HIV, Malaria und andere schwere Krankhei-

ten (Ziel 6) hatte Vorbildwirkung. Brasilien 

ist es bis zum Jahr 2010 gelungen, die HIV-

Infizierungen von 20 Fällen pro 100.000 

Einwohner auf 17,9 zu senken. Im Fall von 

Kindern unter 5 Jahren fiel die HIV-Rate um 

41,7 Prozent zwischen 1997 und 2007. Zur 

gleichen Zeit wurden Malarianeuinfektionen 

unter Kontrolle gebracht (von 33,2 Fällen je 

tausend Einwohner auf 13,1) und das Auf-

treten von Tuberkulosefällen reduziert (51,8 

pro tausend Einwohner auf 37,6).
9
 

Die ökologische Nachhaltigkeit (Ziel 7) 

erhält in den letzten Jahren zunehmend 

Aufmerksamkeit, aber die mangelnde 

Durchsetzung hat irreparable Umweltschä-

den verursacht. Im Fall Brasiliens sind die 
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Ergebnisse ziemlich dürftig, wenn man be-

denkt, dass es sich hier um eine potenzielle 

„Umweltmacht“ handelt. Es gibt Bereiche im 

Amazonasgebiet, die geschützt sind und wo 

die Entwaldungsrate und die CO2-Emissio-

nen reduziert werden konnten, jedoch nicht 

zu den festgelegten Standards der VN. In 

Umfragen geben die Brasilianer an, dass 

die Idee der nachhaltigen Entwicklung in 

ihrem Land unter der neuen Politik der Re-

gierung Dilma Rousseffs (seit 2011 Präsi-

dentin Brasiliens) in den Hintergrund ge-

rät.
10

  

Der Rückschritt ist in verschiedenen Be-

reichen sichtbar, wie z. B. bei der neuen 

Forstwirtschaftsregelung, die die Umweltde-

likte bis 2008 unter Amnestie stellt sowie bei 

der Ausweitung der Abholzungsgebiete. Die 

Befugnisse des Brasilianischen Instituts für 

Umwelt und erneuerbare natürliche Res-

sourcen (Instituto Brasileiro do Meio Ambi-

ente e dos Recursos Naturais Renováveis - 

IBAMA) sind beschnitten, die Ölförderung 

boomt, hohe Subventionen auf Kraftstoffe 

verzehren Investitionsanreize, und der Ein-

satz von Düngemitteln und Chemikalien ist 

weiterhin verbreitet.  

Im Jahr 2011 hatten 97 Prozent der Be-

völkerung einen verbesserten Trinkwasser-

zugang und 81 Prozent Zugang zu sanitä-

ren Einrichtungen. Dass die Quantität oft 

nichts über die Qualität aussagt, ist genauso 

tragisch, wie die Unterschiede zwischen 

städtischen und ländlichen Gebieten sowie 

die weiterhin unzureichende Infrastruktur in 

den brasilianischen Favelas.  

Schließlich hat die Idee einer globalen 

Partnerschaft für Entwicklung (Ziel 8) viele 

weltweite Probleme in Angriff genommen. 

Brasilien unternahm erhebliche Anstren-

gungen, um die Zusammenarbeit zwischen 

den internationalen Akteuren zu verbessern 

und ist sehr aktiv bei der Förderung der 

Süd-Süd-Kooperation. Verschiedene politi-

sche und wirtschaftliche Vereinbarungen 

stärkten auch die bilaterale Agenda und die 

Beziehungen mit den Ländern Lateinameri-

kas und der Karibik. Raum hierzu boten 

auch regionale Bündnisse, wie der 

Mercosur (Mercado Común del Sur - Ge-

meinsamer Markt des Südens), die 

UNASUR (Unión de Naciones Suramerica-

nas - Union Südamerikanischer Nationen) 

sowie die CELAC (Comunidad de Estados 

Latinoamericanos y Caribeños - Gemein-

schaft Lateinamerikanischer und Karibischer 

Staaten).  

Die Bildung von Allianzen zur Konfliktlö-

sung in anderen Ländern legt Zeugnis über 

einen Einsatz Brasiliens in der Region ab. 

Der Fall Haitis ist emblematisch in diesem 

Zusammenhang. Brasilien setzte sich, in 

Allianz mit Argentinien und Chile, bei der 

internationalen Intervention 2004 ein und 

übernahm die Führungsverantwortung für 

die Stabilisierungsmission der VN in Haiti 

(Mission des Nations Unies pour la stabilisa-

tion en Haïti - MINUSTAH); kombiniert mit 

diplomatischen, militärischen und Maßnah-

men der Internationalen Zusammenarbeit.  

 

Die Überlebensfähigkeit des Modells 

 

Leider sind brasilianische Spitzenleistun-

gen mit Blick auf die Erfüllung der MDGs ins 

Stocken geraten. Mit einem Wachstum von 

2,3 Prozent im Jahr 2013 beginnt das brasi-

lianische Wirtschaftswachstum sich abzu-

kühlen. Zur gleichen Zeit hat Brasilien mit 

einer wachsenden Inflation von 6,5 Prozent 

zu kämpfen, und die Bevölkerung fürchtet 

einen Anstieg der Arbeitslosigkeit, ausländi-

sche Investitionen sind zurückgegangen, die 

Infrastrukturprobleme sind enorm, und der 

öffentliche Dienstleistungssektor weist ge-

waltige Mängel auf.
11

 Hinzu kommt die Ab-

wertung des Real.   

Für viele scheint sich das brasilianische 

Wunder seinem Ende zuzuneigen, und es 

sind in erster Linie die strukturellen Proble-

me, die trotz der bereits beschriebenen 

Fortschritte, eines der noch immer gesell-

schaftlich ungleichsten Länder der Welt 

charakterisieren und einen nachhaltigen 

Wachstumskurs verhindern. Das politische 

System ist instabil. Dass mindestens ein 

Drittel der Abgeordneten während ihres 

Mandats die Partei wechselt und die Korrup-

tion Teil der Spielregeln und des politischen 

Alltags ist, hat sicherlich viele Fortschritts-
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bewegungen untergraben.
12

 Ebenso schei-

nen die korrupte und ineffiziente Bürokratie 

sowie das komplexe Steuersystem die be-

reits erzielten Erfolge zunichte zu machen. 

Die anhaltend schlechte Qualität der Infra-

struktur und der Dienstleistungen in den 

Bereichen Bildung, Gesundheit und Ver-

kehr, verbunden mit geringeren Ausgaben 

für den Umweltschutz könnten dazu beitra-

gen, dass Brasilien in Zukunft seinen Nim-

bus als Vorzeigeland und die weltweite Be-

wunderung verliert. 

Und genau diese Faktoren sind es, die 

zu massiven sozialen Protesten führten und 

die Regierung von Dilma Rousseff 2013 

begleiteten. Die jungen Menschen aus der 

neuen Mittelschicht versuchen, aktive, mün-

dige Bürger zu sein und sich bei politischen 

Entscheidungen einzubringen. Schließlich 

verlangt das Volk nach einer besseren poli-

tischen Vertretung, mehr Transparenz und 

Verantwortungsbewusstsein.
13

 

 

Wird sich Brasilien nun doch noch end-

gültig in ein „Vorzeige-Entwicklungsmodell“ 

verwandeln, um alle MDGs erreichen zu 

können? Können sich die anderen Länder 

von dem südamerikanischen Riesen inspi-

rieren lassen, wenn es darum geht, sich den 

Herausforderungen über 2015 hinaus zu 

stellen? Oder versinkt der Staat in seinen 

eigenen Problemen? 

 

Es liegt nahe, dass die Fortschritte Brasi-

liens eine besondere Rolle in der Dritten 

Welt spielen. Jedoch können die strukturel-

len Defizite innerhalb der brasilianischen 

Demokratie nicht außer Acht gelassen wer-

den. Auf der einen Seite ist es wichtig, dass 

Brasilien seine Prioritäten neu setzt und die 

sozialen und ökologischen Ziele in den Mit-

telpunkt stellt. Die Wirtschaft zu priorisieren, 

anstatt den Fokus auf soziale Themen zu 

legen, führt in einem Land mit großen sozia-

len Ungleichheiten zu vielen Problemen. 

Andererseits verdient der Umweltschutz 

eine viel größere Beachtung, denn dessen 

Missachtung kann noch größere Kostende-

fizite im sozialen, ökologischen und wirt-

schaftlichen Bereich nach sich ziehen.  

Eine neue Agenda für eine Welt in kon-

stantem Wandel 

 

Die Post-2015 Entwicklungsagenda könn- 

te Brasilien eine Gelegenheit bieten, sich 

mit all seinen positiven Attributen an die 

Spitze der entwicklungspolitischen Avant-

garde zu setzen.  

Die heutige Welt unterscheidet sich we-

sentlich von der Welt im Jahre 2000. 

Schnelle Änderungen dominieren das heuti-

ge Panorama und stellen neue Anforderun-

gen, sodass sich die Gesellschaften neu 

konfigurieren müssen. Die neuen Heraus-

forderungen verlangen innovative, kreative, 

zugleich komplexe und integrative Antwor-

ten. Die Umwelt leidet, und das bedeutet, 

dass der gesamte Lebensraum in Gefahr 

sein könnte. Aus diesen Gründen müsste es 

das oberste Anliegen sein, eine nachhaltige 

Entwicklung voranzutreiben. 

Keinesfalls bedeutet dieser Ansatz, an-

dere Aspekte außer Acht zu lassen. Ganz 

im Gegenteil: eine Priorität für nachhaltige 

Entwicklung bereitet die Basis, um auch die 

anderen Ziele zu erreichen. Die neuen 

„Nachhaltigkeitsziele“ (Sustainable Deve-

lopment Goals, SDGs) sollten daher die 

bisherigen Schritte, die unter den MDGs 

erreicht wurden, vertiefen und zeitgleich 

neue Thematiken anhand eines universellen 

Ansatzes einschließen.  

Zunächst ist zu unterstreichen, dass die 

Bekämpfung von Armut und Hunger eine 

der größten Herausforderungen darstellt, 

die die internationale Gemeinschaft in ihrer 

Gesamtheit betrifft: 11,68 Millionen Perso-

nen sind noch immer arm in Brasilien und 

6,8 Prozent der Bevölkerung leiden unter 

Mangelernährung. Armut ist der Nährboden 

für Instabilität, Konflikt und Gewalt. Stabile 

und friedliche Gesellschaften zu garantie-

ren, ist zu einem fundamentalen Ziel gewor-

den, vor allem, wenn man bedenkt, dass es 

ohne Frieden und Sicherheit keine Entwick-

lung und, dass es ohne Entwicklung keinen 

dauerhaften Frieden geben kann.
14

 In Brasi-

lien ist es just die hohe Ungleichheit, die 

soziale Gewalt, Drogenhandel und organi-

sierte Kriminalität fördert. Es bedarf einer 
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Zusammenarbeit auf lokalem, nationalem, 

regionalem und internationalem Niveau, um 

mehr Sicherheit und Gerechtigkeit für alle 

zu erreichen. In einem Kontext der ver-

schwindenden Grenzen und sich mit Leich-

tigkeit ausbreitender Quellen der Instabilität 

müssen die Antworten internationalen Cha-

rakter besitzen. In diesem Zusammenhang 

würden fließende und gegenseitige Bezie-

hungen Brasiliens zu seinen Nachbarn ein 

ideales Szenario darstellen, um gemeinsa-

me und komplementäre Initiativen gegen 

diverse Bedrohungen der sozialen Sicher-

heit in der Region zu koordinieren.  

Glücklicherweise gibt es im Rahmen der 

UNASUR bereits Initiativen, um Bedrohun-

gen der Bürgersicherheit abzuwehren und 

grenzüberschreitendes, organisiertes Ver-

brechen zu bekämpfen. Im August 2013 

konnte ein „Aktionsplan 2013-2017“
15

 ange-

nommen werden, welcher elf wesentliche 

Themenfelder, 30 strategische Herausforde-

rungen sowie 137 Aktionslinien formuliert. Es 

handelt sich um konkrete Maßnahmen zur 

besseren Koordinierung zwischen Sicher-

heitskräften und Justizsystemen der Länder 

der Region, um gegen illegalen Waffenhan-

del, Menschenhandel, Drogenproduktion und 

-handel, Korruption und Geldwäsche vorzu-

gehen. Der Erfolg dieser Maßnahmen wird 

jedoch von der konkreten und effizienten 

Umsetzung des Plans abhängen. Auf gleiche 

Art und Weise müssen eine gute Regie-

rungsführung sowie effiziente Institutionen 

garantiert werden, um eine Basis für Gerech-

tigkeit und Sicherheit zu bilden. Beim Bei-

spiel Brasilien legen Korruption, Intranspa-

renz und die lauter werdenden Forderungen 

der Zivilgesellschaft Zeugnis über die Dring-

lichkeit ab, auf starke demokratische Institu-

tionen bauen zu können. Von der „Welt von 

morgen“ wird die Beteiligung der Zivilgesell-

schaft in der Entscheidungsfindung sowie 

eine ernst zu nehmende Rechenschaftsable-

gung erwartet. Um diese Zielsetzung zu er-

reichen, müssen die Korruption gebannt und 

eine allumfassende Transparenz priorisiert 

werden.  

Brasilien ist auf dem richtigen Weg: Kor-

ruptionsverfahren gegen Politiker und Be-

amte nehmen zu. Gerade der Fall 

mensalão
16

 und das 2010 eingeführte Ge-

setz Ficha Limpia, welches die Kandidatur 

von verurteilten Politikern für weitere öffent-

liche Ämter verbietet, markieren ein Um-

denken.  

Letztendlich hat sich die Kooperation 

zwischen den Staaten in ein unerlässliches 

Element entwickelt, um die restlichen SDGs 

erfolgreich zu verfolgen. Brasilien könnte, 

wie bereits angedeutet, darin eine innovati-

ve Rolle spielen. Das Ziel der Ausweitung 

brasilianischer Entscheidungsmacht in mul-

tilateralen Gremien und der Wunsch, dass 

das internationale System eine multipolare 

Richtung einschlägt, werden Brasilien dazu 

bewegen, eine koordinierte und inklusive 

globale Aktion voranzutreiben. Dass das 

Land zu Gruppen wie BRICS (Brazil, 

Russia, India, China, South Africa), GIBSA 

(Germany, India, Brazil, South Africa) gehört 

und, dass es gemeinsame Positionen vertritt 

mit den restlichen Schwellenländern zur 

Notwendigkeit einer Reform multilateraler 

Institutionen sowie zur nachhaltigen Ent-

wicklung, hilft zweifelsfrei auf diesem Weg. 

Der südamerikanische Gigant drängt bei-

spielsweise auf die Erweiterung der Mitglie-

der im VN-Sicherheitsrat und auf die Ände-

rung der Statuten von Einrichtungen wie des 

Internationalen Währungsfonds oder der 

Weltbank. Es geht darum, besser im multila-

teralen Raum als Schwellenländer vertreten 

zu sein und der industrialisierten Welt die 

Stirn zu bieten. Brasilien sollte demnach, mit 

Blick auf die neuen SDGs, mehr auf die 

global koordinierte Aktion durch Dialog und 

Artikulation zwischen Staaten, Märkten und 

Zivilgesellschaft setzen.
17

  

Die Weltgemeinschaft braucht regional 

und global integrierte Programme, die auf 

Solidarität zwischen Nationen aufbauen: 

zum Klimawandel, Umweltschutz, zur Ar-

mutsbekämpfung sowie zum Antrieb der 

sozialen Inklusion durch Chancengleichheit.  

Die letzte Konferenz zum Thema Klima-

wandel im November 2013 in Warschau 

zeigt, wie weit die Weltgemeinschaft von 

diesem letzten Ziel entfernt ist. Die Zusam-

menarbeit zwischen Industrie- und Entwick-
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lungsländern war dort kaum bis nicht vor-

handen. Lediglich in letzter Minute konnte 

auf Druck von Brasilien eine moderate Ver-

einbarung zu „differenzierten Verantwortun-

gen“ geschlossen werden. Die strittigen 

Punkte waren die Hilfeleistungen der entwi-

ckelten Staaten an diejenigen der Dritten 

Welt, welche die größten Schäden des Kli-

mawandels bewältigen müssen. Die USA und 

die EU beispielsweise kritisierten den Pakt.  

 

Vielfache Visionen in einem Land der 

großen Dimensionen 

 

Brasilien ist ein Schwellenland, eine poten-

zielle „Umweltmacht”, beherbergt das welt-

größte Holzkohlevorkommen und die größten 

Süßwasserreserven. Das Land müsste ein-

deutig eine kritische Rolle mit Blick auf eine 

„Nachhaltigkeitsentwicklungsagenda“ (Post-

2015) einnehmen. Dennoch ist die Wahrneh-

mung einer solchen Rolle durch diverse inter-

ne Diskussionen beschnitten.  

Zunächst ist mit Blick auf die Proteste im 

letzten Jahr zu sagen, dass die brasiliani-

sche Zivilgesellschaft konstant an der For-

mulierung und Leitung der Politikprogramme 

beteiligt sein möchte. In der Tat waren es 

junge Brasilianer, die am zahlreichsten an 

der Umfrage der VN zur Zukunft des Plane-

ten teilnahmen.
18

 In diesem Rahmen spra-

chen sie ihren Wunsch nach mehr politi-

scher Beteiligung aus, z.B. die Teilnahme 

an der Erarbeitung und Kontrolle von loka-

len Haushaltsplanungen, damit öffentliche 

Gelder effizient in Gesundheit und Bildung 

investiert werden. Außerdem sprach sich 

die befragte Jugend für konkrete Regie-

rungsmaßnahmen zu nachhaltiger Entwick-

lung aus, wie beispielsweise Subventionen 

für fossile Brennstoffe zu eliminieren, 150 

Mio. Hektar gerodeten Wald bis 2020 wie-

der aufzuforsten und die Wasserversorgung 

zu sichern (mit Rücksicht auf Ökosysteme, 

Biodiversität und Quellen).  

Gleichzeitig zeigten sie sich besorgt über 

die soziale Unsicherheit, das Empfinden von 

Straflosigkeit und den niedrigen sozialen 

Zusammenhalt in ihrem Land - als Konse-

quenz der starken Ungleichheiten.     

Die Zivilgesellschaft versucht, sich über die 

Frustration der Rio+20 Konferenz hinwegzu-

setzen. Dort waren die vertretenen Nationen 

weder gewillt, zwingende Versprechen einzu-

gehen, noch konnte das Umweltprogramm 

der VN (United Nations Environment Pro-

gramme - UNEP) institutionell aufgewertet 

werden. Nach dieser enttäuschenden Erfah-

rung legen zivilgesellschaftliche Organisatio-

nen viel daran, bei der Formulierung der 

SDGs nicht erneut auf der Strecke zu bleiben.  

 

Aus wissenschaftlicher Perspektive soll-

te Brasilien in globalen Diskussionsforen 

pro-aktiv sein und seinen politischen Kom-

promiss für eine nachhaltige Entwicklung 

bestätigen, vor allem wenn es um Umwelt-

themen geht. Akademische Stimmen beto-

nen auch die Bedeutung einer „green eco-

nomy“ mit niedrigem CO2-Austoß, bedacht 

auf Umwelt und soziale Gerechtigkeit. Es 

braucht Investitionen in Ressourcen, eine 

Modifizierung von Mechanismen und den 

Verzicht auf unmittelbare wirtschaftliche 

Vorteile - einen Einsatz, den viele nicht 

gewillt sind, zu leisten. Darüber hinaus 

führt man in Brasilien die Diskussion über 

neue Indikatoren, um die Ergebnisse der 

Nachhaltigkeitsziele besser messen zu 

können; bisherige Instrumente wie die 

„Merkmale der Menschlichen Entwick-

lung“
19

 seien nicht ausreichend, um das 

soziale Gemeinwohl und die Nachhaltigkeit 

zu beurteilen.
20

  

Letztlich geht die Diskussion innerhalb 

der politischen Lager jedoch weit über die 

Nachhaltigkeitsziele hinaus. Die politische 

Debatte konzentriert sich auf die Frage, 

welche Rolle Brasilien im internationalen 

System spielen sollte. Einige meinen, das 

Ankerland sollte konstruktiv sein und sich 

den Spielregeln der „globalen Ordnungspoli-

tik“ anpassen. Andere schreiben dem Gi-

ganten eine autonome außenpolitische Rol-

le zu und würden gerne die Mitgestaltung 

der globalen Spielregeln durch Brasilien und 

seine Interessen selbst sehen. Letzeren 

Weg schlug die Regierung von Lula da Silva 

ein, indem sie sich als Vermittler zwischen 

„Nord und Süd“ hervortat.  
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Tatsächlich ist es genau diese politische 

Diskussion, die mehrheitlich die Perspekti-

ven einer brasilianischen Beteiligung an der 

Post-2015-Agenda beeinflusst. Während 

sich die Zivilgesellschaft und die akademi-

sche Welt für eine aktive Rolle im Umwelt-

schutz, bei der sozialen Gerechtigkeit und 

für eine langfristige Vision ihres Landes 

aussprechen, scheinen die politischen Ent-

scheidungsträger des Landes an konserva-

tiven, souveränitätsbetonten Einstellungen 

festzuhalten. Bisher dürfte es jedoch gerade 

der Vorzug für das nationale Interesse und 

die nationale Souveränität gewesen sein, 

welcher es dem Land unmöglich machte, 

eine entscheidende Rolle als Protagonist in 

der Welt wahrzunehmen. 

 

2015: Brasilianische Inspiration  

 

Das „Entwicklungsmodell Brasilien“ ist 

Hoffnungsträger in einer wenig ermutigen-

den Situation, der sich die Menschheit ge-

genüber sieht. Es geht schließlich um den 

Fortschritt, den Brasilien nachweislich erfah-

ren hat. Dass damit alle Probleme gelöst 

sind, wäre sehr naiv anzunehmen, allein die 

Dimension des Landes muss man sich stets 

vor Augen halten. Das Land hat aufgrund 

von beträchtlichen Fortschritten im Wirt-

schafts- und Sozialbereich internationales 

Ansehen erlangt; dies vor allem im Ver-

gleich zu anderen Nationen in der Region 

und der Welt. Brasilien zeigt, dass es mög-

lich ist, mit entsprechenden Politiken und 

dem politischen Willen die Lebensumstände 

zu verbessern. Jedenfalls könnten die wert-

vollen Fortschritte des Landes anderen 

Ländern als Inspirationsquelle dienen. 

Wenn Brasilien es geschafft hat, warum 

nicht auch andere Entwicklungs- und 

Schwellenländer? Vor allem der südameri-

kanische Kontinent blickt mit mehr Augen-

merk denn je auf den Giganten. 

Allerdings hängt die Entwicklung jedes 

Landes von nationalen (politischen, wirt-

schaftlichen, gesellschaftlichen, sozialen) 

Faktoren ab, und es gibt keinerlei vorgefer-

tigte Modelle, die in allen Regionen der Welt 

gleich angewandt werden könnten. Daher 

kann der südamerikanische Riese wohl 

kaum als „Blueprint“ gelten. Was allerdings 

möglich ist, ist verstehen zu lernen, wie un-

ter anderen Umständen Grundpolitiken an 

diverse Situationen angepasst werden 

könnten, ohne die eigene Kultur, die eige-

nen Ressourcen und eigenen spezifischen 

Möglichkeiten außer Acht zu lassen.
 21

  

Die Rolle, die Brasilien in globalen Sys-

temen als Schwellenland einnehmen wird, 

hängt von dem Land selbst ab. Auf dem 

zweiten G20-Gipfel 2010 in Seoul bei-

spielsweise erreichten Südkorea und Brasi-

lien, dass die globale Wirtschaftsordnungs-

politik zumindest einen Ansatz der nachhal-

tigen Entwicklung enthält. Die G20 nahmen 

schließlich einen “mehrjährigen Aktionsplan 

zur Entwicklung“ an, als Antwort auf die 

Initiativen der Länder des Südens. Die Er-

nennung des brasilianischen Kandidaten, 

Botschafter Roberto Azevêdo, im Mai 2013 

zum Generaldirektor der Welthandelsorga-

Projekte der HSS 

 

GIBSA ist ein Think Tank-Forum, beste-

hend aus Instituten in Deutschland, Indien, 

Brasilien und Südafrika, das 2007 gegrün-

det wurde. Es ist ein Instrument der Nord-

Süd Kooperation, welches dem Heiligen-

dammprozess und der darin beschlosse-

nen, engeren Kooperation zwischen G-8 

und G-5 nachfolgt.  

Der von der HSS geförderte Quadrilog soll 

dem gegenseitigen Austausch der vier 

Partnerstaaten dienen und die Identifizie-

rung von Kooperationsmöglichkeiten im 

Bereich der internationalen Beziehungen 

und in regionalen Fragen erleichtern. Inhal-

te, Positionen und Analysen der beteiligten 

Think Tanks, die im gemeinsamen Diskurs 

entwickelt und ausgearbeitet wurden, sol-

len in die unmittelbare Politikberatung der 

jeweiligen Länder einfließen und somit 

mittelbaren Einfluss auf die Positionierung 

gemeinsamer, auch deutscher, Interessen 

fördern. Damit dient dieser Quadrilog auch 

dem MDG 8, dem Aufbau einer weltweiten 

Entwicklungspartnerschaft. 
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nisation zeigt ebenfalls, welche Relevanz 

Brasilien im globalen Wirtschaftsgeflecht 

zukommt. 

Brasiliens Bedeutung für den Rest der 

Welt macht sich auch durch seine Beteili-

gung in der GIBSA-Gruppe (Deutschland, 

Indien, Brasilien, Südafrika) bemerkbar. 

Dabei handelt es sich um einen Dialogme-

chanismus, der den internationalen Gedan-

ken- und Erfahrungsaustausch und die Ko-

operation zwischen diesen vier Ländern 

erleichtern soll. Von Deutschland initiiert 

kommen in dieser Initiative Länder zusam-

men, die jeweils in ihrer Region so bedeu-

tend sind, dass sie Agenden beeinflussen 

und als Sprecher der Entwicklungsländer 

ihrer Region fungieren. 

 

In der Innenpolitik, andererseits, sind die 

Herausforderungen für Brasilien weiterhin 

groß: die persistente Ungleichheit schwächt 

das Wachstum; niedriges technologisches 

Wachstum und die Knappheit an qualifizier-

ten
22

, professionellen Arbeitskräften schmä-

lert die Fortschrittsmöglichkeiten; die politi-

schen Diskussionen um Brasiliens Außen-

politik schränken seinen Aktionsradius 

ebenfalls ein.  

Brasilien sollte sich von seiner traditionel-

len, souveränitätsstarken und kurzfristig 

angelegten Position entfernen, um sich 

mehr als „Spieler der ersten Liga“ in die 

internationale Politik einzumischen. Nur eine 

gesunde Balance aus Kompromissen und 

Risikobereitschaft führt zum Erfolg. Die In-

tention, als Vermittler zwischen Nord und 

Süd in der Welt aufzutreten, trägt bisher nur 

wenige Früchte. Brasilianische Repräsen-

tanten müssten endlich beginnen, sich di-

rekter in die Verhandlungsprozesse einzu-

schalten und neuartige, ehrgeizigere Lö-

sungen vorzuschlagen.  

 

In diesem Sinne sind die neuen Nachhal-

tigkeitsziele eine einmalige Gelegenheit, um 

Errungenschaften zu bestätigen und Fehler 

auf allen Regierungsniveaus zu beheben. 

Die Herausforderung liegt in der gemeinsa-

men, innen- und außenpolitischen Zusam-

menarbeit,  klare, präzise, messbare und 

anpassungsfähige Ziele für die diversen 

Kontexte zu definieren. Nur durch eine ge-

nuine Kooperation zwischen den Nationen 

und adäquate Politiken wird eine bessere 

Zukunft für die Menschheit erreicht werden 

können. Brasilien kann dabei eine Schlüs-

selrolle spielen und gleichzeitig seine auf-

strebende Machtposition erheblich stärken. 

Wie dargestellt, hätte die „potentielle Um-

weltmacht“ viele Möglichkeiten, dies zu er-

reichen.   
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IN CHINA: ERFOLGE, PROBLEME UND     

ZUKUNFTSPERSPEKTIVEN 
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Im Jahr 2000 stellten die damals 189 

Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ge-

meinsam eine globale Entwicklungsagenda 

auf, für die acht Ziele (engl. Millennium De-

velopment Goals – MDGs) formuliert wur-

den. An erster Stelle steht die Beseitigung 

von Hunger und extremer Armut. Weitere 

Ziele sind die allgemeine Grundschulbil-

dung, die Gleichstellung der Geschlechter 

und Verbesserung der Gesundheit von Müt-

tern und Kindern sowie die Bekämpfung von 

HIV/AIDS und anderen Krankheiten. Hinzu 

kommen die Sicherung der ökologischen 

Nachhaltigkeit sowie der Aufbau einer inter-

nationalen Entwicklungspartnerschaft. Diese 

Oberziele wurden mit konkreten Vorgaben 

gefüllt, die es bis 2015 zu erreichen gilt. 

Eine der ehrgeizigsten Zielsetzungen war 

es dabei, im Vergleich zu 1990 den Anteil 

der Bevölkerung unterhalb der Armutsgren-

ze von einem Dollar pro Tag (mittlerweile 

1,25 Dollar) zu halbieren. China erreichte 

2005 als erstes Entwicklungsland dieses 

Ziel und hat auch in vielen anderen Berei-

chen der Agenda beachtliche Erfolge vor-

zuweisen. Gleichzeitig steht die Volksrepu-

blik vor großen wirtschaftlichen, sozialen 

und ökologischen Herausforderungen.  

Im Folgenden wird ein Überblick über die 

Fortschritte Chinas bei der Umsetzung der 

MDGs in den Bereichen Armutsminderung, 

Bildung und Umwelt gegeben sowie aktuelle 

und zukünftige Probleme diskutiert. Der 

Schwerpunkt liegt bewusst auf diesen The-

men, da hier die größten Herausforderun-

gen für eine ausgewogene und nachhaltige 

gesellschaftliche Entwicklung liegen. Des 

Weiteren wird Chinas internationale Ent-

wicklungszusammenarbeit sowie die Stand-

punkte und Initiativen des Landes in der 

Gestaltung der Entwicklungsagenda nach 

2015 beleuchtet, bevor ein Ausblick auf 

zukünftige Entwicklungen gegeben wird. 

 

I. Zur Umsetzung der Millenniumsziele  

 

Armutsminderung (MDG 1) 

 

Zwischen 1990 und 2012 fiel laut einem 

gemeinsamen Bericht des chinesischen 

Außenministeriums und der Vereinten Nati-

onen die Zahl der Personen, die nach den 

Richtlinien der chinesischen Regierung in 

extremer Armut leben, von rund 60 Prozent 

der Bevölkerung auf rund 7,3 Prozent, d.h. 

weit mehr als eine halbe Milliarde Menschen 
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konnten aus der Armut gehoben werden. Im 

selben Zeitraum stiegen die verfügbaren 

Einkommen im Schnitt um mehr als das 

zehnfache.
1
   

Dies ist in erster Linie auf die rasante 

ökonomische Entwicklung infolge der Markt-

liberalisierung seit Beginn der Reform- und 

Öffnungspolitik zurückzuführen: Von 1979 

bis 2012 betrug das durchschnittliche Wirt-

schaftswachstum 9,8 Prozent, einherge-

hend mit einem massiven Ausbau der Infra-

struktur. Der Anschluss selbst abgelegener 

Regionen an das Verkehrsnetz sowie der 

verbesserte Zugang zu Wasser, Energie 

und Telekommunikation, aber auch die Er-

richtung von Schulen, Krankenhäusern usw. 

haben maßgeblich zur Verbesserung der 

Lebensumstände beigetragen. 

Der Staat flankierte diese Entwicklung 

mit einer Fülle weiterer Maßnahmen, allem 

voran der Ausbau des sozialen Sicherungs-

systems, insbesondere in den Bereichen 

Alters- und Gesundheitsvorsorge. In den 

ländlichen Regionen Chinas, die weit stär-

ker von Armut betroffen sind als die Städte, 

hat die Abschaffung der Agrarsteuer in 2006 

in hohem Maße zur Armutsminderung bei-

getragen. Eine wichtige Rolle spielen zudem 

die vermehrten Schritte zur Gewährleistung 

des Existenzminimums. So erhielten Ende 

2012 5,6 Prozent der Bevölkerung Transfer-

leistungen zur Sicherung ihrer Lebens-

grundlage.  

Im Falle Chinas waren staatliche Initiati-

ven ein treibender Faktor der Armutsminde-

rung, zumal die chinesische Regierung  

hierin eine ihrer Kernaufgaben sieht. Das 

erklärte Ziel, ausgerufen 2002 beim 16. Par-

teitag der Kommunistischen Partei Chinas 

(KPCh), ist es, bis 2020 eine „Gesellschaft 

mit bescheidenem Wohlstand“ zu schaffen, 

in der niemand mehr unter die Armutsgren-

ze fällt. Beim 17. Parteitag 2007 versprach 

man ferner, bis 2020 das Pro-Kopf-

Einkommen im Vergleich zu 2000 zu ver-

doppeln.  

 

Doch noch immer leben in China annä-

hernd 100 Mio. Menschen unter der Ar-

mutsgrenze. Diese ist mit einem Jahresein-

kommen von 2.300 Yuan (rd. 275 Euro), 

also gerade mal einem Dollar pro Tag, für 

ein aufstrebendes Schwellenland ohnehin 

recht knapp bemessen, vor allem ange-

sichts der Tatsache, dass die UN den 

Richtwert wie bereits angesprochen auf 

1,25 Dollar angehoben hat.
2
 Zur Realisie-

rung dieser groß angelegten Vorhaben be-

darf es also weiterer Anstrengungen, wobei 

man mit alten aber auch mit neuen Heraus-

forderungen konfrontiert ist. 

 

Ein Grundproblem ist das starke regiona-

le Gefälle. Im Vergleich zur industrialisierten 

und wirtschaftlich hoch entwickelten Ostküs-

te und den relativ entwickelten Regionen in 

der Mitte Chinas sind große Teile des Wes-

tens und Südwestens immer noch struktur-

schwach, wobei die Regierung in den ver-

gangenen Jahren verstärkt darauf setzt, 

durch Investitions- und Förderprogramme 

die lokale Entwicklung anzukurbeln. Er-

schwerend kommt hinzu, dass heutzutage 

der Großteil der Regionen mit extremer Ar-

mut in besonders ertragsarmen Landstri-

chen oder schlecht zugängigen Berggebie-

ten liegt, die darüber hinaus überdurch-

schnittlich häufig von Naturkatastrophen 

betroffen sind. Eine nachhaltige Armutsbe-

kämpfung ist hier teils kaum möglich bzw. 

mit einem immensen finanziellen Aufwand 

verbunden.  

Neben dem Ost-West-Gefälle ist China 

geprägt von einer gravierenden Disparität 

zwischen Stadt und Land. Dieses Phäno-

men ist auch in anderen Entwicklungslän-

dern zu beobachten, doch im Gegensatz zu 

bspw. Indien vergrößert sich in China die 

Kluft. Verdienten städtische Bewohner 1990 

noch etwas mehr als das Doppelte der länd-

lichen Bevölkerung, so war es 2012 mit ei-

nem durchschnittlichen Jahreseinkommen 

von je 24.565 Yuan (rd. 2.950 Euro) bzw. 

7.917 Yuan (rd. 950 Euro), schon mehr als 

das Dreifache.
 3
  

Eine zentrale Ursache dieses Gefälles ist 

institutioneller Natur. In China teilt das so-

genannte Hukou-System der Haushaltsre-

gistrierung die Bevölkerung in städtische 

und ländliche Bürger, verbunden mit ver-
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schiedenen Rechten und Ansprüchen. 

Zweck dieses seit 1958 existierenden Mel-

desystems war es, die Menschen an ihren 

Wohnort zu binden und ungeplante Migrati-

onsprozesse sowie einen Ansturm auf die 

Städte zu verhindern, auf deren Entwicklung 

sich die chinesische Führung vorerst kon-

zentrierte, inklusive des Ausbaus der sozia-

len Sicherung und öffentlicher Dienstleis-

tungen. Nach einer Lockerung der Restrikti-

onen der Freizügigkeit Mitte der 1980er 

Jahre verließen immer mehr Bauern ihre 

Scholle und gingen als Arbeitskräfte in den 

urbanen Raum. Dort konnten sie nicht nur 

ihre eigenen Einkommen steigern, mit 

Rücküberweisungen leisteten sie auch ei-

nen enormen Beitrag zur Entwicklung länd-

licher Regionen.  

 

Projekte der HSS  

 

Die HSS engagiert sich seit Ende der 80er 

Jahre für die Entwicklung Ländlicher Räu-

me in China. Zunächst geschah dies über 

den Bildungstransfer im Bereich landwirt-

schaftlicher Berufe, da eine fundierte Be-

rufsausbildung die Wertschöpfungsmög-

lichkeit im ländlichen Raum erhöht und 

somit zur Armutsminderung (MDG 1) bei-

trägt. Den Schwerpunkt bildete hierbei das 

Berufsbildungs- und Lehrerfortbildungs-

zentrum Pingdu. Schnell erkannten die 

Verantwortlichen jedoch, dass ein erweiter-

ter Kontext hin zur Entwicklung ländlicher 

Räume notwendig ist und setzten die Flur-

neuordnung und Dorfentwicklung Nan 

Zhang Lou auf die Agenda. Nan Zhang 

Lou, welches heute als chinaweites Mo-

dellprojekt anerkannt ist und weitere Mo-

dellprojekte initiierte, zeigte auf, dass die 

Abwanderung der aus der Landwirtschaft 

freigesetzten Arbeitskräfte durch alternati-

ve Einkommensmöglichkeiten im Verbund 

mit aktiver Bürgerbeteiligung auf lokaler 

Ebene gestoppt und die Haushaltsein-

kommen signifikant erhöht werden können. 

 

Mehr zu unserer Arbeit unter 

www.hss.de/china 

Mittlerweile gehen über 200 Mio. ländli-

che Arbeitsmigranten im städtischen Raum 

einer Erwerbstätigkeit nach. Viele leben 

langfristig in den Städten, ein steigender 

Anteil schon in der zweiten oder dritten Ge-

neration. Dies spiegelt sich in der Urbanisie-

rungsrate wider, die zwischen 1990 und 

2013 von 26,41 Prozent auf 53,73 Prozent 

anstieg. Doch nur 65 Prozent der städ-

tischen Bevölkerung haben auch einen 

städtischen Meldestatus, für dessen Erlan-

gung viele Bedingungen erfüllt werden müs-

sen.
4
 Da jedoch Sozialleistungen weitge-

hend an den Status und Ort der Registrie-

rung gekoppelt sind, bedeutet dies, dass 

mehr als ein Drittel der Menschen im urba-

nen Raum nicht oder nur in geringerem Ma-

ße vom sozialen Netz aufgefangen wird. 

Besonders betroffen sind die einkommens-

schwächsten Gruppen – meist Wanderar-

beiter in irregulären Arbeitsverhältnissen 

oder ohne Beschäftigung –, die selbst von 

Zuschüssen zur Gewährleistung des Exis-

tenzminimums oder Sozialwohnungen aus-

geschlossen sind.  

Im Gegensatz dazu können Migranten in 

einem regulären Arbeitsverhältnis in die 

städtischen Sozialkassen einzahlen und 

bestimmte Transferleistungen nutzen. Doch 

da es bislang kein einheitliches nationales 

Sozialsystem gibt, bleibt bei einem Arbeits-

ortwechsel oder der Rückkehr in die Heimat 

derzeit das Gros der erarbeiteten Ansprü-

che in den jeweiligen städtischen Renten- 

und Sozialkassen. Neben den individuellen 

Einbußen geht damit das Problem einher, 

dass städtische Fonds Überschüsse ver-

zeichnen, während in ländlichen Regionen 

Mittel fehlen, wo aufgrund der Abwanderung 

in die Städte prozentual immer mehr alte 

Menschen leben.  

Erste Schritte einer Integration der Sozi-

alsysteme zur Gewährleistung der Über-

tragbarkeit von Leistungsansprüchen wur-

den bereits unternommen, doch der Hand-

lungsdruck steigt. Neben dem Risiko ver-

stärkter Altersarmut auf dem Land, besteht 

die Gefahr der Entwicklung einer städti-

schen Unterschicht. Schon jetzt ist eine 

Verlagerung der Armut erkennbar, beinahe 

www.hss.de/china
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die Hälfte der als arm geltenden Personen 

leben heute im städtischen Raum.
5
 Ange-

sichts dieser Umstände hebt auch der zuvor 

zitierte Bericht von Außenministerium und 

UN hervor, dass das Aufkommen von Armut 

in städtischen Regionen eine erhebliche 

Herausforderung für die Erfüllung der MDGs 

darstellen wird.  

 

Auch eine weitere demografische Kom-

ponente hat besorgniserregende Auswir-

kungen: Die Alterung der Gesellschaft. 

Während mit einem steigenden Entwick-

lungsniveau generell sinkende Geburtenra-

ten einhergehen, wurde dieser Prozess in 

China durch die Geburtenplanungspolitik 

stark beschleunigt. Viele Familien weisen 

mittlerweile eine 4-2-1-Struktur auf (Großel-

tern, Eltern, Kind). Die innerfamiliäre Ver-

sorgung im Alter, wie sie in der Vergangen-

heit vorherrschte, kann so nicht mehr auf-

rechterhalten werden und wird zusätzlich 

erschwert durch die räumliche Trennung 

infolge der Migrationswellen. Die chinesi-

sche Regierung hat zwar in den vergange-

nen Jahrzehnten den Deckungsgrad der 

sozialen Sicherung stetig ausgedehnt, aller-

dings auf niedrigem Niveau. Das größte 

Problem stellen die steigenden Gesund-

heitskosten im Zuge des demografischen 

Wandels dar, vor allem da Krankheiten der 

größte Risikofaktor hinsichtlich eines Rück-

falls in Armut sind. Vor diesem Hintergrund 

wird in der aktuellen Debatte häufig davon 

gesprochen, dass „China alt wird, bevor es 

reich wird“.
6
 

Selbst wenn die von der Regierung an-

gekündigte Verdoppelung der Einkommen 

zwischen 2000 und 2020 erreicht wird, ist 

dies kein Allheilmittel. Auch bei einem aus-

gewogenen Einkommenszuwachs im ärms-

ten und reichsten Segment der Gesellschaft 

geht bei einer durchschnittlichen Teuerung 

von 2-3 Prozent, wie sie in den vergange-

nen Jahren zu verzeichnen war, ein erhebli-

cher Teil verloren. Da Nahrungsmittelpreise 

zudem schneller steigen als die durch-

schnittliche Teuerung, haben die Ärmsten 

effektiv am wenigsten Zuwachs und die 

Ungleichheit in der Gesellschaft steigt, wenn 

der Staat keine weiteren politischen Maß-

nahmen zur Umverteilung ergreift. 

Eine weitere Herausforderung stellt die 

zukünftige Arbeitsmarktentwicklung dar. 

Niedriglohnsektoren wie die Produktion für 

den Export sind aufgrund des gestiegenen 

Lohn- und Preisniveaus im Rückgang be-

griffen, wobei dieser wirtschaftliche Struk-

turwandel, begleitet von einer Verlagerung 

auf den Dienstleistungssektor, von der Re-

gierung durchaus gewünscht ist. Doch ei-

nerseits ist der heimische Konsum noch 

relativ schwach und die Kaufkraft auch auf-

grund oben genannter Gründe einge-

schränkt. Zum anderen bedarf es einer 

deutlichen Hebung des Qualifikationsni-

veaus insbesondere in der beruflichen Aus- 

und Fortbildung, um eine stabile Arbeits-

markt- und Lohnentwicklung zu gewährleis-

ten. 

 

Allgemeine Grundschulbildung (MDG 2) 

 

Im Jahr 1990 lag die Einschulungsrate 

für die Grundschule (1.-6. Klasse, Alter 6-11 

Jahre) bereits bei 97,8 Prozent, so dass 

China die Umsetzung der allgemeinen 

Grundschulbildung im Referenzzeitraum 

ohne weitere Hürden bewältigte (2011: 99.8 

Prozent). Vielmehr konzentrierte sich China 

mit Erfolg auf die Hebung des allgemeinen 

Bildungsniveaus, u.a. der verbesserten 

Durchsetzung der allgemeinen Schulpflicht, 

die bis zum Ende der 9. Klasse gilt. 2012 

schlossen annähernd 90 Prozent der Ju-

gendlichen im entsprechenden Alter die 

Untere Mittelstufe ab.
7
  

Doch auch hier schlagen sich zuvor ge-

nannte Probleme nieder. Trotz weitgehend 

einheitlicher Lehrpläne wirken sich das regi-

onale und das Stadt-Land-Gefälle in hohem 

Maße auf die Ausstattung der Schulen und 

Qualität des Unterrichts aus. Erschwerend 

kommt die Schließung von Dorfschulen in-

folge der sinkenden Geburtenraten und Ab-

wanderung in die Städte hinzu, wodurch die 

Gewährleistung des Schulbesuchs wieder 

schwieriger wird. Will man die Chancenge-

rechtigkeit im Bereich Bildung nachhaltig 

verbessern, ist zudem zu bedenken, dass 



Z U R  U M S E T Z U N G  D E R  M I L L E N N I U M S Z I E L E  I N  C H I N A  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  D E R  E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  1 1    87 

Schulen in Armutsgebieten oft mehr fehlt, 

als nur Mittel für den normalen Lehrbetrieb. 

Der Großteil der Kinder leidet hier unter 

Mangelernährung, die häufig mit körperli-

chen Entwicklungsverzögerungen sowie 

Konzentrations- und Lernschwierigkeiten 

einhergeht. Dies kann durch eine verbesser-

te Ernährung und medizinische Versorgung 

ausgeglichen werden, wie erste Erfolge 

einer Reihe von Pilotprogrammen von Staat 

und NGOs belegen.
8
  

Die institutionelle Stadt-Land-Trennung 

hat auch für Kinder und Jugendliche weitrei-

chende Folgen. Da der Anspruch auf kos-

tenlosen Schulbesuch ebenfalls an den Ort 

der Haushaltsregistrierung geknüpft ist, ent-

scheiden sich viele Migranten, ihre Kinder 

bei Familienangehörigen auf dem Land zu-

rückzulassen. Laut der Volkszählung im 

Jahr 2010 hält sich bei rund 61 Mio. Kindern 

und Jugendlichen mindestens ein Elternteil 

langfristig an einem andern Ort auf, bei 30 

Mio. sind es beide Eltern. Diese Kinder wei-

sen besonders häufig Bildungsschwächen 

auf, teils begleitet von Verhaltensauffällig-

keiten oder psychischen Störungen. Auch 

aus diesem Grund nehmen immer mehr 

Eltern ihre Kinder mit: 29 Mio. Kinder ländli-

cher Migranten leben mittlerweile in den 

Städten, ein Anstieg von über 40 Prozent im 

Vergleich zu 2010.
9
 Doch Plätze an öffentli-

chen Schulen sind für Auswärtige selten 

zugängig und mit relativ hohen Kosten ver-

bunden, so dass viele Arbeitsmigranten auf 

private Schulen mit ungesicherter Qualität 

zurückgreifen. Dies erschwert einen norma-

len Bildungsweg. Zahlen von 2008 zufolge 

wird rund die Hälfte der Kinder ländlicher 

Migranten verspätet eingeschult und rund 

ein Drittel der Dreizehnjährigen hat die 

Grundschule noch nicht abgeschlossen.
10

 

Hinzu kommen teils Unterbrechungen durch 

Wohnortwechsel, spätestens im Vorfeld der 

staatlichen Hochschulaufnahmeprüfung am 

Ende der Oberen Mittelstufe, die ebenfalls 

nur am Ort der Haushaltsregistrierung abge-

legt werden. Dies schlägt sich nicht nur in 

der gesunkenen Zahl von Studierenden aus 

ländlichen Regionen nieder, sondern hat 

auch Auswirkungen auf die Erwerbsleben. 

Betroffen hiervon, wenn auch z.T. in gerin-

gerem Maße, sind weitere sechs Mio. Kin-

der durch Stadt-zu-Stadt-Migration. 

 

Sicherung der ökologischen Nachhaltig-

keit (MDG 7) 

 

Den Zielsetzungen der Millenniums-

agenda wurde insofern große Aufmerksam-

keit geschenkt, als das Thema Umwelt auf 

politischer Ebene längst Eingang gefunden 

hat. Es gibt umfängliche Gesetze und Regu-

lierungen, beispielsweise zum Schutz von 

Wäldern, Böden und Anbauflächen sowie 

der Wasserressourcen ebenso wie Auflagen 

für eine nachhaltige Nutzung von Rohstof-

fen. Darüber hinaus wurde im 12. Fünf-

Jahres-Programm (2011-2015) dem Um-

weltschutz soviel Gewicht beigemessen wie 

nie zuvor. Vorgesehen sind eine starke Re-

duzierung der Energieintensität sowie eine 

Verlagerung von fossilen Brennstoffen zur 

Energieerzeugung zugunsten alternativer 

Formen wie Wind-, Wasser- und Solarener-

gie.  

Dennoch ist beim Thema Umwelt – ganz 

im Gegensatz zu anderen Punkten der 

Agenda – in der Praxis eine gravierende 

Verschlechterung zu beobachten. Das dy-

namische Wirtschaftswachstum, das einen 

so positiven Beitrag zur Armutsminderung 

geleistet hat, hat einen hohen ökologischen 

Preis gefordert. Ein Sechstel der chinesi-

schen Anbaufläche ist verschmutzt, über 

zwei Prozent davon sogar hochgradig.
11

 

Immer wieder werden starke Schadstoffbe-

lastungen bei Nahrungsmitteln festgestellt, 

gerade bei Reis. Vor diesem Hintergrund 

wurde im Januar 2014 angekündigt, die 

landwirtschaftliche Nutzung eines Teils der 

Flächen zu untersagen. Dies ist jedoch inso-

fern problematisch, als die verfügbare An-

baufläche pro Kopf in China ohnehin nur die 

Hälfte des globalen Durchschnitts beträgt.   

Auch die Wasserverschmutzung ist gra-

vierend. Mindestens 70 Prozent der Flüsse 

in China sind belastet, 40 Prozent davon 

schwer und 20 Prozent so sehr, dass der 

Mensch jeden Kontakt meiden sollte. Dabei 

ist China mit 28 Prozent des globalen 
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Durchschnitts pro Kopf auch mit der Res-

source Wasser schlecht ausgestattet. Be-

denklich ist, dass zwei Drittel aller Städte 

Wasser aus dem Umland benötigen, wäh-

rend annähernd 300 Mio. ländliche Bürger 

immer noch keinen direkten Zugang zu 

Trinkwasser haben.
12

 Und die Häufigkeit 

von Dürren nimmt zu. Abhilfe könnte eine 

effizientere Nutzung insbesondere in Land-

wirtschaft und Industrie schaffen, allem vo-

ran aber eine konsequente Umsetzung der 

Gesetze. 

 

Projekte der HSS 

 

Im Zuge ihres mehr als 30-jährigen bil-

dungspolitischen Engagements in der 

Volksrepublik China hat die Hanns-Seidel-

Stiftung durch Lehrerfortbildungen, die 

Entwicklung bedarfsgerechter Bildungs-

gänge, die Förderung der höheren Be-

rufsbildung sowie die bildungspolitische 

Beratung zur Entwicklung des Bildungs-

sektors und Verbesserung der Chancen-

gerechtigkeit beigetragen. Dabei wurde 

ein landesweites Netzwerk an Projektzen-

tren und Kooperationspartnern aufgebaut, 

welches heute das Fundament für den 

Bildungstransfer in die strukturschwachen 

Regionen Westchinas bildet. Die perso-

nellen und technischen Ressourcen, das 

Erfahrungswissen und die vorhandene 

Infrastruktur der Projektzentren in stärker 

entwickelten Regionen werden genutzt, 

um die Entwicklung des Bildungswesens 

in den Westprovinzen voranzutreiben. 

Dabei konzentriert sich die Hanns-Seidel-

Stiftung zurzeit auf die Provinzen Gansu, 

Ningxia, Qinghai, Xinjiang, Innere Mongo-

lei, Yunnan, Guizhou und Tibet.  

 

Während in ländlichen Regionen die Bo-

den- und Wasserverschmutzung die größ-

ten Probleme bereiten, so ist es in den 

Städten die Luft und hier vor allem die Fein-

staubbelastung, die langfristige Gesund-

heitsschäden hinterlässt. Während in Euro-

pa ab 2015 der Jahresmittelwert von 25 

Mikrogramm pro Kubikmeter Feinstaub nicht 

mehr überschritten werden soll, liegen die 

Werte in Großstädten wie Peking im Durch-

schnitt bei über 250 µg/m³ und in der nord-

ostchinesischen Stadt Harbin wurden Ende 

2013 tagelang Werte über 1000 µg/m³ ge-

messen.
13

 Immer mehr Städte legen Pläne 

zur Verbesserung der Luftqualität auf, was 

auch der intensiven Mediendebatte in den 

vergangenen beiden Jahren zuzuschreiben 

ist.   

Für 2014 kündigte die Regierung die Auf-

lage neuer Umweltschutzprogramme an, 

doch angesichts der Tatsache, dass Kohle 

die Hauptenergiequelle ist und der Energie-, 

Nahrungsmittel- und Konsumbedarf mit der 

Verbesserung des Lebensstandards steigt, 

können selbst die ambitioniertesten Maß-

nahmen nur begrenzt Wirkung entfalten. 

Nachteilig wirken sich hier auch der relativ 

geringe Aufklärungsgrad und ein mangeln-

des Verantwortungsbewusstsein der Bürger 

hinsichtlich der Umweltproblematik aus, 

woran die Regierung jedoch eine Mitschuld 

trägt. Lange Zeit wurde das Thema bewusst 

aus der öffentlichen Debatte gehalten und 

bis heute ist die Informationslage schlecht. 

Ämter erheben zwar detaillierte Daten, aber 

die bleiben meist unter Verschluss und wer-

den bei Anfragen von Presse und Öffent-

lichkeit gegebenenfalls zum „Staatsgeheim-

nis“ deklariert. 

Scheinbar fürchtet man sich vor den ge-

sellschaftlichen Implikationen, dabei würde 

ein verbessertes Wissen der Bürger einen 

höheren Schutz bedeuten, zumal die stei-

genden Fälle von Krebserkrankungen, Ge-

burtsdefekten, Unfruchtbarkeit und anderen 

Gesundheitsschäden ebenso bekannt sind, 

wie die Existenz von sogenannten Krebs-

dörfern in besonders schwer belasteten 

Gebieten. Angesichts dieser Situation 

zeichnet sich auch bei den Bürgern ein Um-

denken ab und es kommt vermehrt zu zivil-

gesellschaftlichem Engagement sowie 

rechtlichen Klagen und Protestaktionen. Ein 

Grundproblem bleibt die hochgradige Fo-

kussierung der chinesischen Regierung auf 

Wirtschaftswachstum in Verbindung mit der 

mangelnden Vertretung von Bürgerinteres-

sen, wodurch Fehlentwicklungen wie im 
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Bereich Umwelt nur schwer Einhalt geboten 

werden kann.  

 

Aufbau einer internationalen Entwick-

lungspartnerschaft (MDG 8) 

 

Anders als die entwickelten Nationen 

steht China nicht in der Verantwortung, an-

dere Entwicklungsländer zu unterstützen. 

Dennoch hat die Volksrepublik vielseitige 

Entwicklungspartnerschaften mit anderen 

Staaten aufgebaut, in deren Mittelpunkt die 

Entwicklung von Landwirtschaft und Indus-

trie sowie der Aufbau von Infrastruktur in 

den Bereichen Verkehr, Energie, Kommuni-

kation und Gesundheit stehen. Weitere 

Maßnahmen sind die Zurverfügungstellung 

von Gütern, die technische Zusammenarbeit 

sowie humanitäre Hilfeleistungen und 

Schuldenerlasse. China engagiert sich da-

bei schwerpunktmäßig in Afrika, immer 

mehr aber auch in Südamerika sowie ande-

ren südostasiatischen Entwicklungslän-

dern.
14

 

Trotz der Betonung der chinesischen 

Führung, dass Chinas Entwicklungszusam-

menarbeit seiner Natur nach uneigennützig 

ist, hat die Volksrepublik stets den Kurs 

einer gebundenen und auf einen eigenen 

Mehrwert ausgerichteten Kooperation ge-

fahren, die sich wesentlich von der öffentli-

chen Entwicklungszusammenarbeit im west-

lichen Kontext unterscheidet. Lange Zeit 

strebte man hierbei in erster Linie nach dip-

lomatischer Anerkennung, seit Beginn des 

Jahrtausends steht dagegen der Zugang zu 

Ressourcen, Märkten und öffentlichen Auf-

trägen im Vordergrund. So wird beispiels-

weise die Vergabe günstiger Kredite an 

Länder, die sich am Markt nicht ohne weite-

res finanzieren können, mit der Zusicherung 

von Rohstofflieferungen oder Abbaurechten 

gekoppelt, oder auch mit der Auflage, die 

Ausführung von Infrastrukturprojekten an 

chinesische Unternehmen zu geben.
15

 

China spricht in Bezug hierauf häufig von 

einer auf beiderseitigen Nutzen ausgerichte-

ten Entwicklungszusammenarbeit (Win-win). 

Im Vergleich zu internationalen Organisatio-

nen kann die Volksrepublik unbürokratisch, 

schnell und bedarfsorientiert Mittel zur Ent-

wicklung zur Verfügung stellen, womit 

durchaus positive Effekte für die Bevölke-

rung in den einzelnen Ländern erzielt wer-

den. China kann mit Krediten und Infrastruk-

turprogrammen auch dort aktiv werden, wo 

andere es aufgrund von Risikofaktoren nicht 

können oder wollen. Die Angebote treffen 

auch angesichts der sinkenden Entwick-

lungshilfeetats vieler entwickelter Staaten 

auf großen Zuspruch. Der Westen kritisiert 

China vor allem für sein Engagement in 

repressiven, korrupten und politisch instabi-

len, aber rohstoffreichen Staaten. Tatsäch-

lich finden Faktoren wie Partizipation, gute 

Regierungsführung und Nachhaltigkeit bei 

der Entwicklungszusammenarbeit keine 

große Berücksichtigung. Diese ist, nach 

chinesischem Modell, eher auf die Erzeu-

gung von Wirtschaftswachstum ausgerich-

tet. Langzeitfolgen werden teils außer Acht 

gelassen, was wiederholt Proteste hervor-

gerufen hat.  

 

II. Gestaltung der Entwicklungsagenda 

nach 2015: Die chinesische Perspektive 

 

Wie die chinesische Regierung in ihrem 

Positionspapier zur Gestaltung der globalen 

Entwicklungsagenda nach 2015 betont, 

misst sie den MDGs eine große Bedeutung 

bei und sieht sie als wichtige Maßstäbe zur 

Förderung von Entwicklung und der Ver-

besserung der Lebensbedingungen welt-

weit. China verweist mit Stolz auf die Erfol-

ge im eigenen Land und will sich im Rah-

menwerk der Vereinten Nationen aktiv an 

der Ausgestaltung zukünftiger Zielsetzun-

gen beteiligen. Nach Auffassung der Regie-

rung sollen die neu aufgelegten Ziele eine 

Fortsetzung der bestehenden Agenda dar-

stellen. Im Mittelpunkt soll weiterhin die Ar-

mutsbekämpfung und Förderung von Ent-

wicklung stehen, genauer gesagt die Förde-

rung der sozialen Entwicklung und Verbes-

serung der allgemeinen Lebensbedingun-

gen der Menschen sowie eine integrierte 

und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung. 

China spricht sich gegen eine inhaltlich 

überfrachtete Agenda aus, die von diesen 
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Leitlinien abweicht. Ziele sollen klar, reali-

sierbar und für alle anwendbar sein – auf 

freiwilliger Basis. Dabei soll die Verschie-

denheit der nationalen Entwicklungsmodelle 

und Problemlösungsansätze respektiert 

werden. Des Weiteren setzt sich China für 

eine verbesserte globale Entwicklungszu-

sammenarbeit ein, die durch eine neue Fo-

kussierung auf Kooperationen zum allseiti-

gen Vorteil wiederbelebt werden soll.
16

 

Trotz vieler Gemeinsamkeiten gibt es 

grundlegende konzeptuelle Unterschiede 

zwischen den chinesischen und westlichen 

Standpunkten, wie sich beispielsweise im 

Vergleich mit der deutschen Position zeigt. 

Die neuen Ziele werden hier nicht einfach 

als Fortschreibung laufender Prozesse ge-

sehen. So legt Deutschland zwar den 

Schwerpunkt auch auf die Verbesserungen 

der Lebensbedingungen und wirtschaftli-

chen Teilhabemöglichkeiten, setzt sich aber 

zusätzlich für die Integration von Punkten 

wie dem Zugang zu menschenwürdiger 

Arbeit, angemessenem Einkommen, sozia-

ler Sicherung und Grundversorgung ein. 

Auch die Rahmenbedingungen, unter denen 

Menschen leben, sollen verstärkt Berück-

sichtigung finden, besonders Faktoren wie 

Gute Regierungsführung und politische 

Teilhabe. Weiterhin soll Nachhaltigkeit und 

Umweltschutz Priorität eingeräumt werden, 

da die Post-2015 Agenda als Mittel zum 

Schutz globaler Güter und Bewältigung glo-

baler Herausforderungen gesehen wird. In 

diesem Sinne soll die neue Agenda mehr 

Rechenschaftspflichten beinhalten, in Ver-

bindung mit einem effektiven Überprü-

fungsmechanismus.
17

 Einigkeit besteht da-

rin, dass eine neue Agenda nur gemeinsam 

in den UN-Strukturen erarbeitet werden 

kann, doch hier sind noch weitere Aus-

einandersetzungen zu erwarten, bevor ein 

Konsens gefunden ist. 

 

III. Abschließende Betrachtungen 

 

Zweifelsohne hat China umfängliche Er-

folge erzielt bei der Umsetzung der MDGs. 

Dies gilt auch für Bereiche, die hier nicht 

ausführlicher behandelt wurden, wie die 

Gleichstellung von Frauen (für eine ausführ-

liche Analyse dieses Themas siehe AMEZ 

Band 9), die Verbesserung der Gesundheit 

von Frauen und Kindern sowie die Krank-

heitsbekämpfung. China hat damit in hohem 

Maße dazu beigetragen, dass bei der bishe-

rigen Umsetzung der MDGs ein so positives 

Fazit gezogen werden kann. China ist zu 

Recht stolz auf seine Leistungen, unterstützt 

andere Länder bei der Entwicklung und will 

sich auch auf internationaler Ebene ver-

stärkt in der Gestaltung der Entwicklungs-

agenda einbringen. 

Deutlich geworden sind aber auch die 

Probleme, mit denen die Volksrepublik kon-

frontiert ist, auch bzw. vor allem bei der Ar-

mutsminderung, wo man bislang die größ-

ten Erfolge vorzuweisen hatte. Der in Armut 

lebende Teil der Bevölkerung ist keines-

wegs stabil und fluktuiert jährlich um Millio-

nen. Mit Marktreformen, Infrastrukturprojek-

ten und Förderprogrammen hat die chinesi-

sche Regierung zwar große Fortschritte 

erzielt, doch nun bedarf es weiterer Maß-

nahmen, will man Erreichtes nicht wieder 

verlieren. 

Angesichts der Zukunftspläne der chine-

sischen Regierung sollte möglichst bald 

eine grundlegende Reform des Hukou-

Systems der Haushaltsregistrierung durch-

geführt werden. Denn zur Generierung von 

Wohlstand setzt der Staat verstärkt auf die 

Urbanisierung, wobei das höhere Einkom-

mensniveau sowie der mehr als dreimal so 

hohe Konsum im urbanen Raum die aus-

schlaggebenden Argumente sind. Laut dem 

Urbanisierungsprogramm der Regierung soll 

die städtische Bevölkerung zwischen 2013 

und 2020 von derzeit rd. 730 Mio. auf 850 

Mio. ansteigen, erwartet wird ein jährlicher 

Zuwachs um annähernd 20 Mio. Menschen 

durch Migration und Eingemeindung.
18

 Re-

formen zur besseren Integration ländlicher 

Arbeitsmigranten wurden angekündigt, da-

bei will man sich allerdings zunächst auf 

kleinere und mittelgroße Städte konzentrie-

ren, so dass Probleme in Ballungszentren 

erhalten bleiben.   

Des Weiteren darf bei dem neuen Fokus 

auf der Urbanisierung die Entwicklung länd-
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licher Regionen nicht außer Acht gelassen 

werden. 2011 verabschiedete die chinesi-

sche Regierung zwar ein neues Programm 

zur Armutsminderung und Entwicklung länd-

licher Regionen, ein wichtiger Schritt auch 

mit Blick auf die Ernährungssicherheit. Doch 

lang diskutierte Reformen zur Gleichstellung 

ländlicher Bürger hinsichtlich ihrer Besitz-

rechte – ein weiterer Unterschied zwischen 

Stadt und Land – wurden trotz erfolgreicher 

Pilotprogramme bislang nicht in Angriff ge-

nommen. Nicht nur hat der Großteil der 

Menschen in ländlichen Regionen immer 

noch nicht die Möglichkeit des Verkaufs 

ihres Lands oder der Kreditaufnahme, im 

Zuge des räumlichen Wachstums der   

Städte sind sie auch stärker von legaler und 

illegaler Landnahme betroffen. 

Insgesamt bedarf es einer gerechteren 

Ressourcenverteilung, um den gravierenden 

gesellschaftlichen Ungleichgewichten zu 

begegnen, auch mit Blick auf den sozialen 

Frieden. Doch institutionelle Reformen sind 

komplex und werden erschwert durch Inter-

essens- und Verteilungskonflikte, vor allem, 

da die schwächsten sozialen Gruppen kaum 

politisch vertreten sind. Nicht zu vernach-

lässigen ist darüber hinaus die Umweltpro-

blematik, die aufgrund ihrer Auswirkungen 

auf die Ernährungssituation und die Ge-

sundheit der Menschen sowie die damit 

verbundenen Kosten eine wachsende Her-

ausforderung darstellt. So könnte auch im 

Falle Chinas ein Perspektivenwechsel und 

stärkere Berücksichtigung von Nachhaltig-

keit, Guter Regierungsführung und Bürger-

partizipation helfen, die bevorstehenden 

Herausforderungen zu meistern. 
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Moldau gehört zu den ärmsten Ländern 

Europas. Hohe Auswanderungsquoten, ein 

starkes Stadt-Land Gefälle und mangelhafte 

Bildung gehören zu den Hauptursachen. 

Auch Moldau hat sich im Jahre 2000 ver-

pflichtet, bis 2015 acht Ziele (engl. Millenni-

um Development Goals - MDGs) zu errei-

chen: So u. a. die extreme Armut um die 

Hälfte zu reduzieren, die Ausbreitung von 

HIV/AIDS zum Stillstand zu bringen sowie 

den Zugang zur primären Schulausbildung 

für alle Kinder sicherzustellen. 

Die moldauischen Behörden haben die 

MDGs in allen nationalen Entwicklungsplä-

nen und Kooperationsvereinbarungen mit 

ihren Partnern, den Zentral- und Lokalregie-

rungen, der Zivilgesellschaft, dem Wirt-

schaftssektor und den Bürgern festge-

schrieben. Seit 2000 bis heute wurden drei 

Evaluierungsberichte zu den MDGs ver-

fasst: 2000, 2005 und 2013. 

 

Die Umsetzungsquote der MDGs 

 

Die acht Entwicklungsziele werden bzw. 

wurden bisher unterschiedlich von der mol-

dauischen Regierung und den Behörden 

umgesetzt. 

Gemäß den von den nationalen Behör-

den erhobenen und veröffentlichten statis-

tischen Daten ist festzustellen, dass einige 

der Ziele wie Ziel 1 (Bekämpfung der extre-

men Armut und des Hungers) erreicht wur-

den. In anderen Bereichen stellt sich die 

Situation leider ganz anders dar. Als Grund-

lage dieses Artikels dienen dabei der dritte 

Evaluierungsbericht aus dem Jahr 2013, 

den eine Gruppe unabhängiger Experten 

und Praktiker aus der Zivilgesellschaft ver-

fasste, sowie Daten seitens der Vereinten 

Nationen.
1
  

 

MDG 1: Beseitigung der extremen Armut 

und des Hungers 

 

Im Bereich des Armutsrückgangs hat die 

moldauische Regierung positive Ergebnisse 

erzielt. Die ersten drei der festgelegten Teil-

ziele bei der Umsetzung des ersten MDG 

erreichte das Land schon 2012. Laut den 

statistischen Daten lag der Anteil der Bevöl-

kerung mit einem Einkommen unter 4,3 US-

Dollar pro Tag bei 20,8 Prozent. Bei der 

Erreichung des Teilziels, die extreme Armut 

(Menschen, die mit weniger als 1,25 US-

Dollar pro Tag leben) zu beseitigen, konnte 
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Moldau große Fortschritte erzielen. Wäh-

rend die Quote im Vergleichsjahr 1992 noch 

bei 17 Prozent gelegen hat, gehen Statisti-

ken für 2010 von 0,4 Prozent aus. Die 

Gründe für diesen Fortschritt sind insbeson-

dere im anhaltenden hohen wirtschaftlichen 

Wachstum, bestimmten Sozialhilfeleistun-

gen der Regierung, sowie den Rücküber-

weisungen moldauischer Auswanderer aus 

dem Ausland zu finden. 

Jetzt besteht jedoch die Aufgabe der Re-

gierung, diesen Fortschritt zu bewahren und 

auszubauen, vor allem im Hinblick auf die 

ökonomischen Risiken und die sozialen 

Probleme im ländlichen Raum; sowie die 

Situation im Bereich der Bekämpfung der 

Armut zu verbessern. 

 Um die gefährdeten Gesellschaftsgrup-

pen zu unterstützen, hat die Regierung das 

bedingungslose Grundeinkommen auf 640 

Moldauische Lei (MDL), ca. 35 Euro, 2012 

erhöht.
2
 Das Grundeinkommen zahlt der 

Staat basierend auf einer bestimmten Be-

rechnung jedem Familienmitglied für sechs 

Monate aus. Die statistischen Daten zeigen, 

dass die Republik Moldau über genügend 

Finanzmittel verfügt, um die extreme Armut 

zu beseitigen. Ein wichtiger Faktor ist dabei 

jedoch einen vernünftigen Mechanismus für 

die Verteilung der Sozialhilfegelder einzufüh-

ren. 2011 teilte die Regierung den gefährde-

ten Familien ca. 330,1 Millionen MDL zu.
 3

 

Um eventuelle Betrügerei bei der Verteilung 

von Sozialhilfe zu vermeiden, wurde 2011 

eine Sozialinspektion gegründet. Die ersten 

vorgestellten Ergebnisse im Juni 2012 wie-

sen auf mehrere Verstöße bei der Auszah-

lung der Sozialhilfegelder hin.
 4
  

 

Trotz der geschilderten Bemühungen be-

reitet besonders die schleppende Bekämp-

fung der Armut im ländlichen Raum immer 

noch große Sorgen. Die Schere zwischen 

Stadt und Land nimmt unermüdlich zu, wel-

che sich vor allem in der hohen Armutsrate 

widerspiegelt. Lebten 2006 noch 75,7 Pro-

zent der ländlichen Bevölkerung in Armut, 

so stieg dieser Anteil 2012 auf 79,1 Prozent. 

Die wesentlichen Ursachen der Armut im 

ländlichen Raum sind die Anfälligkeit der 

Landwirtschaft bei der Erzeugung und Ver-

marktung ihrer Produkte, die fehlenden Be-

schäftigungsmöglichkeiten in anderen Wirt-

schaftszweigen und natürlich die stetige 

Abwanderung des Humankapitals in die 

Städte oder gleich ins Ausland. Von daher 

ist es wichtig, dass neben den Sozialpro-

grammen die Regierung die Programme zur 

Unterstützung des landwirtschaftlichen Sek-

tors stärken muss. Erste zarte Versuche 

sind bereits gestartet und die moldauische 

Regierung hat die Notwendigkeit eines 

nachhaltigen Entwicklungsmodells für das 

Land erkannt, um Wirtschaftswachstum zu 

ermöglichen und die Armut effizient zu be-

kämpfen.  

 

Wie bereits erwähnt, haben die moldau-

ischen Bürger, die nach einem besseren 

Leben im Ausland suchten, einen wichtigen 

Beitrag zur Erreichung der Indikatoren die-

ses Entwicklungsziels geleistet. Die Rück-

überweisungen aus dem Ausland stiegen 

2010 um ca. 13 Prozent und 2011 um 18 

Prozent. Diese Rücküberweisungen fließen 

jedoch überwiegend in den Konsum, statt in 

Investitionen. 

 

Abgesehen davon, dass die Rücküber-

weisungen generell einen positiven Effekt 

auf die Armutsreduzierung haben, wirkt sich 

die Migration schädlich auf den Zustand der 

moldauischen Familien aus: Auflösung von 

Familien, Kinder, die nur noch unter der 

Aufsicht von Großeltern oder Verwandten 

leben müssen, sind einige der auftretenden 

Konsequenzen.
5
  

 

Die Beseitigung der Armut bleibt daher 

die wichtigste Priorität der Regierung. Die 

Strategie zur Nationalentwicklung „Moldova 

2020“ hat zum Ziel, bis 2020 weitere 

150.000 Menschen aus der Armut zu be-

freien. Die Beseitigung der Armut hilft dem 

Ansehen der Republik Moldau. Die Para-

phierung des Assoziierungsabkommens mit 

der Europäischen Union im November 2013 

zeigt eine positive Entwicklungstendenz des 

Landes und erste internationale Auswirkun-

gen dieser Politik. 
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MDG 2: Grundschulbildung für alle 

 

Die Zielsetzung, dass alle Kinder bis zum 

Jahr 2015 eine Grundschulausbildung voll-

ständig abschließen müssen, wird Moldau 

jedoch nicht erreichen. So sank die Ein-

schulungsrate sogar von 92,6 Prozent auf 

90,6 Prozent im Jahr 2011 im Vergleich zu 

elf Jahre zuvor. Ein Unterschied zwischen 

den Geschlechtern ist nicht festzustellen, 

jedoch bleibt ein großer Anteil an Kindern 

aus dem ländlichen Raum weiterhin sozial 

ausgegrenzt und ist hauptverantwortlich für 

die fehlenden Prozente. So hat rund ein 

Drittel der Kinder dort auch keine Möglich-

keit einen Kindergarten zu besuchen. Die 

Disparität zwischen dem Einkommen und 

dem damit verbundenden Zugang zur Pri-

märschulausbildung ist nur schwerlich zu 

überwinden. Zusätzlich treffen die reinen 

Einschulungs- und Abschlussquoten keine 

Aussage über die Qualität der Schulbildung. 

Die Bürger sind mit der Qualität der Schul-

ausbildung unzufrieden. Die ungenügenden 

Finanzmittel an den Schulen erlauben keine 

adäquate Ausstattung. Am Schlimmsten 

stellt sich dieses Problem in den Dörfern 

dar. Hier kommt hinzu, dass ein Arbeitsplatz 

auf dem Land für junge Lehrer absolut unat-

traktiv ist.  

 

Eine durchgehende Schulreform fällt in 

der Republik Moldau schwer. So müssen im 

ländlichen Raum auf Grund des demogra-

phischen Wandels (Überalterung der Ge-

sellschaft) und dem massiven Wegzug der 

arbeitsfähigen Bevölkerung und den damit 

einhergehenden geringen Schülerzahlen 

viele Schulen geschlossen werden. Der 

Begriff „verlassene Dörfer“ trifft hierbei im-

mer öfter zu. 

 

Auf Grund dieser Feststellungen haben 

Einschulung und Verbesserung der Unter-

richtsqualität auch in der Zukunft Prioritäten 

der moldauischen Regierung zu bleiben.  

 

 

 

MDG 3: Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter und Ermächtigung der 

Frauen 

 

Trotz aller Bemühungen der externen 

Partner und der Zivilgesellschaft hat sich die 

Situation der Frauen aufgrund der immer 

noch vorherrschenden archaischen und 

patriarchalischen Denkweise nicht großartig 

verändert.  

 

Die Anzahl von Frauen in Führungs- und 

Schlüsselpositionen und als Entscheidungs-

trägerinnen auf lokaler und nationaler Ebe-

ne lässt noch viel zu wünschen übrig. Bei 

den gewählten Bürgermeistern lag der 

Frauenanteil bei 18,51 Prozent im Jahr 

2011. Das waren nur 0,36 Prozent mehr als 

2007. Bei den Kommunalräten stieg die 

Quote der Frauen von 16,48 Prozent in 

2007 auf 18,39 Prozent in 2011. Bei den 

Abgeordneten im moldauischen Parlament 

hat sich der Frauenanteil von 4,8 Prozent 

(1997) auf 19,8 Prozent (2013) gesteigert. 

Eine überdurchschnittliche Steigerung des 

Frauenanteils auf den Parteilisten ist eben-

falls festzuhalten.  

 

Die Wirtschaft wartet mit einem gemisch-

ten Ergebnis auf. So sind zwar 27,5 Prozent 

aller Unternehmer Frauen, aber auch hier 

prägen geschlechtsstereotype Strukturen 

und Verhaltensmuster die Realität.
6
 Positiv 

hervorzuheben ist jedoch der durchaus ho-

he Frauenanteil von 55 Prozent im Jahr 

2010 an Arbeitsverhältnissen außerhalb der 

Landwirtschaft, wobei jedoch die Qualität 

und Zukunftssicherung dieser Arbeitsver-

hältnisse auf einem anderen Blatt steht. Ein 

positives Zeichen setzt hingegen die Lohn-

entwicklung. Hier lässt sich statistisch gese-

hen ein Abbau der geschlechtsspezifischen 

Minderbesoldung und somit eine Anglei-

chung des Lohnniveaus feststellen.  

 

Obwohl sich die Frauen an vielen sozia-

len Prozessen beteiligen, sind weitere An-

strengungen zu unternehmen, um die Posi-

tion der Frau in Politik und Wirtschaft zu 

stärken. Die moldauische Regierung muss 
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auch nach 2015 die Aus- und Fortbildungs-

programme, eine klare Gesetzgebung sowie 

die Förderung der politischen und wirt-

schaftlichen Fähigkeiten der Frauen prioritär 

fördern. 

 

MDG 4: Senkung der Kindersterblichkeit 

 

In diesem Bereich konnte Moldau die 

meisten Fortschritte erzielen und erreichte 

das Ziel, die Sterblichkeit der unter Fünfjäh-

rigen zu senken, vorzeitig. 

 

Das Ministerium für Gesundheit entwi-

ckelte mit der Unterstützung von Partnern 

eine Reihe von Programmen und Maßnah-

men zur Verbesserung der Situation im Be-

reich der Gesundheitsvorsorge für Mütter 

und Kinder. Die Einführung der Pflichtkran-

kenversicherung und die staatliche Kosten-

deckung der medizinischen Versorgung 

führten zur Senkung der Kindersterblichkeit. 

Das Gesundheitsministerium unternahm 

weitere konkrete Schritte, wie z.B. die Ent-

wicklung eines regionalen Systems der 

perinatalen Versorgung, Stärkung der regi-

onalen pädiatrischen Notdienste, hochwerti-

gere Ausstattung der Reanimations- und der 

Intensivstationen, als auch Aus- und Fortbil-

dung des medizinischen Personals.
7
   

 

Dennoch bleiben in diesem Ziel Heraus-

forderungen, um den Erfolg zu stabilisieren 

und noch weiter auszubauen. Insbesondere 

die Ausgrenzung bestimmter sozialer Grup-

pen und hier vor allem Angehörige der Ro-

ma stellen nichtgelöste Probleme dar und 

verdeutlichen die Diskrepanz zwischen den 

Reichen und Armen und die daraus resultie-

rende soziale Ungerechtigkeit. 

  

Ein weiteres Problem ist die wachsende 

Impfmüdigkeit in der moldauischen Bevölke-

rung. Die Zahl der geimpften Kinder sinkt 

trotz aller Informationskampagnen des Mi-

nisteriums für Gesundheit zunehmend. Viele 

Eltern verweigern die Impfung und berufen 

sich dabei auf ihre Bürgerrechte. Da Kin-

dergärten und Krippen nur geimpfte Kinder 

aufnehmen, urteilte nun das moldauische 

Verfassungsgericht, die Impfpflicht wider-

spreche nicht der Verfassung. Viele Eltern 

bleiben allerdings weiterhin skeptisch, vor 

allem, da immer wieder vereinzelte Impfun-

gen zu Schädigungen führten und diese 

Vorfälle natürlich auch intensiv in der Öffent-

lichkeit diskutiert wurden. 

 

Außerdem versucht die Regierung zwar 

die sektorübergreifende Zusammenarbeit im 

sozialärztlichen Bereich zu intensivieren, 

aber die mangelnde Sozialfürsorge ist wei-

terhin einer der wesentlichen Faktoren für 

die hohe Kindersterblichkeit. Auch in diesem 

Ziel stehen die moldauische Regierung und 

ihre Partner weiterhin in der Pflicht, ihre 

Bemühungen zu intensivieren und die ge-

meinsamen Programme weiterhin verstärkt 

fortführen. 

 

MDG 5: Verbesserung der Gesundheit 

von Müttern 

 

Im letzten Jahrzehnt ist die Müttersterb-

lichkeit in der Republik Moldau zurückge-

gangen. Sie ist aber immer noch deutlich 

höher als in anderen europäischen Ländern.
8
 

Die relativ hohe Sterblichkeitsrate ist zu-

rückzuführen auf einen Mix aus sozialen, 

wirtschaftlichen und medizinischen Grün-

den. Hauptursachen sind weiterhin Arbeits-

losigkeit und der damit verbundene soziale 

Abstieg; schlechte Arbeitsbedingungen für 

Frauen; Gewalt in der Familie; eine erhöhte 

Morbidität durch Tuberkulose, Krebserkran-

kungen sowie nicht ausreichend medizi-

nisch betreute Schwangerschaftsabbrüche. 

Eine Analyse der Müttersterblichkeit zwi-

schen 1990 und 2002 unterstreicht die Tat-

sache, dass man 50 Prozent dieser Todes-

fälle hätte vermeiden können.  

 

Die Abwanderung der Bevölkerung aus 

den ländlichen Armutsgebieten in die Städte 

führte zu Einschränkungen bei der Gesund-

heitsfürsorge. Frauen müssen nun weite 

Wege in Kauf nehmen, um die notwendige 

medizinische Versorgung zu erhalten, weil 

die Regierung viele medizinische Zentren 

geschlossen hat. So stehen den Schwange-
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ren in den ländlichen Gebieten für Untersu-

chungen zumeist nur noch Ärzte oder Heb-

ammen mit mangelhaft ausgestatteten Pra-

xen zur Verfügung.  

 

Die moldauische Regierung muss noch 

entscheidend nachlegen, um weitere Fort-

schritte zu erreichen. Ein besserer Zugang 

der Frauen zu Familienplanungsprogram-

men im ländlichen Raum könnte die Mütter-

sterblichkeit verringern. Der Zugang, vor 

allem für die sozial gefährdeten Gruppen, 

zur medizinischen Versorgung in den ländli-

chen Gebieten, ist zu verbessern. Desweite-

ren ist die gesundheitliche Überwachung 

durch qualifiziertes medizinisches Personal 

und moderne medizinische Ausstattung 

während des Schwangerschaftsverlaufs 

sicherzustellen. Eine besondere Bedeutung 

kommt zukünftig beim Arbeitsschutz für 

Frauen auch der Gesetzgebung zu: Mutter-

schutz und sichere Bedingungen am Ar-

beitsplatz und zu Hause sind unabdingbare 

Voraussetzungen für eine Reduzierung der 

Müttersterblichkeit. 

 

MDG 6: Bekämpfung von HIV/AIDS und 

Tuberkulose und anderen schweren 

Krankheiten 

 

Auch dieses Ziel verfehlt der Staat in 

seiner Zwischenbilanz für das Jahr 2010 

und es ist unwahrscheinlich, dass sich die 

Situation bis zum Jahr 2015 verbessert.  

 

Früher betraf HIV/AIDS vor allem 

Rauschgiftsüchtige, Prostituierte oder Ho-

mosexuelle. Verbreitet war die Krankheit vor 

allem in den Großstädten und in 

Transnistrien. Mittlerweile sind auch andere 

Bevölkerungsgruppen, insbesondere Frau-

en und Jugendliche, sowie die ländlichen 

Gebiete betroffen. Mit Tuberkulose sind 

zumeist die sozial gefährdeten Gruppen, 

Arbeitslose, Behinderte, Obdachlose und 

Alkoholiker infiziert. 

 

Die generell mangelhafte ärztliche Be-

treuung, wobei diese in den Großstädten 

besser ist sowie Stigmatisierung und Dis-

kriminierung dieser Personen sind die größ-

ten Hindernisse bei der Bekämpfung von 

HIV/AIDS und Tuberkulose.  

Dank des globalen Fonds zur Bekämp-

fung von HIV/AIDS, Tuberkulose und Mala-

ria haben alle Betroffenen Zugang zu be-

sonderer medizinischer Versorgung im gan-

zen Land, Transnistrien eingeschlossen. 

Laut aktueller Daten sind die Tuberkulose-

erkrankungen jedoch ansteigend. So waren 

es 1990 noch 54 Erkrankungen auf 100.000 

Personen, im Jahr 2011 jedoch schon 161 

Neuerkrankungen. Mit dem nationalen Pro-

gramm zur Tuberkulosekontrolle versucht 

die Regierung, die Verbreitung der Krank-

heit wieder einzuschränken. Das Programm 

arbeitet auf Empfehlung der WHO auf der 

Basis von Directly Observed Therapy und 

zielt darauf ab, die Krankheit zu kontrollie-

ren, deren Verbreitung einzudämmen und 

Resistenzen zu verhindern.  

 

MDG 7: Sicherung der ökologischen Nach-

haltigkeit 

 

Die Bilanz fällt insgesamt positiv aus und 

gewisse Fortschritte sind zu verzeichnen. 

Dennoch muss die moldauische Regierung 

auch in diesem Bereich ihre Bemühungen 

fortführen und stärken.  

 

Bereits 2006 konnte Moldau das Ziel hin-

sichtlich der vom Staat geschützten Gebiete 

erreichen, wobei aktuell circa 11,7 Prozent 

der Landesfläche durch Wald bedeckt sind.  

 

Der Anteil der Menschen mit Zugang zu 

Abwasserleitungen ist von 76,3 Prozent in 

1992 auf 86,1 Prozent im Jahr 2011 gestie-

gen. Der Anteil der Bevölkerung mit Zugang 

zu sicherem Trinkwasser ist im gleichen 

Betrachtungszeitraum ebenfalls von 92,7 

Prozent auf 96,2 Prozent gewachsen. Je-

doch drücken diese Erfolgszahlen nicht die 

ganze Wahrheit aus. Das Problem ist der 

schlechte Zustand der Wasserleitungen. Es 

fehlt an Material und qualifiziertem Perso-

nal, welches die notwendigen Überho-

lungsmaßnahmen durchführen könnte. Das 

gilt auch für die Wasseraufbereitung. Vielen 
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fehlt das Geld für die Wassergebühren. Auf 

dem Land beziehen daher viele ihr Wasser 

aus Quellen zweifelhafter Qualität. 

 

Probleme hat das Land weiterhin mit der 

Abfallbeseitigung. In der Republik Moldau 

haben sich inzwischen 30 Millionen Tonnen 

Abfall angesammelt, deren ökologische 

Unbedenklichkeit bezweifelt werden darf. 

Umweltverschmutzung, Gesundheitsschä-

digung, Vergiftung des Bodens, Missernten 

der Landwirtschaft könnten einige Konse-

quenzen des Misserfolgs in diesem Bereich 

sein. 

  

Eine verbesserte und engere Zusam-

menarbeit aller beteiligten Akteure, Förde-

rung der Bürgerbeteiligung bei den Umwelt-

schutzmaßnahmen und die Unterstützung 

der grünen Wirtschaft, Anwendung der EU-

Erfahrungen im Bereich des Umweltschut-

zes und der Wirtschaftsentwicklung wären 

einige Möglichkeiten, um das MDG 7 zu 

erreichen und die Situation zu verbessern.  

 

MDG 8: Aufbau einer globalen Partner-

schaft für Entwicklung 

 

Eine Evaluierung des achten MDGs 

zeigt, dass auch in diesem Bereich nicht alle 

Teilziele erreicht wurden. Jedoch schaffte 

es die Republik Moldau, eine Informations-

gesellschaft aufzubauen. Die Verbreitung 

des Mobilfunknetzes erreichte 2012 eine 

Quote von 114,6 Prozent im Vergleich zu 

37,8 Prozent im Jahr 2006. Die steigenden 

Nutzerzahlen von PCs (65 Prozent) und des 

Internets (75 Prozent) wecken Hoffnungen, 

dass das vorgegebene Ziel erreicht wird.  

 

Die Arbeitslosenquote liegt derzeit bei 

13,8 Prozent, aber die Erreichung des Zieles 

von zehn Prozent bis zum Jahr 2015 ist im 

Bereich des Möglichen. Dies hängt natürlich 

von einer stabilen politischen Situation im 

Land ab sowie der Schaffung eines attrakti-

ven Investitionsklimas und neuer Arbeitsplät-

ze. Das Freihandelsabkommen mit der Eu-

ropäischen Union kann dabei neue Möglich-

keiten für die moldauische Wirtschaft bieten. 

Faktoren, die die Durchsetzung von 

MDGs beeinflussen 

 

(1) Vor allem die großen Unterschiede 

der Lebensverhältnisse im ländlichen und 

städtischen Raum behindern eine nachhal-

tige Entwicklung. Die Unterschiede betreffen 

alle Indikatoren wie Kindersterblichkeit, Ar-

mut, Einschulung, Verbreitung infektiöser 

Erkrankungen, Zugang zu sicherem Trink-

wasser und zu Abwasserentsorgung sowie 

ärztlicher Versorgung. (2) Die hinzukom-

mende Abwanderung der Landbevölkerung 

und die damit verbundene Isolation der Dör-

fer bringen zusätzliche Verwerfungen in die 

moldauische Gesellschaft. Der Mangel an 

Arbeitsplätzen im ländlichen Gebiet und die 

Preissteigerungen zwingen die moldau-

ischen Bürger, nach besseren Einkom-

mensquellen im Ausland zu suchen. (3) Die 

starke Abwanderung führt dazu, dass viele 

junge Leute unbeaufsichtigt bleiben und 

damit beginnen, Drogen und Alkohol zu 

konsumieren. Die Statistiken zeigen eine 

dramatische Entwicklung bei den Kindern, 

deren Eltern ins Ausland auswandern. (4) 

Die patriarchalische Denkweise und die 

Stereotypen hinsichtlich der Rolle und Mög-

lichkeiten der Frauen in der Gesellschaft 

führen zu einer ungenügenden Beteiligung 

der Frauen am Gemeinwesen des Landes. 

(5) Eine instabile und antagonistische In-

nenpolitik beeinflusst das Vertrauen der 

Bevölkerung in die politische Klasse im ne-

gativen Sinn. (6) Schlussendlich sind der 

bedrohliche Griff der Korruption auf allen 

Ebenen und ein selektives Justizsystem 

mögliche Ursachen für ein Scheitern der 

Regierung und des Landes.  

 

Die Post-2015 Entwicklungsagenda in 

der Republik Moldau  

 

Die MDGs sind in der Republik Moldau 

noch nicht abgeschlossen. In einer Post-

2015 Agenda ist es erforderlich, dass sich 

die Vorstellungen der Bevölkerung in den 

Strategien und konkreten Maßnahmen der 

Regierung widerspiegeln. So können die 

öffentlichen Behörden die Erwartungen und 
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Bedürfnisse der Einwohner besser umset-

zen.  

Um die Bevölkerung mehr einzubinden, 

startete die UN-Vertretung in der Republik 

Moldau eine Befragung der Bevölkerung: 

„Die erwünschte Zukunft von Moldau“. Mit 

dieser Aktion möchte man die Meinung der 

Bürger zu Themen wie der wirtschaftlichen 

Entwicklung (Bildungswesen, Arbeitsplätze, 

nachhaltiges Wirtschaftswachstum), sozia-

len Entwicklung (eine inklusive, tolerante 

und solidarische Gesellschaft), Umwelt-

schutz und Gesundheit erfahren. 

 

Die Befragten stuften eine verantwort-

liche Regierungsführung und den Schutz 

der Menschenrechte als Eckpunkte einer 

zukünftigen Strategie ein, die die genannten 

Bereiche verbindet. Die Erwartungen der 

Menschen finden sich offiziell auf den Sei-

ten der nationalen Entwicklungsstrategie mit 

dem Titel „Moldau 2020: Sieben Lösungen 

für das wirtschaftliche Wachstum und die 

Bekämpfung der Armut“. Als Lösungen sind 

folgende Punkte angeführt: 

  

1) relevante Studiengänge für die berufliche 

Laufbahn 

2) verbesserte Infrastruktur 

3) zugängliche Finanzmittel 

4) Wettbewerb mit klaren gesetzlichen Re-

geln 

5) eine gerechte und nachhaltige Altersvor-

sorge 

6) sichere Energieversorgung 

7) eine verantwortungsvolle und unbestech-

liche Justiz  

 

Die Wünsche zeigen deutlich, dass die 

moldauischen Bürger selber ihr Schicksal in 

die Hand nehmen wollen. Das Stadt-Land-

Gefälle bleibt dabei die größte Herausforde-

rung für die moldauische Regierung und 

Gesellschaft. 

 

||  VIOLETA SANDRU 

      Leiterin des HSS-Büros in Chisinau, Moldau  

Unter Mitarbeit von Ghenadie Mocanu, 

Projektmanager bei IDIS Viitorul 
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MAROKKOS PERSPEKTIVEN FÜR EINE 

MENSCHLICHE ENTWICKLUNG NACH 2015 

 

 

 
 
 

 

JULIETTE BORSENBERGER ||  
 

Nach einer schwierigen soziökonomi-

schen Phase in den 90er Jahren hat sich 

Marokko im Jahre 2000 den UN-

Millenniumsentwicklungszielen (engl. Millen-

nium Development Goals - MDGs) ver-

schrieben und hat zahlreiche Initiativen und 

Programme ins Leben gerufen, um diese 

Ziele zu erreichen. Heute, 14 Jahre nach 

der Annahme dieser Millenniumserklärung, 

steht die Frage der Umsetzung der MDGs in 

Marokko im Zentrum einer breiten Debatte 

auf nationaler und internationaler Ebene.  

 

Sozioökonomischer Kontext in den 

1990er Jahren 

 

Als sich Marokko im Jahr 2000 den acht 

MDGs verpflichtet, die aus der im Rahmen 

des vom 6-8. September 2000 stattgefun-

denen Gipfeltreffens in New York von 189 

Mitgliedsstaaten verabschiedeten Millenni-

umserklärung der Vereinten Nationen her-

vorgehen, befand sich das Königreich nach 

einer Schuldenkrise am Ende einer schwie-

rigen Strukturanpassungsphase. Die Indika-

toren auf makroökonomischer Ebene deute-

ten zwar auf eine Verbesserung hin, jedoch 

verschlechterte sich die soziale Lage, ge-

folgt von sozialen und politischen Protesten. 

Die 1990er Jahre waren unter dem damali-

gen König Hassan II. von Privatisierungen, 

einer beschleunigten Liberalisierung, wirt-

schaftlichen Öffnung und einem steigenden 

Interesse an der Verbesserung der soziöko-

nomischen Lebensbedingungen der Bevöl-

kerung und der Regierungsführung geprägt, 

was dringend notwendig war, da bisher 

kaum Fortschritte in diesem Bereich erzielt 

wurden.
1
 Das Wirtschaftswachstum stag-

nierte und betrug über das gesamte Jahr-

zehnt gesehen jährlich nur zwei Prozent; die 

Anzahl der Personen, die in Armut leben, 

stieg zwischen 1990 und 1998 von 3,4 auf 

5,3 Millionen
2
 (Gesamtbevölkerung Marok-

kos 1998: 27,7 Mio.
3
) und nur 81 Prozent 

der Bevölkerung im städtischen Raum und 

14 Prozent im ländlichen Raum hatten Zu-

gang zu sauberem Trinkwasser.
4
 Nach dem 

Tod von Hassan II. 1999 folgte ihm sein 

Sohn Mohammed VI. auf den Thron. Des-

sen ambitionierte Sozialpolitik, demokrati-

sches Reformdenken und neue Haushalts-

politik leistete einen wesentlichen Beitrag 

zur Verbesserung der soziökonomischen 

Lebensbedingungen der Bevölkerung. Die 

Bekämpfung von Korruption, die Einführung 
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von Programmen zur Schaffung von Ar-

beitsplätzen und Beschäftigung, sowie Re-

formen im Sozialbereich (Bildung, Gesund-

heit und Frauenrechte) trugen zu einer dy-

namischeren Entwicklung des Landes bei.
5
  

 

Spezifischer Entwicklungsansatz von 

Marokko 

 

Seit der Annahme der Millenniums-

Erklärung erstellt und veröffentlicht die nati-

onale Stelle für wirtschaftliche Planung HCP 

(Haut-Commissariat au Plan) in Zusam-

menarbeit mit soziökonomischen Partnern 

sowie sieben UN-Nebenorganisationen 

(UNDP, UNFPA, UNICEF, WHO, CEA, UN 

Women und UNAIDS) in zwei- bis dreijähri-

gen Abständen (2003, 2005, 2007 und 

2009) einen nationalen Bericht über die 

MDGs, der als das wichtigste Evaluierungs- 

und Begleitinstrument in diesem Bereich 

gilt. Neben der Berichterstattung auf natio-

naler Ebene beschäftigen sich die zuständi-

gen Organisationen in jüngster Zeit ver-

mehrt mit der Umsetzung der Entwicklungs-

ziele auf regionaler Ebene, um spezifische 

und lokale Gegebenheiten berücksichtigen 

zu können. Bisher erstellte die HCP vier 

regionale Berichte, wobei diese auch As-

pekte aufgreifen, welche in den offiziellen 

MDGs nicht vorkommen, u.a. Indikatoren 

und Analysen, die Personen mit besonderen 

Bedürfnissen, Gewalt gegenüber Frauen, 

Förderung der Menschenrechte, men-

schenwürdige Arbeitsbedingungen, Qualität 

des Bildungswesens und das Zusammen-

wirken der verschiedenen Entwicklungs-

komponenten betreffen.
6
  

 

In Ergänzung zu den offiziellen Indikato-

ren der Vereinten Nationen für die MDGs 

wurden eigens spezifische Methoden und 

Indikatoren erstellt, die dem länderspezifi-

schen Kontext angepasst sind und einer 

umfassenderen und breiteren Evaluierung 

der Entwicklung in Marokko dienen. So zieht 

Marokko zur Evaluierung der Armutsent-

wicklung neben der absoluten Armutsrate, 

die an dem offiziellen von den Vereinten 

Nationen festgelegten 1,25-Dollar-Indikator 

gemessen werden - demnach jene Men-

schen als extrem arm gelten, die mit weni-

ger als 1,25 Dollar (in Kaufkraftparität) pro 

Tag auskommen müssen - die relative und 

multidimensionale Armutsrate sowie die 

soziale Vulnerabilität heran. Die relative 

Armut wird an dem nationalen marokkani-

schen Richtwert, der bei 2,15 Dollar nach 

Kaufkraftparitäten pro Tag und pro Person 

liegt, gemessen. Für die multidimensionale 

Armut werden auch andere Indikatoren, wie 

Gesundheit, Bildung, Lebensbedingungen, 

Arbeit, Kommunikationsmittel, Zugang zu 

sozialen Dienstleistungen, Wohnbedingun-

gen sowie geschlechterspezifische Un-

gleichheiten herangezogen.
7
 Die soziale 

Vulnerabilität umfasst jene Menschen, de-

nen pro Tag zwischen 2,15 bis 3,23 Dollar 

zur Verfügung stehen, und nicht als arm, 

sondern als armutsgefährdet gelten. 
8
 

 

Nationale Umsetzungsprogramme 

 

Neben der aktiven Beteiligung am Ent-

wicklungsprozess seitens der marokkani-

schen Regierungsinstanzen, der lokalen 

Behörden und Organe, sowie mehrerer in-

ternationaler Organisationen, zeigt auch 

König Mohammed VI. großes Engagement 

bei der Umsetzung der MDGs. Bisher rief er 

zahlreiche Initiativen und Programme ins 

Leben, die u.a. die Armutsreduzierung, die 

Verbesserung der Gesundheit und der Situ-

ation von Frauen, den erleichterten Zugang 

zu Bildung und die Integration von Jugendli-

chen in den Arbeitsmarkt zum Ziel haben. 

Neben der Verbesserung von Lebensbedin-

gungen in städtischen Elendsvierteln legte 

Mohammed VI. ebenso den Schwerpunkt 

auf die ländliche Bevölkerung, deren Le-

bensbedingungen durch eine bessere Infra-

struktur und den Zugang zu einer adäqua-

ten Grundversorgung (Wasser, Strom, Bil-

dung und Gesundheit) verbessert werden 

sollen.  

 

Wie bereits erwähnt, ist die wichtigste In-

stitution zur Evaluierung der MDGs die nati-

onale Stelle für wirtschaftliche Planung 

HCP, die 2003 auf Initiative des Königs das 
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Ministerium für Planung und Wirtschafts-

prognosen ablöste und seither eine instituti-

onelle und intellektuelle Unabhängigkeit 

genießt.
9
  

 

Im Mai 2005 wurde auf Initiative des Kö-

nigs die Nationale Initiative für Menschliche 

Entwicklung INDH (Initiative Nationale pour 

le Développement Humain) ins Leben geru-

fen, die sich vor allem der Armutsbekämp-

fung und Bekämpfung sozialer Ausgrenzung 

widmet.
10

 Seit der Gründung investierte 

allein die INDH etwa eine Milliarde Euro zur 

Durchführung von 29.000 Projekten und 

Schaffung von 5.000 einkommensschaffen-

den Aktivitäten, wovon mehr als sieben Mio. 

Personen profitieren konnten. Diese Zahlen 

ermöglichen zwar eine quantitative Evaluie-

rung der INDH-Projekte, jedoch gibt es 

kaum Studien, die sich mit der Umsetzung 

und Durchführung dieser Projekte auf quali-

tativer Ebene befassen. Obwohl die INDH 

ein regelrechter Hebel für menschliche Ent-

wicklung ist, sehen einige Wissenschaftler 

diese Initiative als Mittel zur Kontrolle und 

Entpolitisierung der Zivilgesellschaft, was 

nicht dem ursprünglichen Konzept eines 

partizipativen Ansatzes entspricht.
11

  

 

Die Verbesserung des Gesundheitswe-

sens und der allgemeine Zugang zu einer 

guten Gesundheitsversorgung ist Marokko 

ein besonderes Anliegen. 2012 ist das me-

dizinische Versorgungssystem für sozial 

Bedürftige RAMED (Régime d'Assistance 

Médicale) in Kraft getreten und verbesserte 

neben der 2005 eingeführten verpflichten-

den Krankenversicherung AMO (Assurance 

Maladie Obligatoire) das Gesundheitssys-

tem.
12

 Anfang 2013 waren bereits 5,26 Mio. 

Menschen im Besitz einer RAMED-

Versicherungskarte oder Empfangsbeschei-

nigung und konnten medizinische Dienst-

leistungen in Anspruch nehmen, was 60 

Prozent der betroffenen Bevölkerungsgrup-

pe entspricht.
13

 

 

Im Jahr 2013 widmete das Königreich 

Marokko dem Gesundheitsbereich ein be-

achtliches Budget von ca. sechs Mrd. Dir-

ham (ca. 500 Mio. Euro), das acht Prozent 

des gesamten Staatshaushaltes entspricht. 

Ebenso unternimmt der Staat große An-

strengungen zur Reduzierung der 

Analphabetenrate und der allgemeinen Bil-

dung, indem er für die Hochschulbildung, 

nationale Bildung und Alphabetisierung im 

selben Jahr ein Budget in Höhe von ca. 

zehn Mrd. Dirham (ca. 870 Mio. Euro) zur 

Verfügung stellte, was etwa 15 Prozent des 

gesamten Staatshaushaltes entspricht.
14

 

 

Auch die berufliche Ausbildung von Ju-

gendlichen hat Marokko zu einem Schwer-

punkt ihrer Entwicklungspolitik gemacht. 

Bereits ab 1974 unterstützte das Büro für 

Berufsbildung und Förderung der Arbeit 

OFPPT (Office de la Formation 

Professionnelle et de la Promotion du 

Travail) die Aus- und Fortbildung, so dass 

heute jährlich etwa 340.000 (2013/2014) 

Jugendliche in 329 Ausbildungseinrichtun-

gen die Möglichkeit besitzen, einen Beruf zu 

erlernen. Zurzeit bietet das OFPPT 278 

Berufsausbildungen und 105 qualifizierende 

Ausbildungen an und ist einer der wichtigs-

ten Förderer im Bereich der Ausbildung von 

Jugendlichen.
15

 

 

In den vergangenen zehn Jahren führte 

die Regierung mehrere sektorale Pläne ein, 

um verschiedene Wirtschaftssektoren zu 

fördern. Beispielsweise der „Plan Grünes 

Marokko“ (Plan Maroc Vert 2008) zur Förde-

rung der Landwirtschaft, die marokkanische 

Industriestrategie „Plan wirtschaftlicher Auf-

schwung“ (Plan Emergence 2005), sowie 

der „Plan Azur“ 2001 zur Aufwertung des 

Tourismussektors.  

Ebenfalls wurden einige Reformen auf 

sozio-ökonomischer Ebene unternommen, 

um Marokko sowohl wirtschaftlich zu stär-

ken als auch Fortschritte im Bereich der 

Menschenrechte zu erzielen. Für die Errei-

chung der MDGs mangelt es weder an poli-

tischem Willen seitens der Regierungsin-

stanzen noch an rechtlichen Rahmenbedin-

gungen, sondern an Humanressourcen, die 

auf allen Ebenen diesen politischen Willen 

auch tatsächlich in die Realität umsetzen. 
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Gemeinsame Umsetzungsprogramme 

(Marokko und internationale Partner) 

 

In den vergangenen Jahren wurden zahl-

reiche Programme ins Leben gerufen, die 

diverse Entwicklungsaspekte zum Inhalt 

haben. 2010 startete unter der Schirmherr-

schaft von König Mohammed VI. die Kam-

pagne „8 für 8“ („8 pour 8“) auf Initiative der 

Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit 

dem Ministerium für auswärtige Angelegen-

heiten und Zusammenarbeit (Ministère des 

Affaires Etrangères et de la Coopération) 

und dem Ministerium für Kommunikation 

(Ministère de la Communication). Ziel dieser 

Sensibilisierungskampagne ist es, die breite 

Öffentlichkeit über die MDGs zu informieren 

und den Dialog mit jungen Menschen zu 

fördern, um diese in den Umsetzungspro-

zess einzubinden.
16

  

 

Zur Förderung von Frauenrechten be-

gann 2008 das multisektorale Programm zur 

Bekämpfung geschlechterspezifischer Ge-

walt durch die Autonomisierung von Frauen 

und Mädchen in Marokko TAMKINE. Eine 

Initiative, die den Fond zur Erreichung der 

MDGs unter Koordination von 13 Ministeri-

alabteilungen, acht Agenturen der UN-

Nebenorganisationen und 40 NROs einbe-

zieht. In einem Zeitraum von vier Jahren 

konnte das Programm 92,85 Prozent der 

Maßnahmen, die zur Institutionalisierung 

von Frauenrechten in nationalen Politiken 

und Entwicklungsprogrammen, sowie der 

lokalen Umsetzung von geschlechterspezifi-

schen nationalen Politiken in sechs ausge-

wählten Regionen beitrugen, tatsächlich 

umsetzen. 
17

  

 

 

Externe und Interne entwicklungshem-

mende Faktoren 

 

Trotz der relativ guten Bedingungen und 

der zahlreichen ergriffenen Maßnahmen, die 

für die Erreichung der Millenniumsziele för-

derlich sind, beeinträchtigte die weltweite 

Banken- und Finanzkrise von 2008 die Ent-

wicklung des Landes erheblich. Marokkos 

schwache Einbindung in das globale Fi-

nanzsystem konnten das Königreich zwar 

vor einer gravierenden Finanzkrise ver-

schonen, jedoch wirkte sich die weltweite 

Rezession stark auf die nationale Wirtschaft 

aus. Vor allem der Handel mit europäischen 

Staaten, insbesondere Frankreich und Spa-

nien, sowie der Tourismussektor waren da-

von betroffen. Zusätzlich transferierten die 

im Ausland lebenden Marokkanern deutlich 

weniger Geld in ihre Heimat, was für viele 

marokkanische Familien eine wichtige Ein-

nahmequelle darstellt. Auch der Export, vor 

allem von Lebensmitteln, Phosphaten und 

Halbfabrikaten, litt unter den Folgen der 

Wirtschaftskrise. Die weltweite Nachfrage 

an marokkanischen Produkten ging 2009 

um zehn Prozent und das Waren- und 

Dienstleistungsexportvolumen um 14,7 Pro-

zent zurück. Die Auswirkungen der Krise auf 

die Umsetzung der Entwicklungsziele zeig-

ten sich durch den Verlust von 1,2 Prozent-

punkten des BIPs bezüglich der laufenden 

staatlichen Ausgaben, sowie 0,1 Prozent-

punkte des BIPs bezüglich der staatlichen 

Investitionsausgaben.
18

 

 

Obwohl Marokko durch zahlreiche Maß-

nahmenpläne im sozialen und wirtschaftli-

chen Bereich den Folgen wie Verlust von 

Arbeitsplätzen und Inflation entgegenwirken 

konnte, hätte Marokko bessere Ergebnisse 

bezüglich der Reduzierung der Kinder- und 

Müttersterblichkeit, der Trinkwasserversor-

gung und Grundbildung erzielen können, 

wenn es zu keiner wirtschaftlichen Rezessi-

on mit einer langsamen Erholungsphase 

gekommen wäre. Dennoch können die Ent-

wicklungsziele bezüglich der Trinkwasser-

versorgung und Grundbildung bis 2015 vo-

raussichtlich erreicht werden.
19

  

 

Erhebliche Folgen auf die Entwicklungen 

des Landes bringen auch die klimatischen 

Veränderungen mit sich und in Zukunft sind 

mit zunehmenden klimatischen Beeinträch-

tigungen zu rechnen. In den vergangenen 

hundert Jahren stieg die durchschnittliche 

Temperatur um 1° C und die Häufigkeit von 

Überschwemmungen und Trockenperioden 
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ist markant angestiegen.
20

 Die jährliche 

Wasserzufuhr ist bereits um 20 Prozent 

gesunken und das Oberflächen- und 

Grundwasser soll aufgrund der sinkenden 

Niederschlagsmengen schätzungsweise um 

10 bis 15 Prozent sinken. Die extremen 

Wetterbedingungen, insbesondere die ver-

mehrten Hitze- und Kältewellen, gefährden 

die effiziente Bekämpfung von Infektions-

krankheiten wie Cholera und Tuberkulose 

und führen zu einem Anstieg an chroni-

schen Krankheiten, von denen vor allem 

ärmere Bevölkerungsschichten, sowie Kin-

der und ältere Menschen betroffen sind. Die 

zunehmenden Dürren und das steigende 

Bevölkerungswachstum in Subsahara-Afrika 

beeinflussen unmittelbar die Lebensmittel-

versorgung der Bevölkerung in der gesam-

ten Region. Marokko ist somit nicht nur von 

den unmittelbaren Klimaveränderungen in 

der Region betroffen, sondern muss in na-

her Zukunft mit einem Zuwachs an Einwan-

derern aus Subsahara-Afrika, die aufgrund 

klimatischer Veränderungen ihre Heimat 

verlassen, rechnen. Ein Rückgang von 

Wasserressourcen würde in den ländlichen 

Gegenden auch unmittelbare Folgen für den 

Schulbesuch von Kindern haben, die statt 

dem Unterricht beizuwohnen, Wasser holen 

müssen.
21

  

 

In diesem Kontext versucht Marokko 

durch gezielte Maßnahmen im Rahmen des 

so genannten „Plan Grünes Marokko“ die 

landwirtschaftlichen Praktiken zu ändern 

und die Lebensbedingungen der betroffenen 

ländlichen Bevölkerung durch angemessene 

politische, institutionelle und technische 

Maßnahmen den klimatischen Veränderun-

gen anzupassen und zu verbessern.
22

 

 

Nicht nur externe Faktoren nehmen Ein-

fluss auf die Entwicklung des Landes. Er-

zielte Fortschritte und bestehende Rück-

stände in verschiedenen Entwicklungsberei-

chen können das Vorankommen anderer 

MDGs beeinflussen. Beispielsweise hat eine 

niedrige Alphabetisierungsrate bei Frauen in 

ländlichen Gebieten eine höhere Mütters-

terblichkeitsrate zur Folge, da unzureichen-

de Bildung den Zugang zu einer guten 

Gesundheitsversorgung erschwert. Auf-

grund von Armut und des schwierigen Zu-

gangs zur Gesundheitsversorgung sind In-

fektionskrankheiten und chronische Krank-

heiten in ländlichen Gebieten noch weit ver-

breitet.  

 

Marokko ruft zwar zahlreiche Initiativen 

und Programme ins Leben, jedoch führen 

diese nicht immer oder nur sehr langsam zu 

den gewünschten Ergebnissen. Trotz des 

politischen Willens mangelt es an Human-

ressourcen zur Umsetzung dieser Strategien. 

Die Umsetzung zahlreicher Initiativen basiert 

auf einem partizipatorischen Ansatz, der 

auch zivilgesellschaftliche Akteure aktiv in 

den Entwicklungsprozess miteinbeziehen 

soll. Die bereits o.g. INDH setzt sich vor al-

lem die Mobilisierung von assoziativen Ak-

teuren zum Ziel. 2007 waren in Marokko 

44.614 Vereine registriert, das einem ver-

gleichsweise niedrigen Anteil von 145 Verei-

nen je 100.000 Einwohner entspricht. Der 

Großteil dieser Vereine wurde zwischen 

1997-2007 gegründet; vier von zehn Verei-

nen wurde seit der Gründung der INDH im 

Jahr 2005 kreiert. Zusätzlich räumt der Staat 

in den letzten Jahren der Zivilgesellschaft 

einen immer wichtigeren Platz ein. 2011 

wurden die Rechte und Aufgaben der Zivil-

gesellschaft im Rahmen der partizi-pativen 

Demokratie und der  Guten Regierungsfüh-

rung verfassungsmäßig verankert und im 

März 2013 startet die marokkanische Regie-

rung einen sozialen Dialog zur Zivilgesell-

schaft. Diesbezüglich organisierte die HSS 

gemeinsam mit dem Ministerium für Bezie-

hungen zum Parlament und der Zivilgesell-

schaft, der Nationalen Kommission für den 

Dialog mit der Zivilgesellschaft und ihren 

neuen verfassungsmäßigen Vorrechten und 

der Marokkanischen Vereinigung für Verfas-

sungsrecht AMDC (Association Marocaine 

du Droit Constitutionnel)ein nationales Kollo-

quium zum Thema „Die neuen verfassungs-

mäßigen Aufgaben der Zivilgesellschaft: Wel-

che legislative Formgebung?, das sowohl 

Verfassungsrechtsexperten als auch Akteuren 

der Zivilgesellschaft Diskussionsraum bot.  
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Zwischenbilanz auf dem Weg zu 2015 

 

Bezüglich der Entwicklungsziele befindet 

sich Marokko seit 2000 auf einem guten 

Weg und konnte bereits einige spezifische 

Zielvorgaben erreichen, insbesondere in der 

Gesundheitsversorgung, Trinkwasserzu-

gang, der Armutsbekämpfung und der Be-

kämpfung von HIV/Aids und Malaria.
23

 

 

Ziel 1: Beseitigung der extremen Armut 

und des Hungers 

 

Innerhalb von fast zehn Jahren ist es Ma-

rokko gelungen, die absolute Armut fast 

gänzlich auszumerzen und die relative Ar-

mut zu reduzieren. Bereits vor 2015 konnte 

sowohl der Anteil der Menschen, deren Ein-

kommen weniger als 1,25 Dollar pro Tag 

beträgt und jene, die Hunger leiden, gemäß 

den Zielkriterien mehr als halbiert werden. 

Auch die relative Armut ist von 15,3 Prozent 

(2001) auf 6,2 Prozent (2011) gesunken. 

Die subjektive Armut ist aber durchaus hö-

her und 39,7 Prozent der Marokkaner be-

trachteten sich 2011 als arm.
24

 Trotz der 

erfolgreichen Bekämpfung von Armut und 

Hunger, steigen aber die sozialen Ungleich-

heiten. Im Vergleich zu 1991 ist der Gini-

Index von 0,393 auf 0,408 (2011) angestie-

gen. Zusätzlich sind die Entwicklungen am 

Arbeitsmarkt und die Beschäftigungsquote 

nicht durchweg positiv. Zwar sinkt die natio-

nale Arbeitslosenquote kontinuierlich und 

liegt derzeit bei neun Prozent (2012)
25

, den-

noch ist die Situation bei Jugendlichen im 

Alter von 15-24 Jahren besonders gravie-

rend (2012: 18,6 Prozent
26

).
 
Allgemein ist 

ein Rückgang beim Anteil der Beschäftigten 

im erwerbsfähigen Alter erkennbar Ursache 

für die prekären Arbeitsverhältnisse sind der 

hohe Anteil an informeller Beschäftigung 

und die schwach ausgeprägten Wirtschafts-

strukturen, insbesondere was die Klein- und 

Mittelunternehmen betrifft, da die marokka-

nische Wirtschaft noch stark von der Agrar-

produktion abhängig (15,1 Prozent des BIP) 

ist. Der industrielle Sektor (31,7 Prozent) 

und Dienstleistungssektor (53,2 Prozent) 

sind im Vergleich zu industrialisierten Län-

dern weniger stark ausgeprägt.
27

 Schät-

zungsweise trägt der informelle Sektor 44 

Prozent zum BIP der formellen Wirtschaft 

bei und beschäftigt rund 30 Prozent der 

erwerbstätigen Bevölkerung.
28

 

 

Ziel 2: Verwirklichung der allgemeinen 

Grundschulbildung 

 

In Bezug auf die Einschulungs- und 

Alphabetisierungsraten konnte Marokko sich 

in den letzten Jahren stark verbessern, je-

doch bestehen weiterhin qualitativen Män-

gel im Bildungssystem. Angesichts der nied-

rigen Schulbesuchsquote von Vorschulein-

richtungen und der geringen Anzahl von 

Bildungseinrichtungen im 

Sekundarschulbereich in ländlichen Gegen-

den kann Marokko keine allgemeine nach-

haltige Bildungsgarantie gewährleisten. Vor 

allem Kinder auf dem Land, Mädchen und 

Kinder mit Behinderungen sind von der In-

anspruchnahme ihres Rechts auf Bildung 

ausgeschlossen. Neben der zu bemängeln-

den Infrastruktur lässt auch die Unterrichts-

qualität zu wünschen übrig. Nicht einmal die 

Hälfte (41,9 Prozent) der marokkanischen 

Schüler schließt die Sekundarbildung oder 

berufsqualifizierende Bildung erfolgreich ab, 

nur 32 Prozent der Schüler im 4. Grund-

schuljahr beherrschen die Grundkenntnis-

se
29

 und 74 Prozent im selben Schuljahr 

erreichen laut TIMSS (Trends in Internatio-

nal Mathematics and Science Study) nicht 

einmal die ersten vier Kompetenzstufen in 

Mathematik, die auf einer Skala von 1 bis 

625 Punkten in niedrige, durchschnittliche 

und hohe Kompetenzniveaus eingeteilt wer-

den, wobei kein einziger Schüler ein höhe-

res Niveau erreicht hat.
30

 

 

Um das Bildungssystem nicht nur auf 

quantitativer sondern auch auf qualitativer 

Ebene zu verbessern, erarbeitete Marokko 

1999/2000 eine nationale Charta für die 

Aus- und Weiterbildung, die vor allem zur 

qualitativen Verbesserung und strukturellen 

Modernisierung des Bildungssystems bei-

tragen soll. Trotz zahlreicher Initiativen die 

anlässlich dieser Charta ins Leben gerufen 
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wurden, konnten die Lehrpläne  und Schul-

bücher überarbeitet und aktualisiert werden, 

führten aber  zu  keinen sichtbaren Fort-

schritte im Lernbereich und der Unterrichts-

qualität. Grund dafür ist mitunter die man-

gelnde Aus- und Weiterbildung von Lehr-

kräften, was  eine effiziente Umsetzung der 

pädagogischen Richtlinien dieser Charta 

und eine qualitative Verbesserung Schulwe-

sens bremst.  Des Weiteren sieht diese 

Charta eine Dezentralisierung der Verwal-

tung des Bildungssystems vor, indem vor 

allem lokale Gebietskörperschaften eine 

größere Rolle bei der Verwaltung und Fi-

nanzierung von Schulen spielen. Die Praxis 

hingegen zeigte, dass die lokalen Gebiets-

körperschaften oftmals nicht über ausrei-

chende finanzielle Mittel verfügen, und we-

der Erfahrungen oder Wissen im Bereich 

der Verwaltung von Grundschulen haben, 

und auch keine Ausbildungen in diesem 

Bereich erhalten. 
31

  

 

Die Mängel im Bildungssystem stellen 

weiterhin ein Hindernis für die Entwicklung 

in Marokko dar. Dies wird nicht nur in inter-

nationalen Berichten festgestellt, sondern 

auch vom König selbst sehr kritisch betrach-

tet. In seiner Rede am 20. August 2013 an-

lässlich des 60. Jahrestages der Revolution 

des Königs und des Volkes, betonte König 

Mohammed VI. die Wichtigkeit dieser Char-

ta und die Rolle der Bildung als wichtige 

Voraussetzung für die soziale und wirt-

schaftliche Entwicklung des Landes. Zusätz-

lich wies er auf die bestehenden Mängel im 

Bildungssystem hin, wie beispielsweise Un-

terrichtsprogramme, die nicht den Anforde-

rungen der Arbeitswelt entsprechen und der 

Wechsel zwischen Unterrichtssprachen (In 

der Grundschule wird vorwiegend auf Ara-

bisch unterrichtet; in der Sekundarstufe hin-

gegen werden wissenschaftliche Fächer 

oftmals in Fremdsprachen, insbesondere 

Französisch, gelehrt. Aufgrund des man-

gelnden Fremdsprachenniveaus der Schüler 

in der Sekundarstufe, können viele dem 

Lehrplan nicht folgen und brechen die Schu-

le frühzeitig ab.). 
32

  

 

Ziel 3: Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter und Ermächtigung der 

Frauen 

 

Laut dem „Gender Gap Report 2013“ des 

Weltwirtschaftsforums liegt Marokko bezüg-

lich der Geschlechterungleichheiten von 136 

Ländern an nur 129. Stelle und schneidet 

besonders schlecht im Bereich der wirt-

schaftlichen Teilnahme und der politischen 

Repräsentanz von Frauen im politischen 

Kontext ab.
33

 Durch die Ernennung der 

neuen Regierung im Oktober 2013 konnte 

zwar die Anzahl der Frauen in der Regie-

rung von nur einer Ministerin auf sechs 

weibliche Regierungsmitglieder erhöht wer-

den, jedoch erhielten sie keine Schlüsselmi-

nisterien und vier der sechs weiblichen Re-

gierungsmitglieder wurden nur als beige-

ordnete Ministerinnen ernannt.
34

 Auch im 

Parlament sind Frauen nur schwach vertre-

ten: 17 Prozent der Senatsmitglieder (Ober-

haus) und nur 2,2 Prozent der Mitglieder der 

Repräsentantenversammlung (Unterhaus) 

sind weiblich.
35

 Im Arbeitsleben sind Frauen 

nach wie vor stark benachteiligt. Der Anteil 

von Frauen am Erwerbspersonenpotenzial 

ist dreimal niedriger als jener von Männern 

und die Analphabetenrate liegt bei Frauen 

weit über dem landesweiten Durchschnitt. 

Hingegen besteht im Bildungswesen bei der 

Einschulung im Primärschulbereich eine 

nahezu gänzliche Gleichstellung von Jun-

gen und Mädchen. Zusätzlich steigt im 

Hochschulbereich die Anzahl der weiblichen 

Studierenden und Frauen sind in manchen 

Studiengängen, bspw. Medizin, bereits stär-

ker als Männer vertreten. 

 

Marokko ist sich der Geschlechtergleich-

stellungsproblematik dennoch sehr bewusst 

und hat zahlreiche Reformen im rechtlichen 

Bereich zur Verbesserung der Geschlech-

tergleichstellung unternommen. Bereits 

1993 hat das Land die UN-

Frauenrechtskonvention zur Beseitigung 

jeder Form von Diskriminierung gegenüber 

der Frau (CEDAW) ratifiziert.
36

 2004 trat das 

neue Familiengesetz in Kraft, das die Poly-

gamie durch strengere rechtliche Bestim-
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mungen erschwert. Gemäß den Artikeln 40 

und 41 des Familiengesetzes erlaubt das 

Gericht die Polygamie nicht, wenn Unge-

rechtigkeit gegenüber der Ehefrau besteht 

oder der Mann nicht über genügend Mittel 

für den Erhalt von zwei Haushalten verfügt. 

Des Weiteren wurde das Heiratsalter von 

Frauen auf 18 Jahre angehoben.
37

 Trotz 

dieser Maßnahmen konnte der Staat die 

Anzahl der Eheschließungen mit Minderjäh-

rigen nicht erheblich reduzieren, da diese in 

den ländlichen Gegenden zum Alltag ge-

hört.  

 

Projekte der HSS 

 

Die Hanns-Seidel-Stiftung engagiert 

sich seit 25 Jahren im Maghreb bei der 

Unterstützung von staatlichen Strukturre-

formen, die auf Prinzipien der Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit und Guten Regierungs-

führung basieren. Die Errichtung eines 

nachhaltigen politischen Rahmens ist Vo-

raussetzung für die Steigerung des allge-

meinen Wohlergehens, das Ziel der MDGs 

ist. Um dieses Ziel zu erreichen   unter-

stützt die HSS insbesondere ein Netzwerk 

von Rechtsexperten, das in den vergange-

nen 25 Jahren ausgebaut und gefestigt 

werden konnte. Mehrere dieser Experten 

haben an der Verfassungsreform von 2011 

mitgewirkt und die Hälfte der Mitglieder der 

für diese Verfassungsreform gegründeten 

Ad-hoc-Beratungskommission sind lang-

jährige Kooperationspartner der HSS. We-

sentlich ist, dass die neue Verfassung von 

2011 u.a. wichtige Bestimmungen beinhal-

tet mit dem Ziel, die Rolle der Zivilgesell-

schaft zu fördern, den Bürgern mehr Teil-

nahme in öffentlichen Angelegenheiten zu 

gewähren und die Rechte der Frauen 

durch die verfassungsmäßig verankerte 

Geschlechtergleichstellung zu stärken.  

 

Mehr zu unserer Arbeit unter 

www.hss.de/marokko 

 

 

 

Ziel 4: Senkung der Kindersterblichkeit 

 

Dank zahlreicher Gesundheitsvorsorge-

programme (Impfungen, Immunisierung, 

Bekämpfung von Unterernährung) sank die 

Sterblichkeitsrate von Kindern unter fünf 

Jahren zwischen 1990-2012 um 61 Prozent. 

Das Ziel, die Kindersterblichkeitsrate um 

zwei Drittel zu reduzieren, kann Marokko bis 

2015 mit großer Wahrscheinlichkeit errei-

chen. 

 

Ziel 5: Verbesserung der Gesundheit von 

Müttern 

 

Mit jährlich 112 Sterbefällen von Müttern 

je 100.000 Lebendgeburten ist die Mütters-

terblichkeitsrate in Marokko noch relativ 

hoch, ist jedoch um 66 Prozent niedriger als 

1991. Die Zielvorgabe, die Müttersterblich-

keit bis 2015 um drei Viertel zu senken, 

wurde noch nicht ganz erreicht, da eine sehr 

rasche Verbesserung der Gesundheit von 

Müttern im ländlichen Raum aufgrund struk-

tureller Mängel nicht möglich ist. Beispiels-

weise erhalten nur 55 Prozent (2011) der 

Geburten auf dem Land eine professionelle 

Unterstützung und Betreuung. Diese Zahlen 

sind jedoch mit Vorsicht zu behandeln, da in 

vielen Todesfällen die Ursache nicht genau 

angegeben wird und die Müttersterblich-

keitsrate vermutlich höher ist.  

 

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/Aids, Malaria 

und anderen Krankheiten 

 

Große Fortschritte konnte Marokko auch 

im Bereich der Bekämpfung von HIV/Aids 

und Malaria erzielen. Die HIV-Prävalenz ist 

in Marokko, wie auch im Großteil der ME-

NA-Länder, vergleichsweise zu anderen 

Weltregionen relativ niedrig, variiert aber 

stark je nach Region und Bevölkerungs-

gruppe. So ist die Rate bei Prostituierten 

deutlich höher und liegt seit 2001 relativ 

stabil bei 2-3 Prozent.
38

 Vermutlich sind 

aber viel mehr Menschen mit dem HI-Virus 

infiziert, werden aber statistisch nicht er-

fasst. Die Betroffenen leiden oftmals unter 

sozialer Ausgrenzung, da die gesellschaft-

www.hss.de/marokko
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lich weit verbreiteten religiös-konservativen 

Einstellungen zu der Annahme führen, dass 

sich dort HIV/Aids nicht ausbreiten kann und 

der Islam vor dieser Krankheit schützt.
39

  

 

Hinsichtlich der Bekämpfung von einhei-

mischer Malaria ist die Anzahl der jährlichen 

Neuerkrankungen bereits soweit gesunken, 

dass die Weltgesundheitsorganisation 2010 

Marokko als malariafrei zertifizierte.
40

 Zur-

zeit treten nur Fälle von aus dem Ausland 

eingeschleppter Malaria auf, deren Anzahl 

sich 2012 auf 364 Fälle belief.
41

 Ein viel 

gravierenderes Problem für die öffentliche 

Gesundheit stellen die jährlichen Neuinfek-

tionen von Tuberkulose dar. Hauptursachen 

sind insbesondere Armut und Analphabe-

tismus, die keinen adäquaten Zugang zur 

Gesundheitsversorgung ermöglichen, da die 

Betroffenen weder über die finanziellen Mit-

tel noch die notwendige Bildung und das 

Wissen verfügen, um präventiv diese 

Krankheiten vorzubeugen und eine entspre-

chende medizinische Versorgung (z. B. Me-

dikamentenbeipackzettel) in Anspruch zu 

nehmen. Zusätzlich mangelt es an qualifi-

ziertem Personal zur Diagnostizierung.
42

  

 

Ziel 7: Sicherung der ökologischen 

Nachhaltigkeit  

 

In den letzten Jahren ist eine erhebliche 

Verbesserung der Lebensbedingungen von 

Slumbewohnern in Marokko erkennbar. Das 

2004 von der marokkanischen Regierung 

mit Unterstützung des Programms der Ver-

einten Nationen für menschliche Siedlungen 

UN-Habitat gestartete Programm „Städte 

ohne Barackensiedlungen“ („Ville sans Bi-

donvilles“) ermöglichte es bis September 

2013, 47 von ursprünglich 85 festgelegten 

Städte als Städte ohne Barackensiedlungen 

zu erklären. Zusätzlich konnten die Lebens-

bedingungen von 200.000 Haushalten ver-

bessert werden.
43

 Einen großen Erfolg kann 

Marokko auch hinsichtlich der Reduzierung 

der Anzahl von in Slums lebenden Stadtbe-

wohnern und der Zugangsrate zu Trinkwas-

ser verzeichnen, die in den Stadtgebieten 

bereits bei 100 Prozent liegt. 

Marokko hat sich verstärkt durch die An-

nahme der Charta für Umwelt und nachhal-

tige Entwicklung 2011 dem Schutz der 

Biodiversität verschrieben. Für zehn Natio-

nalparks, die eine Fläche von mehr als 

810.000 Hektar umfassen, ist die Umset-

zung von neuen Raum- und Bewirtschaf-

tungsplänen im Gange. Zusätzlich verab-

schiedete die Regierung 2010 eine neues 

Gesetz, welches fünf Kategorien von 

Schutzgebieten festlegt: National- und Na-

turparks, Naturschutzgebiete, biologische 

Reservate und Naturräume. Neben dem 

Schutz von Wäldern, die eine Fläche von 9 

Mio. Hektar (Stand 2011) umfassen, welche 

12,5 Prozent der gesamten Landesfläche 

entsprechen, machte Marokko auch den 

Erhalt von Ökosystemen in Oasen, insbe-

sondere in den südlichen Gebieten des 

Landes, zu einem zentralen Anliegen.
44

 

  

Zusätzlich fördert Marokko im Rahmen 

seiner Energiepolitik die Entwicklung von 

erneuerbaren Energien, insbesondere der 

Wind-, Solar- und Hydroenergie. Neben 

einer Reduktion von Umwelt- und Luftver-

schmutzung, soll diese Strategie auch die 

Stromversorgung von ärmlichen Bevölke-

rungsschichten in ländlichen Gegenden 

verbessern, die bisher teilweise vom öffent-

lichen Stromversorgungsnetz ausgeschlos-

sen waren.
45

 In Zukunft soll die Solarenergie 

nicht nur ausschließlich für die Versorgung 

der einheimischen Bevölkerung genutzt 

werden. Das ambitionierte Desertec-Projekt 

plant Energie aus der MENA-Region zu 

exportieren, um bis 2050 15 Prozent des 

europäischen Energieverbrauchs zu de-

cken.
46

 Die Entwicklung von erneuerbaren 

Energien ist auch eine der Hauptachsen der 

deutschen Zusammenarbeit mit Marokko. 

Am 10. Mai 2013 erfolgte der erste Spaten-

stich für das solarthermische Kraftwerk in 

Ouarzazate, im Süden Marokkos, das 2015 

in Betrieb gehen soll. Die Kosten für den 

Bau belaufen sich auf 700 Mio. Euro, wel-

che die deutsche Bundesregierung über die 

KfW Entwicklungsbank mit 115 Mio. Euro 

mitfinanziert.
47

 Marokko plant bis 2020 fünf 

weitere solarthermische Kraftwerke mit ei-
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ner Kapazität von 2000 Megawatt zu errich-

ten, um einen Anteil der Stromerzeugung 

aus erneuerbaren Energien von 42 Prozent 

zu erreichen, was weltweit gesehen eine 

Pionierleistung ist.
48

 

 

Ziel 8: Aufbau einer weltweiten Entwick-

lungspartnerschaft 

  

Bezüglich des Aufbaus einer weltweiten 

Entwicklungspartnerschaft arbeitet Marokko 

aktiv mit mehreren Einrichtungen der Ver-

einten Nationen, privaten Organisationen, 

sowie mit mehreren nationalen Vereinen 

und Organisationen zusammen. Durch die-

se Zusammenarbeit konnte Marokko mehre-

re Entwicklungsprojekte durchführen und 

die Grundvoraussetzungen für eine effizien-

te Umsetzung der neuen marokkanischen 

Verfassung von 2011 schaffen. Obwohl die 

Regierung und ihre Partner zahlreiche Be-

mühungen für eine verstärkte Bürgerbeteili-

gung unternehmen, besteht aber im Bereich 

der politischen und sozialen Freiheiten noch 

Nachholbedarf. Die internationale NGO 

Freedom House stufte Marokko in den letz-

ten zehn Jahren bezüglich der politischen 

und sozialen Freiheiten durchgehend als 

„teilweise frei“ ein.
49

  

 

Marokko ist aber nicht nur ein Empfänger 

öffentlicher Entwicklungshilfe, wobei Marok-

ko einer der zehn Hauptempfänger von 

Deutschlands bilateralen ODA-Leistungen 

ist, sondern spielt auch eine wesentliche 

Rolle als Geber im Rahmen der Süd-Süd-

Kooperation auf dem afrikanischen Konti-

nent. Die Stärkung dieser Kooperation wur-

de in der neuen Verfassung von 2011 in der 

Präambel verankert und ist aktuell eine Prio-

rität in der marokkanischen Außenpolitik.
50

 

Die im Dezember 2003 in Marrakesch statt-

gefundene interministerielle Konferenz zur 

Süd-Süd-Kooperation verdeutlichte die Rol-

le Marokkos als bedeutender Akteur dieser 

Kooperation.
51

 Die Zusammenarbeit Marok-

kos mit Staaten von Subsahara-Afrika liegt 

vor allem im Bereich der Ausbildung von 

Führungskräften, der technischen Koopera-

tion, der wirtschaftlichen und finanziellen 

Zusammenarbeit, sowie der humanitären 

Unterstützung.
52

  

 

Projekte der HSS 

 

Auch auf der lokalen Ebene fördert die 

Erreichung der MDGs. In diesem Sinne 

arbeitet die HSS mit der Marokkanischen 

Vereinigung für Öko-Städte AMEV (Asso-

ciation Marocaine pour des Eco-Villes) 

zusammen, deren Ziel die Stärkung der 

Kapazitäten von Frauen in der Politik ist. 

Hierfür gründete sie eigens ein Frauen-

netzwerk innerhalb der Vereinigung, das 

die Kompetenzen von Frauen in politi-

schen Ämtern stärken soll. Bezüglich der 

Bürgerbeteiligung wird 2014 im Rahmen 

der dezentralisierten Kooperation ein Bür-

gerhaushaltsprojekt zwischen den Städten 

Nador und Frankfurt in Zusammenarbeit 

mit der Stadt Frankfurt, der Stadt Nador 

(im Norden Marokkos an der Mittelmeer-

küste), der Deutschen Gesellschaft für 

Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und 

der Weltunion der Kommunen Sektion 

Afrika (CGLUA) gestartet.  

 

Perspektiven für die Entwicklung nach 

2015 

 

Auf Anfrage des UN-Generalsekretärs 

wurden durch die Länderbüros der Entwick-

lungsagenturen der Vereinten Nationen in 

88 Ländern Überlegungen zu den Entwick-

lungsprioritäten nach 2015 angestellt, da-

runter auch Marokko. Hierfür führten die 

VN-Nebenorganisationen in Zusammenar-

beit mit dem marokkanischen Ministerium 

für allgemeine Angelegenheiten und Regie-

rungsführung (Ministère des Affaires 

Générales et de la Gouvernance) und dem 

Ministerium für auswärtige Angelegenheiten 

und Zusammenarbeit (Ministère des Affaires 

Etrangères et de la Coopération) im Februar 

und März 2013 mehr als 30 Befragungen 

mit mehr als 800 Teilnehmern durch, darun-

ter Vertreter von Regierungsinstitutionen, 

Diplomaten, Vertreter der internationalen 

und bilateralen Kooperation, zivilgesell-
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schaftliche Akteure, Vertreter des Privatsek-

tors und der Medien, Parlamentsabgeordne-

te, weibliche Abgeordnete und andere Ziel-

gruppen. Ziel dieser partizipativen Vorge-

hensweise war es, eine gemeinsame und 

umfassende Vision der Entwicklungsprioritä-

ten nach 2015 für eine Zukunft, die „alle 

wollen“, zu erarbeiten. Die Ergebnisse die-

ser Befragungen sollen in den zukünftigen 

Maßnahmen und Programme der Vereinten 

Nationen in Marokko berücksichtigt werden. 

Aus diesen Befragungen geht hervor, dass 

die Hauptanliegen der Bevölkerung nach 

wie vor im sozioökonomischen Bereich zu 

finden sind, aber auch vermehrt politische 

Forderungen auf der Agenda stehen. Die 

befragten Gruppen, die ein breites Spekt-

rum der marokkanischen Bevölkerung wi-

derspiegelten, betonten insbesondere die 

Regierungsführungsprobleme und ihre Be-

strebungen nach mehr Transparenz in öf-

fentlichen Angelegenheiten, der Bekämp-

fung von Korruption und der Einhaltung des 

Rechts. Im Rahmen dieser Befragungen 

zeichnete sich ein steigendes Interesse an 

regierungspolitischen Fragen bezüglich der 

Menschenrechte, Regierungsführung, 

Rechtsstaatlichkeit, sowie Sicherheit und 

Frieden ab. Bereits im Arabischen Frühling 

2011 forderten die sozialen Protestbewe-

gungen, allen voran die Bewegung „20. 

Februar“, mehr politische und soziale Rech-

te und plädierten weniger für einen politi-

schen Umsturz als für einen umfassenden 

Reformprozess. Der König reagierte äußerst 

schnell mit einer Verfassungsreform, die 

einerseits den Forderungen der Protestbe-

wegungen nachkam, aber andererseits da-

zu diente, vorerst die Aktivisten zu beruhi-

gen und den sozialen Frieden wieder herzu-

stellen, um zukünftige weitläufigere Proteste 

zu vermeiden. Damit brachte er zwar einen 

umfassenden Reformprozess in Gange und 

räumte anderen politischen Akteuren mehr 

Entscheidungsgewalt ein, sicherte sich hin-

gegen aber auch seine eigene Machtpositi-

on und trifft weiterhin grundlegende Ent-

scheidungen in wirtschafts- und außenpoliti-

schen Angelegenheiten. Dennoch garantiert 

die neue Verfassung von 2011 den mehr 

Menschenrechtsschutz, die Gleichstellung 

zwischen Männer und Frauen und die Stär-

kung der Rolle der Zivilgesellschaft. Zusätz-

lich sind die Hauptanliegen der Befragten im 

Bereich der Bildung, Gesundheitswesen, 

Bekämpfung von Korruption und Wirt-

schaftswachstum  bereits Prioritäten der 

Regierung und wurden in das Kooperati-

onsprogramm der Vereinten Nationen mit 

Marokko für 2012-2016 aufgenommen.
53

 

Am 24. September 2013 wurde von Marok-

ko im Hauptquartier der Vereinten Nationen 

in New York eine Debatte zu den MDGs 

nach 2015 in Afrika organisiert, welche die 

Entwicklungsagenda nach 2015 zum Inhalt 

hatte und wo auch Themen und Fragen, die 

im o.g. Bericht erarbeitet wurden, auf der 

Tagesordnung standen.
54

 In weiterer Folge 

betonte der marokkanischen Außenminister 

vor der Generalversammlung in New York 

am 30. September 2013 Marokkos Enga-

gement bezüglich der Fortführung der 

MDGs nach 2015.
55

 

Um die Errungenschaften von 2000 zu 

festigen und die Schwachstellen und Ent-

wicklungsziele präzise festlegen zu können, 

müssen Marokko und seine internationalen 

Partner eng zusammenarbeiten. Eine Errei-

chung der Zielvorgaben für menschliche 

Entwicklung und der verschiedenen einge-

führten Maßnahmen ist nur im Rahmen ei-

ner fruchtbaren Kooperation möglich. 

 

Schlussfolgerung 

 

Marokko hat in den letzten zehn Jahren 

zahlreiche Anstrengungen und Reformen 

auf politischer, rechtlicher, wirtschaftlicher 

und sozialer Ebene unternommen, um die 

MDGs zu erreichen. Beispielsweise konnten 

die absolute Armut (Ziel 1) und Krankheiten, 

wie die einheimische Malaria (Ziel 6), fast 

gänzlich ausgemerzt werden. Dank zahlrei-

cher Umsetzungsprogramme und –

initiativen, sowohl auf nationaler Ebene als 

auch in Zusammenarbeit mit internationalen 

Partnern, konnten mehrere Unterziele und 

spezifische Zielvorgaben erreicht werden. 

So wurde die Zugangsrate zu Trinkwasser 

erhöht und der Anteil der in Slums lebenden 
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Bevölkerung erheblich reduziert. Angesichts 

der weltweiten Entwicklungspartnerschaft 

konnte sich Marokko auf dem afrikanischen 

Kontinent in jüngster Zeit als wesentlicher 

Akteur im Rahmen der Süd-Süd-

Kooperation, insbesondere im Bildungsbe-

reich, positionieren. Laut der UNESCO be-

findet sich Marokko bezüglich der Aufnahme 

von afrikanischen Studenten, die ihr Heimat-

land für Studienzwecke verlassen, von allen 

afrikanischen Staaten nach Südafrika an 

zweiter Stelle.
56

 

 

Trotz der zahlreichen Anstrengungen zur 

Erreichung der MDGs können einige Ziele 

bis 2015 mit Sicherheit nicht erreicht werden 

(Zugang zur Gesundheitsversorgung und 

Vollbeschäftigung für alle). Auch im Bil-

dungsbereich, der ein Schlüsselfaktor für 

eine nachhaltige Entwicklung ist, sind die 

Ergebnisse hinter den ambitionierten Erwar-

tungen zurückgeblieben. Die Senkung der 

Analphabetenrate würde die Beteiligung und 

das Mitspracherecht der Bürger in öffentli-

chen Angelegenheiten positiv beeinflussen. 

Gerade in jüngster Zeit fordern die Bürger 

vermehrt politische Rechte ein. Gute Regie-

rungsführung, Bekämpfung der Korruption, 

Transparenz und Mitsprache im öffentlichen 

Entscheidungsfindungsprozess rücken im-

mer mehr in das Zentrum zivilgesellschaftli-

cher Anliegen. Für eine effiziente und ra-

sche Umsetzung der zivilgesellschaftlichen 

Forderung nach partizipativer Demokratie 

mangelt es jedoch weniger an politischem 

Willen und den dafür notwendigen rechtli-

chen Rahmenbedingungen, sondern an 

menschlichen Kapazitäten und Humanres-

sourcen.  

 

Die Hauptanliegen Marokkos, die auch 

nach 2015 von großer Wichtigkeit sein wer-

den, liegen vor allem im sozio-

ökonomischen Bereich. Des Weiteren ge-

winnen die politischen Herausforderungen 

an Bedeutung. Der Bildungs- und Ausbil-

dungssektor stellen nach wie vor das größte 

Hemmnis für eine adäquate positive Ent-

wicklung dar. Damit Marokko in Zukunft die 

gewünschten Ziele erreichen kann, sind vor 

allem Maßnahmen notwendig, die nicht nur 

auf die Konzeption der Entwicklungspro-

gramme- und projekte fokussieren, sondern 

insbesondere die Kapazitäten der darin be-

teiligten Akteure stärken. Für eine effektive 

Umsetzung dieser Projekte ist professionel-

les Personal notwendig, das über das not-

wendige Know-How und Wissen in den je-

weiligen Bereichen verfügt. Nur durch gute 

Aus- und Weiterbildung der Humanressour-

cen können auch die gewünschten Fort-

schritte erzielt werden.    

 

 

||  JULIETTE BORSENBERGER 

Büroprojektleiterin Marokko  

 

Unter Mitarbeit von Ingrid Heidlmayr und 
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